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Gesamte Rechtsvorschrift für Doppelbesteuerung – Einkommen- und Vermögensteuern 
(Slowakei), Fassung vom 23.02.2024 

Beachte für folgende Bestimmung 

1. Die Änderungen auf Grund des MLI (BGBl. III Nr. 93/2018) können nicht eindeutig zugeordnet 
werden, vgl. daher die „synthetisierte“ Version des DBA Slowakei plus MLI, als Anlage 1 dokumentiert. 
2. Die Bezeichnungen „Slowakische Republik“ bzw. „slowakisch“ treten an die Stelle der Bezeichnungen 
„Tschechoslowakische Republik“, „Tschechoslowakische Sozialistische Republik“, „CSSR“, 
„Tschechische und Slowakische Föderative Republik“ oder „CSFR“ bzw. „tschechoslowakisch“. 
Aus dokumentalistischen Gründen wurde für die in einem Notenwechsel (BGBl. Nr. 1046/1994) 
beschlossene Weiteranwendung eine Kopie des Vertrages (einschließlich etwaiger Änderungen) erstellt. 
Aus Zweckmäßigkeitsgründen wurde auf die generelle Einarbeitung verzichtet. Ein „Beachte“ befindet 
sich in jedem Dokument, unabhängig davon, ob es betroffen ist. 

Langtitel 

Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom 
Vermögen 
StF: BGBl. Nr. 34/1979 (NR: GP XIV RV 848 AB 974 S. 98. BR: AB 1866 S. 378.) 

Änderung 

BGBl. Nr. 1046/1994 (NR: GP XVIII RV 1504 AB 1725 S. 168. BR: AB 4828 S. 588.) 
BGBl. III Nr. 93/2018 (NR: GP XXV RV 1670 AB 1732 S. 190. BR: AB 9848 S. 870.) 

Sonstige Textteile 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt. 

Ratifikationstext 

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete 
Ratifikationsurkunde wurde am 14. Dezember 1978 ausgetauscht; das Abkommen tritt gemäß seinem 
Art. 28 Abs. 2 am 12. Feber 1979 in Kraft. 

Präambel/Promulgationsklausel 
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Der Bundespräsident der Republik Österreich und der Präsident der Tschechoslowakischen 
Sozialistischen Republik, 

im Bewußtsein des Bedürfnisses, den Handel zu erleichtern und die wirtschaftliche Zusammenarbeit 
im Einklang mit der Schlußakte der Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa zu 
fördern, 

sind übereingekommen, ein Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete 
der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen zu schließen. 

Zu diesem Zweck haben zu ihren Bevollmächtigten ernannt: 

(Anm.: es folgen die Namen der Bevollmächtigten) 

die nach Austausch ihrer in guter und gehöriger Form befundenen Vollmachten folgendes vereinbart 
haben: 

Beachte für folgende Bestimmung 

Die Bezeichnungen „Slowakische Republik“ bzw. „slowakisch“ treten an die Stelle der Bezeichnungen 
„Tschechoslowakische Republik“, „Tschechoslowakische Sozialistische Republik“, „CSSR“, 
„Tschechische und Slowakische Föderative Republik“ oder „CSFR“ bzw. „tschechoslowakisch“. 

Text 

Artikel 1 

Persönlicher Geltungsbereich 

Dieses Abkommen gilt für Personen, die in einem Vertragsstaat oder in beiden Vertragsstaaten 
ansässig sind. 

Beachte für folgende Bestimmung 

Die Bezeichnungen „Slowakische Republik“ bzw. „slowakisch“ treten an die Stelle der Bezeichnungen 
„Tschechoslowakische Republik“, „Tschechoslowakische Sozialistische Republik“, „CSSR“, 
„Tschechische und Slowakische Föderative Republik“ oder „CSFR“ bzw. „tschechoslowakisch“. 

Artikel 2 

Unter das Abkommen fallende Steuern 

(1) Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht auf die Art der Erhebung, für Steuern vom Einkommen 
und vom Vermögen, die in einem der beiden Vertragsstaaten erhoben werden. 

(2) Als Steuern vom Einkommen und vom Vermögen gelten alle Steuern, die vom 
Gesamteinkommen, vom Gesamtvermögen oder von Teilen des Einkommens oder des Vermögens 
erhoben werden, einschließlich der Steuern vom Gewinn aus der Veräußerung beweglichen oder 
unbeweglichen Vermögens sowie der Steuern vom Vermögenszuwachs. 

(3) Die zurzeit bestehenden Steuern, für die dieses Abkommen gilt, sind: 

 a) in der Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik: 

 1. die Abgabe und die Steuer vom Gewinn, 

 2. die Lohnsteuer, 

 3. die Steuer von Einkünften aus literarischer und künstlerischer Tätigkeit, 

 4. die Landwirtschaftssteuer, 

 5. die Steuer vom Einkommen natürlicher Personen, 

 6. die Haussteuer, 

 7. die Abgabe vom Vermögen 

(im folgenden als „tschechoslowakische Steuer“ bezeichnet); 

 b) in der Republik Österreich: 
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 1. die Einkommensteuer, 

 2. die Körperschaftsteuer, 

 3. die Aufsichtsratsabgabe, 

 4. die Vermögensteuer, 

 5. die Abgabe von Vermögen, die der Erbschaftssteuer entzogen sind, 

 6. die Gewerbesteuer einschließlich der Lohnsummensteuer, 

 7. die Grundsteuer, 

 8. die Abgabe von land- und forstwirtschaftlichen Betrieben, 

 9. die Beiträge von land- und forstwirtschaftlichen Betrieben zum Ausgleichsfonds für 
Familienbeihilfen, 

 10. die Abgabe vom Bodenwert bei unbebauten Grundstücken (im folgenden als „österreichische 
Steuer“ bezeichnet). 

(4) Dieses Abkommen gilt auch für alle Steuern gleicher oder ähnlicher Art, die nach der 
Unterzeichnung des Abkommens neben den zurzeit bestehenden Steuern oder an deren Stelle erhoben 
werden. Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten teilen einander die in ihren Steuergesetzen 
eingetretenen Änderungen, soweit erforderlich, mit. 

Beachte für folgende Bestimmung 

Die Bezeichnungen „Slowakische Republik“ bzw. „slowakisch“ treten an die Stelle der Bezeichnungen 
„Tschechoslowakische Republik“, „Tschechoslowakische Sozialistische Republik“, „CSSR“, 
„Tschechische und Slowakische Föderative Republik“ oder „CSFR“ bzw. „tschechoslowakisch“. 

Artikel 3 

Allgemeine Definitionen 

(1) Im Sinne dieses Abkommens, wenn der Zusammenhang nichts anderes erfordert, 

 a) umfaßt der Ausdruck „Person“ natürliche Personen, Gesellschaften und alle anderen 
Personenvereinigungen; 

 b) bedeutet der Ausdruck „Gesellschaft“ juristische Personen oder Rechtsträger, die für die 
Besteuerung wie juristische Personen behandelt werden; 

 c) bedeuten die Ausdrücke „Unternehmen eines Vertragsstaates“ und „Unternehmen des anderen 
Vertragsstaates“, je nachdem, ein Unternehmen, das von einer in einem Vertragsstaat ansässigen 
Person betrieben wird, oder ein Unternehmen, das von einer in dem anderen Vertragsstaat 
ansässigen Person betrieben wird: (Anm.: richtig:;) 

 d) bedeutet der Ausdruck „Staatsangehörige“ 

 1. alle natürlichen Personen, die die Staatsangehörigkeit eines der beiden Vertragsstaaten 
besitzen; 

 2. alle juristischen Personen, Personengesellschaften und anderen Personenvereinigungen, die 
nach dem in einem der beiden Vertragsstaaten geltenden Recht errichtet worden sind; 

 e) bedeutet der Ausdruck „zuständige Behörde“ auf seiten der Tschechoslowakischen 
Sozialistischen Republik den Minister der Finanzen der Tschechoslowakischen Sozialistischen 
Republik oder seinen bevollmächtigten Vertreter und auf seiten der Republik Österreich den 
Bundesminister für Finanzen der Republik Österreich. 

(2) Bei Anwendung dieses Abkommens durch einen Vertragsstaat hat, wenn der Zusammenhang 
nichts anderes erfordert, jeder nicht anders definierte Ausdruck die Bedeutung, die ihm nach dem Recht 
dieses Staates über die Steuern zukommt, welche Gegenstand dieses Abkommens sind. 

Beachte für folgende Bestimmung 

Die Bezeichnungen „Slowakische Republik“ bzw. „slowakisch“ treten an die Stelle der Bezeichnungen 
„Tschechoslowakische Republik“, „Tschechoslowakische Sozialistische Republik“, „CSSR“, 
„Tschechische und Slowakische Föderative Republik“ oder „CSFR“ bzw. „tschechoslowakisch“. 
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Artikel 4 

Steuerlicher Wohnsitz 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck „eine in einem Vertragsstaat ansässige 
Person“ eine Person, die nach dem Recht dieses Staates dort auf Grund ihres Wohnsitzes, ihres ständigen 
Aufenthaltes, des Ortes ihrer Geschäftsleitung oder eines anderen ähnlichen Merkmals steuerpflichtig ist. 

(2) Ist nach Absatz 1 eine natürliche Person in beiden Vertragsstaaten ansässig, so gilt folgendes: 

 a) Die Person gilt als in dem Vertragsstaat ansässig, in dem sie über eine ständige Wohnstätte 
verfügt. Verfügt sie in beiden Vertragsstaaten über eine ständige Wohnstätte, so gilt sie als in 
dem Vertragsstaat ansässig, zu dem sie die engeren persönlichen und wirtschaftlichen 
Beziehungen hat (Mittelpunkt der Lebensinteressen). 

 b) Kann nicht bestimmt werden, zu welchem Vertragsstaat die Person die engeren persönlichen und 
wirtschaftlichen Beziehungen hat, oder verfügt sie in keinem der Vertragsstaaten über eine 
ständige Wohnstätte, so gilt sie als in dem Vertragsstaat ansässig, in dem sie ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt hat. 

 c) Hat die Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt in beiden Vertragsstaaten oder in keinem der 
Vertragsstaaten, so gilt sie als in dem Vertragsstaat ansässig, dessen Staatsangehörigkeit sie 
besitzt. 

 d) Besitzt die Person die Staatsangehörigkeit beider Vertragsstaaten oder keines Vertragsstaates, so 
werden sich die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten bemühen, die Frage in gegenseitigem 
Einvernehmen zu regeln. 

(3) Ist nach Absatz 1 eine andere als eine natürliche Person in beiden Vertragsstaaten ansässig, so 
gilt sie als in dem Vertragsstaat ansässig, in dem sich der Ort ihrer tatsächlichen Geschäftsleitung 
befindet. 

Beachte für folgende Bestimmung 

1. vgl. die „synthetisierte“ Version des DBA Slowakei plus MLI (BGBl. III Nr. 93/2018) in Anlage 1 
2. Die Bezeichnungen „Slowakische Republik“ bzw. „slowakisch“ treten an die Stelle der Bezeichnungen 
„Tschechoslowakische Republik“, „Tschechoslowakische Sozialistische Republik“, „CSSR“, 
„Tschechische und Slowakische Föderative Republik“ oder „CSFR“ bzw. „tschechoslowakisch“. 

Artikel 5 

Betriebstätte 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck „Betriebstätte“ eine feste 
Geschäftseinrichtung, durch die die Tätigkeit eines Unternehmens ganz oder teilweise ausgeübt wird. 

(2) Der Ausdruck „Betriebstätte“ umfaßt insbesondere: 

 a) einen Ort der Leitung, 

 b) eine Zweigniederlassung, 

 c) eine Geschäftsstelle, 

 d) eine Fabrikationsstätte, 

 e) eine Werkstätte und 

 f) ein Bergwerk, ein Öl- oder Gasvorkommen, einen Steinbruch oder eine andere Stätte der 
Ausbeutung von Bodenschätzen. 

(3) Eine Bauausführung oder Montage ist nur dann eine Betriebstätte, wenn ihre Dauer zwölf 
Monate überschreitet. 

(4) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels gelten nicht als Betriebstätten: 

 a) Einrichtungen, die ausschließlich zur Lagerung, Ausstellung oder Auslieferung von Gütern oder 
Waren des Unternehmens benutzt werden; 

 b) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die ausschließlich zur Lagerung, 
Ausstellung oder Auslieferung unterhalten werden; 

 c) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die ausschließlich zu dem Zweck 
unterhalten werden, durch ein anderes Unternehmen bearbeitet oder verarbeitet zu werden; 

 d) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten wird, für das 
Unternehmen Güter oder Waren einzukaufen oder Informationen zu beschaffen; 
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 e) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten wird, für das 
Unternehmen andere Tätigkeiten auszuüben, die vorbereitender Art sind oder eine Hilfstätigkeit 
darstellen; 

 f) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten wird, mehrere der 
unter lit. a bis e genannten Tätigkeiten auszuüben, vorausgesetzt, daß die sich daraus ergebende 
Gesamttätigkeit der festen Geschäftseinrichtung vorbereitender Art ist oder eine Hilfstätigkeit 
darstellt. 

(5) Ist eine Person – mit Ausnahme eines unabhängigen Vertreters im Sinne des Absatzes 6 – für ein 
Unternehmen tätig und besitzt sie in einem Vertragsstaat die Vollmacht, im Namen des Unternehmens 
Verträge abzuschließen, und übt sie die Vollmacht dort gewöhnlich aus, so wird das Unternehmen 
ungeachtet der Absätze 1 und 2 so behandelt, als habe es in diesem Staat für alle von der Person für das 
Unternehmen ausgeübten Tätigkeiten eine Betriebstätte, es sei denn, diese Tätigkeiten beschränken sich 
auf die in Absatz 4 genannten Tätigkeiten, die, würden sie durch eine feste Geschäftseinrichtung 
ausgeübt, diese Einrichtung nach dem genannten Absatz nicht zu einer Betriebstätte machten. 

(6) Ein Unternehmen wird nicht schon deshalb so behandelt, als habe es eine Betriebstätte in einem 
Vertragsstaat, weil es dort seine Tätigkeit durch einen Makler, Kommissionär oder einen anderen 
unabhängigen Vertreter ausübt, sofern diese Personen im Rahmen ihrer ordentlichen Geschäftstätigkeit 
handeln. 

(7) Allein dadurch, daß eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft eine Gesellschaft 
beherrscht oder von einer Gesellschaft beherrscht wird, die im anderen Vertragsstaat ansässig ist oder dort 
(entweder durch eine Betriebstätte oder auf andere Weise) ihre Tätigkeit ausübt, wird keine der beides 
Gesellschaften zur Betriebstätte der anderen. 

Beachte für folgende Bestimmung 

Die Bezeichnungen „Slowakische Republik“ bzw. „slowakisch“ treten an die Stelle der Bezeichnungen 
„Tschechoslowakische Republik“, „Tschechoslowakische Sozialistische Republik“, „CSSR“, 
„Tschechische und Slowakische Föderative Republik“ oder „CSFR“ bzw. „tschechoslowakisch“. 

Artikel 6 

Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen 

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus unbeweglichem Vermögen 
(einschließlich der Einkünfte aus land- und forstwirtschaftlichen Betrieben) bezieht, das im anderen 
Vertragsstaat liegt, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Der Ausdruck „unbewegliches Vermögen“ hat die Bedeutung, die ihm nach dem Recht des 
Vertragsstaates zukommt, in dem das Vermögen liegt. Der Ausdruck umfaßt in jedem Fall das Zubehör 
zum unbeweglichen Vermögen, das lebende und tote Inventar land- und forstwirtschaftlicher Betriebe, 
die Rechte, für die die Vorschriften des bürgerlichen Rechts über Grundstücke gelten, Nutzungsrechte an 
unbeweglichem Vermögen sowie Rechte auf veränderliche oder feste Vergütungen für die Ausbeutung 
oder das Recht auf Ausbeutung von Mineralvorkommen, Quellen und anderen Bodenschätzen; Schiffe 
und Luftfahrzeuge gelten nicht als unbewegliches Vermögen. 

(3) Absatz 1 gilt für Einkünfte aus der unmittelbaren Nutzung, der Vermietung oder Verpachtung 
sowie jeder anderen Art der Nutzung unbeweglichen Vermögens. 

(4) die Absätze 1 und 3 gelten auch für Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen eines 
Unternehmens und für Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen, das der Ausübung einer selbständigen 
Arbeit dient. 

Beachte für folgende Bestimmung 

Die Bezeichnungen „Slowakische Republik“ bzw. „slowakisch“ treten an die Stelle der Bezeichnungen 
„Tschechoslowakische Republik“, „Tschechoslowakische Sozialistische Republik“, „CSSR“, 
„Tschechische und Slowakische Föderative Republik“ oder „CSFR“ bzw. „tschechoslowakisch“. 
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Artikel 7 

Unternehmensgewinne 

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaates dürfen nur in diesem Staat besteuert werden, 
es sei denn, das Unternehmen übt seine Tätigkeit im anderen Vertragsstaat durch eine dort gelegene 
Betriebstätte aus. Übt das Unternehmen seine Tätigkeit auf diese Weise aus, so dürfen die Gewinne des 
Unternehmens im anderen Staat besteuert werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser Betriebstätte 
zugerechnet werden können. 

(2) Übt ein Unternehmen eines Vertragsstaates seine Tätigkeit im anderen Vertragsstaat durch eine 
dort gelegene Betriebstätte aus, so werden vorbehaltlich des Absatzes 3 in jedem Vertragsstaat dieser 
Betriebstätte die Gewinne zugerechnet, die sie hätte erzielen können, wenn sie eine gleiche oder ähnliche 
Tätigkeit unter gleichen oder ähnlichen Bedingungen als selbständiges Unternehmen ausgeübt hätte und 
im Verkehr mit dem Unternehmen, dessen Betriebstätte sie ist, völlig unabhängig gewesen wäre. 

(3) Bei der Ermittlung der Gewinne einer Betriebstätte werden die für diese Betriebstätte 
entstandenen Aufwendungen, einschließlich der Geschäftsführungs- und allgemeinen Verwaltungskosten, 
zum Abzug zugelassen, gleichgültig, ob sie in dem Staat, in dem die Betriebstätte liegt, oder anderswo 
entstanden sind. 

(4) Soweit es in einem Vertragsstaat üblich ist, die einer Betriebstätte zuzurechnenden Gewinne 
durch Aufteilung der Gesamtgewinne des Unternehmens auf seine einzelnen Teile zu ermitteln, schließt 
Absatz 2 nicht aus, daß dieser Vertragsstaat die zu besteuernden Gewinne nach der üblichen Aufteilung 
ermittelt; die gewählte Gewinnaufteilung muß jedoch derart sein, daß das Ergebnis mit den Grundsätzen 
dieses Artikels übereinstimmt. 

(5) Auf Grund des bloßen Einkaufs von Gütern oder Waren für das Unternehmen wird einer 
Betriebstätte kein Gewinn zugerechnet. 

(6) Bei der Anwendung der vorstehenden Absätze sind die der Betriebstätte zuzurechnenden 
Gewinne jedes Jahr auf dieselbe Art zu ermitteln, es sei denn, daß ausreichende Gründe dafür bestehen, 
anders zu verfahren. 

(7) Gehören zu den Gewinnen Einkünfte, die in anderen Artikeln dieses Abkommens behandelt 
werden, so werden die Bestimmungen jener Artikel durch die Bestimmungen dieses Artikels nicht 
berührt. 

(8) Die Bestimmungen dieses Artikels sind auch auf Einkünfte anzuwenden, die einem stillen 
Gesellschafter aus seiner Beteiligung an einer „stillen Gesellschaft“ des österreichischen Rechts 
zufließen. 

Beachte für folgende Bestimmung 

Die Bezeichnungen „Slowakische Republik“ bzw. „slowakisch“ treten an die Stelle der Bezeichnungen 
„Tschechoslowakische Republik“, „Tschechoslowakische Sozialistische Republik“, „CSSR“, 
„Tschechische und Slowakische Föderative Republik“ oder „CSFR“ bzw. „tschechoslowakisch“. 

Artikel 8 

Schiff- und Luftfahrt 

(1) Eine in einem Vertragsstaat ansässige Person darf mit Gewinnen aus dem Betrieb von 
Seeschiffen, Binnenschiffen oder Luftfahrzeugen im internationalen Verkehr nur in diesem Vertragsstaat 
besteuert werden. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Beteiligungen eines Unternehmens der See- oder Binnenschiffahrt 
oder der Luftfahrt an einem Pool, einer Betriebsgemeinschaft oder einem anderen internationalen 
Betriebszusammenschluß. 

Beachte für folgende Bestimmung 

Die Bezeichnungen „Slowakische Republik“ bzw. „slowakisch“ treten an die Stelle der Bezeichnungen 
„Tschechoslowakische Republik“, „Tschechoslowakische Sozialistische Republik“, „CSSR“, 
„Tschechische und Slowakische Föderative Republik“ oder „CSFR“ bzw. „tschechoslowakisch“. 
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Artikel 9 

Verbundene Unternehmen 

Wenn 

 a) ein Unternehmen eines Vertragsstaats unmittelbar oder mittelbar an der Geschäftsleitung, der 
Kontrolle oder am Kapital eines Unternehmens des anderen Vertragsstaats beteiligt ist oder 

 b) dieselben Personen unmittelbar oder mittelbar an der Geschäftsleitung, der Kontrolle oder am 
Kapital eines Unternehmens eines Vertragsstaats und eines Unternehmens des anderen 
Vertragsstaats beteiligt sind, 

und in diesen Fällen zwischen den beiden Unternehmen hinsichtlich ihrer kaufmännischen oder 
finanziellen Beziehungen Bedingungen vereinbart oder auferlegt werden, die von denen abweichen, die 
unabhängige Unternehmen miteinander vereinbaren würden, so dürfen die Gewinne, die eines der 
Unternehmen ohne diese Bedingungen erzielt hätte, wegen dieser Bedingungen aber nicht erzielt hat, den 
Gewinnen dieses Unternehmens zugerechnet und entsprechend besteuert werden. 

Beachte für folgende Bestimmung 

1. vgl. die „synthetisierte“ Version des DBA Slowakei plus MLI (BGBl. III Nr. 93/2018) in Anlage 1 
2. Die Bezeichnungen „Slowakische Republik“ bzw. „slowakisch“ treten an die Stelle der Bezeichnungen 
„Tschechoslowakische Republik“, „Tschechoslowakische Sozialistische Republik“, „CSSR“, 
„Tschechische und Slowakische Föderative Republik“ oder „CSFR“ bzw. „tschechoslowakisch“. 

Artikel 10 

Dividenden 

(1) Dividenden, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft an eine in dem anderen 
Vertragsstaat ansässige Person zahlt, dürfen in dem anderen Staat besteuert werden. 

(2) Diese Dividenden dürfen jedoch in dem Vertragsstaat, in dem die die Dividenden zahlende 
Gesellschaft ansässig ist, nach dem Recht dieses Staates besteuert werden; die Steuer darf aber 10 vom 
Hundert des Bruttobetrages der Dividenden nicht übersteigen. 

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Dividenden“ bedeutet Einkünfte aus Aktien, 
Genußaktien oder Genußscheinen, Kuxen, Gründeranteilen oder anderen Rechten – ausgenommen 
Forderungen – mit Gewinnbeteiligung sowie aus sonstigen Gesellschaftsanteilen stammende Einkünfte, 
die nach dem Recht des Staates, in dem die ausschüttende Gesellschaft ansässig ist, den Einkünften aus 
Aktien steuerlich gleichgestellt sind. 

(4) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige 
Empfänger der Dividenden im anderen Vertragsstaat, in dem die die Dividenden zahlende Gesellschaft 
ansässig ist, eine gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gelegene Betriebstätte oder eine selbständige 
Arbeit durch eine dort gelegene feste Einrichtung ausübt und die Beteiligung, für die die Dividenden 
gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte oder festen Einrichtung gehört. In diesem Fall ist 
Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden. 

(5) Bezieht eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft Gewinne oder Einkünfte aus dem 
anderen Vertragsstaat, so darf dieser andere Staat weder die von der Gesellschaft gezahlten Dividenden 
besteuern, es sei denn, daß diese Dividenden an eine im anderen Staat ansässige Person gezahlt werden 
oder daß die Beteiligung, für die die Dividenden gezahlt werden, tatsächlich zu einer im anderen Staat 
gelegenen Betriebstätte oder festen Einrichtung gehört, noch Gewinne der Gesellschaft einer Steuer für 
nichtausgeschüttete Gewinne unterwerfen, selbst wenn die gezahlten Dividenden oder die 
nichtausgeschütteten Gewinne ganz oder teilweise aus im anderen Staat erzielten Gewinnen oder 
Einkünften bestehen. 

Beachte für folgende Bestimmung 

Die Bezeichnungen „Slowakische Republik“ bzw. „slowakisch“ treten an die Stelle der Bezeichnungen 
„Tschechoslowakische Republik“, „Tschechoslowakische Sozialistische Republik“, „CSSR“, 
„Tschechische und Slowakische Föderative Republik“ oder „CSFR“ bzw. „tschechoslowakisch“. 



 Bundesrecht konsolidiert 

www.ris.bka.gv.at Seite 8 von 34 

Artikel 11 

Zinsen 

(1) Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen und an eine in dem anderen Vertragsstaat ansässige 
Person gezahlt werden, dürfen nur in dem anderen Staat besteuert werden. 

(2) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Zinsen“ bedeutet Einkünfte aus Forderungen jeder 
Art, auch wenn die Forderungen durch Pfandrechte an Grundstücken gesichert oder mit einer Beteiligung 
am Gewinn des Schuldners ausgestattet sind, und insbesondere Einkünfte aus öffentlichen Anleihen und 
aus Obligationen, einschließlich der damit verbundenen Aufgelder und der Gewinne aus Losanleihen. 
Zuschläge für verspätete Zahlung gelten nicht als Zinsen im Sinne dieses Artikels. 

(3) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige Empfänger der Zinsen 
im anderen Vertragsstaat, aus dem die Zinsen stammen, eine gewerbliche Tätigkeit durch eine dort 
gelegene Betriebstätte oder eine selbständige Arbeit durch eine dort gelegene feste Einrichtung ausübt 
und die Forderung, für die die Zinsen gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte oder festen 
Einrichtung gehört. In diesem Fall ist Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden. 

(4) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Empfänger der Zinsen oder zwischen jedem von 
ihnen und einem Dritten besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die Zinsen, gemessen an der 
zugrundeliegenden Forderung, den Betrag, den Schuldner und Empfänger ohne diese Beziehungen 
vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur auf den letzteren Betrag angewendet. In diesem Fall kann der 
übersteigende Betrag nach dem Recht eines jeden Vertragsstaats und unter Berücksichtigung der anderen 
Bestimmungen dieses Abkommens besteuert werden. 

Beachte für folgende Bestimmung 

Die Bezeichnungen „Slowakische Republik“ bzw. „slowakisch“ treten an die Stelle der Bezeichnungen 
„Tschechoslowakische Republik“, „Tschechoslowakische Sozialistische Republik“, „CSSR“, 
„Tschechische und Slowakische Föderative Republik“ oder „CSFR“ bzw. „tschechoslowakisch“. 

Artikel 12 

Lizenzgebühren 

(1) Lizenzgebühren, die aus einem Vertragsstaat stammen und von einer in dem anderen 
Vertragsstaat ansässigen Person bezogen werden, dürfen in dem anderen Staat besteuert werden. 

(2) Die im Absatz 3 lit. a angeführten Lizenzgebühren dürfen jedoch in dem Vertragsstaat, aus dem 
sie stammen, nach dem Recht dieses Staates besteuert werden; die Steuer darf aber 5 vom Hundert des 
Bruttobetrages der Lizenzgebühren nicht übersteigen. 

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Lizenzgebühren“ bedeutet Vergütungen jeder Art, 
die für die Benutzung oder für das Recht auf Benutzung 

 a) von Patenten, Warenzeichen, Mustern oder Modellen, Plänen, geheimen Formeln oder Verfahren 
oder für die Benutzung oder das Recht auf Benutzung gewerblicher, kaufmännischer oder 
wissenschaftlicher Ausrüstungen oder für die Mitteilung gewerblicher, kaufmännischer oder 
wissenschaftlicher Erfahrungen, 

 b) von Urheberrechten an literarischen, künstlerischen oder wissenschaftlichen Werken, 
einschließlich kinematographischer Filme, gezahlt werden. 

(4) Lizenzgebühren gelten dann als aus einem Vertragsstaat stammend, wenn der Schuldner dieser 
Staat selbst, eine seiner Gebietskörperschaften oder eine in diesem Staat ansässige Person ist. Hat aber der 
Schuldner der Lizenzgebühren, ohne Rücksicht darauf, ob er in einem Vertragsstaat ansässig ist oder 
nicht, in einem Vertragsstaat eine Betriebstätte oder eine feste Einrichtung und ist die Verpflichtung, für 
die die Lizenzgebühren gezahlt werden, für Zwecke der Betriebstätte oder der festen Einrichtung 
eingegangen worden und trägt die Betriebstätte oder die feste Einrichtung die Lizenzgebühren, so gelten 
die Lizenzgebühren als aus dem Staat stammend, in dem die Betriebstätte oder die feste Einrichtung liegt. 

(5) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige 
Empfänger der Lizenzgebühren im anderen Vertragsstaat, aus dem die Lizenzgebühren stammen, eine 
gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gelegene Betriebstätte oder eine selbständige Arbeit durch eine dort 
gelegene feste Einrichtung ausübt und die Rechte oder Vermögenswerte, für die die Lizenzgebühren 
gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte oder festen Einrichtung gehören. In diesem Fall ist 
Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden. 
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(6) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Empfänger der Lizenzgebühren oder zwischen 
jedem von ihnen und einem Dritten besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die Lizenzgebühren, 
gemessen an der zugrundeliegenden Leistung, den Betrag, den Schuldner und Empfänger ohne diese 
Beziehungen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur auf den letzteren Betrag angewendet. In diesem 
Fall kann der übersteigende Betrag nach dem Recht eines jeden Vertragsstaates und unter 
Berücksichtigung der anderen Bestimmungen dieses Abkommens besteuert werden. 

Beachte für folgende Bestimmung 

Die Bezeichnungen „Slowakische Republik“ bzw. „slowakisch“ treten an die Stelle der Bezeichnungen 
„Tschechoslowakische Republik“, „Tschechoslowakische Sozialistische Republik“, „CSSR“, 
„Tschechische und Slowakische Föderative Republik“ oder „CSFR“ bzw. „tschechoslowakisch“. 

Artikel 13 

Gewinne aus der Veräußerung von Vermögen 

(1) Gewinne, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus der Veräußerung unbeweglichen 
Vermögens im Sinne des Artikels 6 bezieht, das im anderen Vertragsstaat liegt, dürfen im anderen Staat 
besteuert werden. 

(2) Gewinne aus der Veräußerung beweglichen Vermögens, das Betriebsvermögen einer 
Betriebstätte ist, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat, oder das zu einer 
festen Einrichtung gehört, die einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person für die Ausübung einer 
selbständigen Arbeit im anderen Vertragsstaat zur Verfügung steht, einschließlich derartiger Gewinne, die 
bei der Veräußerung einer solchen Betriebstätte (allein oder mit dem übrigen Unternehmen) oder einer 
solchen festen Einrichtung erzielt werden, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 

(3) Ungeachtet des Absatzes 2 dürfen Gewinne, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus 
der Veräußerung von See- oder Binnenschiffen oder Luftfahrzeugen im internationalen Verkehr und von 
beweglichem Vermögen, das dem Betrieb dieser See- oder Binnenschiffe und Luftfahrzeuge dient, erzielt, 
nur in diesem Vertragsstaat besteuert werden. 

(4) Gewinne aus der Veräußerung des in den Absätzen 1, 2 und 3 nicht genannten Vermögens dürfen 
nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der Veräußerer ansässig ist. 

Beachte für folgende Bestimmung 

Die Bezeichnungen „Slowakische Republik“ bzw. „slowakisch“ treten an die Stelle der Bezeichnungen 
„Tschechoslowakische Republik“, „Tschechoslowakische Sozialistische Republik“, „CSSR“, 
„Tschechische und Slowakische Föderative Republik“ oder „CSFR“ bzw. „tschechoslowakisch“. 

Artikel 14 

Selbständige Arbeit 

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus einem freien Beruf oder aus 
sonstiger selbständiger Tätigkeit bezieht, dürfen nur in diesem Staat besteuert werden, es sei denn, daß 
der Person im anderen Vertragsstaat für die Ausübung ihrer Tätigkeit gewöhnlich eine feste Einrichtung 
zur Verfügung steht. Steht ihr eine solche feste Einrichtung zur Verfügung, so dürfen die Einkünfte im 
anderen Staat besteuert werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser festen Einrichtung zugerechnet werden 
können. 

(2) Der Ausdruck „freier Beruf“ umfaßt insbesondere die selbständig ausgeübte wissenschaftliche, 
literarische, künstlerische, erzieherische oder unterrichtende Tätigkeit sowie die selbständige Tätigkeit 
der Ärzte, Rechtsanwälte, Ingenieure, Architekten und Steuerberater. 

Beachte für folgende Bestimmung 

Die Bezeichnungen „Slowakische Republik“ bzw. „slowakisch“ treten an die Stelle der Bezeichnungen 
„Tschechoslowakische Republik“, „Tschechoslowakische Sozialistische Republik“, „CSSR“, 
„Tschechische und Slowakische Föderative Republik“ oder „CSFR“ bzw. „tschechoslowakisch“. 
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Artikel 15 

Unselbständige Arbeit 

(1) Vorbehaltlich der Artikel 16, 18 und 19 dürfen Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen, die 
eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus unselbständiger Arbeit bezieht, nur in diesem Staat 
besteuert werden, es sei denn, die Arbeit wird im anderen Vertragsstaat ausgeübt. Wird die Arbeit dort 
ausgeübt, so dürfen die dafür bezogenen Vergütungen im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 dürfen Vergütungen, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person 
für eine im anderen Vertragsstaat ausgeübte unselbständige Arbeit bezieht, nur im erstgenannten Staat 
besteuert werden, wenn 

 a) der Empfänger sich im anderen Staat insgesamt nicht länger als 183 Tage während des 
betreffenden Kalenderjahres aufhält und 

 b) die Vergütungen von einem Arbeitgeber oder für einen Arbeitgeber gezahlt werden, der nicht im 
anderen Staat ansässig ist, und 

 c) die Vergütungen nicht von einer Betriebstätte oder einer festen Einrichtung getragen werden, die 
der Arbeitgeber im anderen Staat hat. 

(3) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels dürfen Vergütungen für 
unselbständige Arbeit, die an Bord eines See- oder Binnenschiffes oder Luftfahrzeuges im internationalen 
Verkehr ausgeübt wird, nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem die Person ansässig ist, die die 
Gewinne aus dem Betrieb des See- oder Binnenschiffes oder Luftfahrzeuges erzielt. 

Beachte für folgende Bestimmung 

Die Bezeichnungen „Slowakische Republik“ bzw. „slowakisch“ treten an die Stelle der Bezeichnungen 
„Tschechoslowakische Republik“, „Tschechoslowakische Sozialistische Republik“, „CSSR“, 
„Tschechische und Slowakische Föderative Republik“ oder „CSFR“ bzw. „tschechoslowakisch“. 

Artikel 16 

Aufsichtsrats- und Verwaltungsratsvergütungen 

Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergütungen und ähnliche Zahlungen, die eine in einem 
Vertragsstaat ansässige Person in ihrer Eigenschaft als Mitglied des Aufsichts- oder Verwaltungsrates 
einer Gesellschaft bezieht, die in dem anderen Vertragsstaat ansässig ist, dürfen in dem anderen Staat 
besteuert werden. 

Beachte für folgende Bestimmung 

Die Bezeichnungen „Slowakische Republik“ bzw. „slowakisch“ treten an die Stelle der Bezeichnungen 
„Tschechoslowakische Republik“, „Tschechoslowakische Sozialistische Republik“, „CSSR“, 
„Tschechische und Slowakische Föderative Republik“ oder „CSFR“ bzw. „tschechoslowakisch“. 

Artikel 17 

Künstler und Sportler 

(1) Ungeachtet der Artikel 14 und 15 dürfen Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige 
Person als Künstler, wie Bühnen-, Film-, Rundfunk- und Fernsehkünstler sowie Musiker oder als Sportler 
aus ihrer im anderen Vertragsstaat persönlich ausgeübten Tätigkeit bezieht, im anderen Staat besteuert 
werden. 

(2) Fließen Einkünfte aus einer von einem Künstler oder Sportler in dieser Eigenschaft persönlich 
ausgeübten Tätigkeit nicht dem Künstler oder Sportler selbst, sondern einer anderen Person zu, so dürfen 
diese Einkünfte ungeachtet der Artikel 7, 14 und 15 in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der 
Künstler oder Sportler seine Tätigkeit ausübt. 
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Beachte für folgende Bestimmung 

Die Bezeichnungen „Slowakische Republik“ bzw. „slowakisch“ treten an die Stelle der Bezeichnungen 
„Tschechoslowakische Republik“, „Tschechoslowakische Sozialistische Republik“, „CSSR“, 
„Tschechische und Slowakische Föderative Republik“ oder „CSFR“ bzw. „tschechoslowakisch“. 

Artikel 18 

Ruhegehälter 

Vorbehaltlich des Artikels 19 Absatz 1 dürfen Ruhegehälter und ähnliche Vergütungen, die einer in 
einem Vertragsstaat ansässigen Person für frühere unselbständige Arbeit gezahlt werden, nur in diesem 
Staat besteuert werden. 

Beachte für folgende Bestimmung 

Die Bezeichnungen „Slowakische Republik“ bzw. „slowakisch“ treten an die Stelle der Bezeichnungen 
„Tschechoslowakische Republik“, „Tschechoslowakische Sozialistische Republik“, „CSSR“, 
„Tschechische und Slowakische Föderative Republik“ oder „CSFR“ bzw. „tschechoslowakisch“. 

Artikel 19 

Ausübung öffentlicher Funktionen 

(1) Vergütungen, einschließlich der Ruhegehälter, die von einem Vertragsstaat oder einer seiner 
Gebietskörperschaften unmittelbar oder aus einem von diesem Staat oder der Gebietskörperschaft 
errichteten Sondervermögen an eine natürliche Person für die diesem Staat oder der Gebietskörperschaft 
in Ausübung öffentlicher Funktionen erbrachten Dienste gewährt werden, dürfen in diesem Staat 
besteuert werden. Dies gilt jedoch nicht für Vergütungen, die an Personen gezahlt werden, die 
Staatsangehörige des anderen Staates sind. 

(2) Auf Vergütungen oder Ruhegehälter für Dienstleistungen, die im Zusammenhang mit einer 
kaufmännischen oder gewerblichen Tätigkeit eines der Vertragsstaaten oder einer seiner 
Gebietskörperschaften erbracht werden, finden die Artikel 15, 16 und 18 Anwendung. 

Beachte für folgende Bestimmung 

Die Bezeichnungen „Slowakische Republik“ bzw. „slowakisch“ treten an die Stelle der Bezeichnungen 
„Tschechoslowakische Republik“, „Tschechoslowakische Sozialistische Republik“, „CSSR“, 
„Tschechische und Slowakische Föderative Republik“ oder „CSFR“ bzw. „tschechoslowakisch“. 

Artikel 20 

Studenten 

Zahlungen, die ein Student, Praktikant oder Lehrling, der sich in einem Vertragsstaat ausschließlich 
zum Studium oder zur Ausbildung aufhält und der im anderen Vertragsstaat ansässig ist oder dort 
unmittelbar vor der Einreise in den erstgenannten Staat ansässig war, für seinen Unterhalt, sein Studium 
oder seine Ausbildung erhält, dürfen im erstgenannten Staat nicht besteuert werden, sofern diese 
Zahlungen aus Quellen außerhalb dieses Staates stammen. 

Beachte für folgende Bestimmung 

Die Bezeichnungen „Slowakische Republik“ bzw. „slowakisch“ treten an die Stelle der Bezeichnungen 
„Tschechoslowakische Republik“, „Tschechoslowakische Sozialistische Republik“, „CSSR“, 
„Tschechische und Slowakische Föderative Republik“ oder „CSFR“ bzw. „tschechoslowakisch“. 

Artikel 21 

Andere Einkünfte 

(1) Einkünfte einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person, die in den vorstehenden Artikeln nicht 
behandelt wurden, dürfen ohne Rücksicht auf ihre Herkunft nur in diesem Staat besteuert werden. 
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(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige Empfänger im anderen 
Vertragsstaat eine gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gelegene Betriebstätte oder eine selbständige 
Arbeit durch eine dort gelegene feste Einrichtung ausübt und die Rechte oder Vermögenswerte, für die 
die Einkünfte gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebsstätte oder festen Einrichtung gehören. In 
diesem Fall ist Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden. Dies gilt nicht für Einkünfte aus 
unbeweglichem Vermögen im Sinne des Artikels 6 Absatz 2. 

Beachte für folgende Bestimmung 

Die Bezeichnungen „Slowakische Republik“ bzw. „slowakisch“ treten an die Stelle der Bezeichnungen 
„Tschechoslowakische Republik“, „Tschechoslowakische Sozialistische Republik“, „CSSR“, 
„Tschechische und Slowakische Föderative Republik“ oder „CSFR“ bzw. „tschechoslowakisch“. 

Artikel 22 

Vermögen 

(1) Unbewegliches Vermögen im Sinne des Artikels 6, das einer in einem Vertragsstaat ansässigen 
Person gehört und im anderen Vertragstaat liegt, darf im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Bewegliches Vermögen, das Betriebsvermögen einer Betriebstätte ist, die ein Unternehmen eines 
Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat, oder das zu einer festen Einrichtung gehört, die einer in 
einem Vertragsstaat ansässigen Person für die Ausübung einer selbständigen Arbeit im anderen 
Vertragsstaat zur Verfügung steht, darf im anderen Staat besteuert werden. 

(3) See- oder Binnenschiffe und Luftfahrzeuge im internationalen Verkehr sowie bewegliches 
Vermögen, das dem Betrieb dieser See- oder Binnenschiffe und Luftfahrzeuge dient, dürfen nur in dem 
Vertragsstaat besteuert werden, in dem die Person ansässig ist, die die Gewinne aus dem Betrieb des See- 
oder Binnenschiffes oder Luftfahrzeuges erzielt. 

(4) Alle anderen Vermögensteile einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person dürfen nur in 
diesem Staat besteuert werden. 

Beachte für folgende Bestimmung 

1. vgl. die „synthetisierte“ Version des DBA Slowakei plus MLI (BGBl. III Nr. 93/2018) in Anlage 1 
2. Die Bezeichnungen „Slowakische Republik“ bzw. „slowakisch“ treten an die Stelle der Bezeichnungen 
„Tschechoslowakische Republik“, „Tschechoslowakische Sozialistische Republik“, „CSSR“, 
„Tschechische und Slowakische Föderative Republik“ oder „CSFR“ bzw. „tschechoslowakisch“. 

Artikel 23 

Vermeidung der Doppelbesteuerung 

(1) Bei einer in der Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik ansässigen Person wird die 
Steuer wie folgt festgesetzt: 

 a) Die aus der Republik Österreich stammenden Einkünfte – mit Ausnahme der unter lit. b 
fallenden Einkünfte – und die in der Republik Österreich gelegenen Vermögenswerte, die nach 
diesem Abkommen in der Republik Österreich besteuert werden dürfen, sind in der 
Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik von der Besteuerung ausgenommen. Die 
Tschechoslowakische Sozialistische Republik darf aber bei der Festsetzung der Steuer für das 
übrige Einkommen oder das übrige Vermögen dieser Person den Steuersatz anwenden, der 
anzuwenden wäre, wenn die betreffenden Einkünfte oder das betreffende Vermögen nicht von 
der Besteuerung ausgenommen wären. 

 b) Bei der Festsetzung der tschechoslowakischen Steuern werden die aus der Republik Österreich 
stammenden Einkünfte, die nach den Artikeln 10, 12, 16 oder 17 in der Republik Österreich 
besteuert werden dürfen, in die Bemessungsgrundlage einbezogen. Die in der Republik 
Österreich nach den Artikeln 10, 12, 16 und 17 gezahlte Steuer wird auf die von diesen 
Einkünften in der Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik erhobene Steuer angerechnet. 
Der anzurechnende Betrag darf aber den Teil der vor der Anrechnung ermittelten Steuer nicht 
übersteigen, der auf diese in der Republik Österreich steuerpflichtigen Einkünfte entfällt. 

(2) Bei einer in der Republik Österreich ansässigen Person wird die Steuer wie folgt festgesetzt: 
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 a) Bezieht eine in der Republik Österreich ansässige Person Einkünfte oder hat sie Vermögen und 
dürfen diese Einkünfte oder dieses Vermögen nach diesem Abkommen in der 
Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik besteuert werden, so nimmt die Republik 
Österreich, vorbehaltlich der lit. b diese Einkünfte oder dieses Vermögen von der Besteuerung 
aus; die Republik Österreich darf aber bei der Festsetzung der Steuer für das übrige Einkommen 
oder das übrige Vermögen dieser Person den Steuersatz anwenden, der anzuwenden wäre, wenn 
die betreffenden Einkünfte oder das betreffende Vermögen nicht von der Besteuerung 
ausgenommen wären. 

 b) Bezieht eine in der Republik Österreich ansässige Person Einkünfte, die nach den Artikeln 10 
oder 12 in der Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik besteuert werden dürfen, so 
rechnet die Republik Österreich auf die vom Einkommen dieser Person zu erhebende Steuer den 
Betrag an, der der in der Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik gezahlten Steuer 
entspricht. Der anzurechnende Betrag darf jedoch den Teil der vor der Anrechnung ermittelten 
Steuer nicht übersteigen, der auf die Einkünfte entfällt, die aus der Tschechoslowakischen 
Sozialistischen Republik bezogen werden. 

Beachte für folgende Bestimmung 

Die Bezeichnungen „Slowakische Republik“ bzw. „slowakisch“ treten an die Stelle der Bezeichnungen 
„Tschechoslowakische Republik“, „Tschechoslowakische Sozialistische Republik“, „CSSR“, 
„Tschechische und Slowakische Föderative Republik“ oder „CSFR“ bzw. „tschechoslowakisch“. 

Artikel 24 

Gleichbehandlung 

(1) Staatsangehörige eines Vertragsstaats dürfen im anderen Vertragsstaat keiner Besteuerung oder 
damit zusammenhängenden Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder belastender ist als die 
Besteuerung und die damit zusammenhängenden Verpflichtungen, denen Staatsangehörige des anderen 
Staates unter gleichen Verhältnissen unterworfen sind oder unterworfen werden können. Diese 
Bestimmung gilt ungeachtet des Artikels 1 auch für Personen, die in keinem Vertragsstaat ansässig sind. 

(2) Die Besteuerung einer Betriebstätte, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats am anderen 
Vertragsstaat hat, darf im anderen Staat nicht ungünstiger sein als die Besteuerung von Unternehmen des 
anderen Staates, die die gleiche Tätigkeit ausüben. Diese Bestimmung ist nicht so auszulegen, als 
verpflichte sie einen Vertragsstaat, den im anderen Vertragsstaat ansässigen Personen 
Steuerfreibeträge, -vergünstigungen und -ermäßigungen auf Grund des Personenstandes oder der 
Familienlasten zu gewähren, die er seinen ansässigen Personen gewährt. 

(3) Unternehmen eines Vertragsstaats, deren Kapital ganz oder teilweise unmittelbar oder mittelbar 
einer im anderen Vertragsstaat ansässigen Person oder mehreren solchen Personen gehört oder ihrer 
Kontrolle unterliegt, dürfen im erstgenannten Staat keiner Besteuerung oder damit zusammenhängenden 
Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder belastender ist als die Besteuerung und die damit 
zusammenhängenden Verpflichtungen, denen andere ähnliche Unternehmen des erstgenannten Staates 
unterworfen sind oder unterworfen werden können. 

(4) Dieser Artikel gilt ungeachtet des Artikels 2 für Steuern jeder Art und Bezeichnung. 

Beachte für folgende Bestimmung 

Die Bezeichnungen „Slowakische Republik“ bzw. „slowakisch“ treten an die Stelle der Bezeichnungen 
„Tschechoslowakische Republik“, „Tschechoslowakische Sozialistische Republik“, „CSSR“, 
„Tschechische und Slowakische Föderative Republik“ oder „CSFR“ bzw. „tschechoslowakisch“. 

Artikel 25 

Verständigungsverfahren 

(1) Ist eine Person der Auffassung, daß Maßnahmen eines Vertragsstaats oder beider Vertragsstaaten 
für sie zu einer Besteuerung führen oder führen werden, die diesem Abkommen nicht entspricht, so kann 
sie unbeschadet der nach dem innerstaatlichen Recht dieser Staaten vorgesehenen Rechtsmittel ihren Fall 
der zuständigen Behörde des Vertragsstaats, in dem sie ansässig ist, oder, sofern ihr Fall von Artikel 24 
Absatz 1 erfaßt wird, der zuständigen Behörde des Vertragsstaats unterbreiten, dessen Staatsangehöriger 



 Bundesrecht konsolidiert 

www.ris.bka.gv.at Seite 14 von 34 

sie ist. Der Fall muß innerhalb von drei Jahren nach der ersten Mitteilung der Maßnahmen unterbreitet 
werden, die zu einer dem Abkommen nicht entsprechenden Besteuerung führt. 

(2) Hält die zuständige Behörde die Einwendung für begründet und ist sie selbst nicht in der Lage, 
eine befriedigende Lösung herbeizuführen, so wird sie sich bemühen, den Fall durch Verständigung mit 
der zuständigen Behörde des anderen Vertragsstaats so zu regeln, daß eine dem Abkommen nicht 
entsprechende Besteuerung vermieden wird. Die Verständigungsregelung ist ungeachtet der Fristen des 
innerstaatlichen Rechts der Vertragsstaaten durchzuführen. 

(3) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten werden sich bemühen, Schwierigkeiten oder 
Zweifel, die bei der Auslegung oder Anwendung des Abkommens entstehen, in gegenseitigem 
Einvernehmen zu beseitigen. Sie können auch gemeinsam darüber beraten, wie eine Doppelbesteuerung 
in Fällen vermieden werden kann, die im Abkommen nicht behandelt sind. 

(4) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten können zur Herbeiführung einer Einigung im 
Sinne der vorstehenden Absätze unmittelbar miteinander verkehren. Erscheint ein mündlicher 
Meinungsaustausch für die Herbeiführung der Einigung zweckmäßig, so kann ein solcher 
Meinungsaustausch in einer Kommission durchgeführt werden, die aus Vertretern der zuständigen 
Behörden der Vertragsstaaten besteht. 

Beachte für folgende Bestimmung 

Die Bezeichnungen „Slowakische Republik“ bzw. „slowakisch“ treten an die Stelle der Bezeichnungen 
„Tschechoslowakische Republik“, „Tschechoslowakische Sozialistische Republik“, „CSSR“, 
„Tschechische und Slowakische Föderative Republik“ oder „CSFR“ bzw. „tschechoslowakisch“. 

Artikel 26 

Austausch von Informationen 

(1) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten werden gegenseitig die zur Durchführung dieses 
Abkommens erforderlichen Informationen austauschen. Alle so ausgetauschten Informationen sind 
geheim zu halten und dürfen nur solchen Personen oder Behörden mitgeteilt werden, die mit der 
Veranlagung und Erhebung der unter dieses Abkommen fallenden Steuern befaßt sind. 

(2) Absatz 1 ist auf keinen Fall so auszulegen, als verpflichte er einen der Vertragsstaaten 

 a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die von den Gesetzen oder der Verwaltungspraxis 
dieses oder des anderen Vertragsstaats abweichen, 

 b) Angaben zu übermitteln, die nach den geltenden Gesetzen oder im üblichen 
Verwaltungsverfahren dieses oder des anderen Vertragsstaats nicht beschafft werden können, 

 c) Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Geschäfts- oder Berufsgeheimnis oder ein 
Geschäftsverfahren preisgeben würden oder deren Erteilung der öffentlichen Ordnung 
widerspräche. 

Beachte für folgende Bestimmung 

Die Bezeichnungen „Slowakische Republik“ bzw. „slowakisch“ treten an die Stelle der Bezeichnungen 
„Tschechoslowakische Republik“, „Tschechoslowakische Sozialistische Republik“, „CSSR“, 
„Tschechische und Slowakische Föderative Republik“ oder „CSFR“ bzw. „tschechoslowakisch“. 

Artikel 27 

Diplomatische und konsularische Beamte 

Dieses Abkommen berührt nicht die steuerlichen Vorrechte, die den diplomatischen und 
konsularischen Beamten nach den allgemeinen Regeln des Völkerrechts oder auf Grund besonderer 
Vereinbarungen zustehen. 

Beachte für folgende Bestimmung 

Die Bezeichnungen „Slowakische Republik“ bzw. „slowakisch“ treten an die Stelle der Bezeichnungen 
„Tschechoslowakische Republik“, „Tschechoslowakische Sozialistische Republik“, „CSSR“, 
„Tschechische und Slowakische Föderative Republik“ oder „CSFR“ bzw. „tschechoslowakisch“. 
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Artikel 28 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation. Die Ratifikationsurkunden werden so bald wie 
möglich in Prag ausgetauscht. 

(2) Das Abkommen tritt am sechzigsten Tage nach Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft. 

(3) Die Bestimmungen dieses Abkommens finden erstmals auf Steuern Anwendung, die für das 
Kalenderjahr erhoben werden, das dem Jahr folgt, in dem der Austausch der Ratifikationsurkunden 
stattgefunden hat. 

Beachte für folgende Bestimmung 

Die Bezeichnungen „Slowakische Republik“ bzw. „slowakisch“ treten an die Stelle der Bezeichnungen 
„Tschechoslowakische Republik“, „Tschechoslowakische Sozialistische Republik“, „CSSR“, 
„Tschechische und Slowakische Föderative Republik“ oder „CSFR“ bzw. „tschechoslowakisch“. 

Artikel 29 

Außerkrafttreten 

Dieses Abkommen bleibt in Kraft, solange es nicht von einem der beiden Vertragsstaaten gekündigt 
worden ist. Jeder Vertragsstaat kann das Abkommen schriftlich auf diplomatischem Wege unter 
Einhaltung einer Frist von mindestens sechs Monaten zum Ende eines Kalenderjahres kündigen. In 
diesem Fall ist das Abkommen letztmals auf die Steuern anzuwenden, die für das Kalenderjahr erhoben 
werden, zu dessen Ende die Kündigung erfolgt ist. 

ZU URKUND DESSEN haben die genannten Bevollmächtigten dieses Abkommen unterzeichnet 
und mit Siegeln versehen. 

GESCHEHEN in WIEN, am 7. März 1978 in zwei Urschriften, jede in deutscher und in 
tschechischer Sprache, wobei beide Texte gleichermaßen authentisch sind. 
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BUNDESGESETZBLATT 
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 

Jahrgang 2018 Ausgegeben am 11. Juni 2018 Teil III 

93. Mehrseitiges Übereinkommen zur Umsetzung steuerabkommensbezogener Maßnahmen zur 
Verhinderung der Gewinnverkürzung und Gewinnverlagerung 

 (NR: GP XXV RV 1670 AB 1732 S. 190. BR: AB 9848 S. 870.) 

93. 

Der Nationalrat hat beschlossen: 
Der Abschluss des gegenständlichen Staatsvertrages wird gemäß Art. 50 Abs. 1 Z 1 B-VG 

genehmigt. 

Mehrseitiges Übereinkommen zur Umsetzung steuerabkommensbezogener Maßnahmen 
zur Verhinderung der Gewinnverkürzung und Gewinnverlagerung 
 

[Übereinkommen in deutschsprachiger Übersetzung, siehe Anlagen] 
[Übereinkommen in englischer Sprachfassung, siehe Anlagen] 
[Übereinkommen in französischer Sprachfassung, siehe Anlagen] 
[Vorbehalte und Notifikationen der Republik Österreich in englischer Sprache, siehe Anlagen] 
[Vorbehalte und Notifikationen der Republik Österreich in deutschsprachiger Übersetzung, siehe 

Anlagen] 
 

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete 
Ratifikationsurkunde wurde am 22. September 2017 beim Generalsekretär der Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) als Verwahrer des Übereinkommens 
hinterlegt; das Mehrseitige Übereinkommen tritt gemäß seinem Art. 34 Abs. 1 mit 1. Juli 2018 in Kraft. 

Das Mehrseitige Übereinkommen wurde neben Österreich von folgenden Staaten und 
Hoheitsgebieten ratifiziert: Isle of Man1, Jersey1, Polen1 und Slowenien1. 

Kurz 

                                                           
1 Vorbehalte und Notifikationen anderer Vertragsstaaten sowie Einsprüche und Einwendungen zu diesem 
Übereinkommen sind in englischer und französischer Sprache auf der Website der OECD unter 
http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-signatories-and-parties.pdf abrufbar. 

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-signatories-and-parties.pdf


  

  

GENERIERTER TEXT DES MLI UND DES ABKOMMENS ZWISCHEN DER 

REPUBLIK ÖSTERREICH UND DER SLOWAKISCHEN REPUBLIK ZUR 

VERMEIDUNG DER DOPPELBESTEUERUNG AUF DEM GEBIETE DER STEUERN 

VOM EINKOMMEN UND VOM VERMÖGEN 
 

Allgemeine haftungsausschließende Erklärung zum generierten Textdokument 

Dieses Dokument stellt den generierten Text für die Anwendung des am 7. März 1978 unterzeichneten 

Abkommens zwischen des Republik Österreich und der Slowakischen Republik zur Vermeidung der 

Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen (das 

„Abkommen“) und des von der Republik Österreich und der Slowakischen Republik am 7. Juni 2017 

unterzeichneten Mehrseitigen Übereinkommens zur Umsetzung steuerabkommensbezogener Maßnahmen 

zur Verhinderung der Gewinnverkürzung und Gewinnverlagerung (das „MLI“) dar. 

Das Dokument wurde auf der Grundlage der von der Republik Österreich am 22. September 2017 und 

von der Slowakischen Republik am 20. September 2018 aus Anlass der Ratifikation dem Depositar 

übermittelten Vorbehalte und Notifikationen („MLI-Positionen“) erstellt. Diese MLI-Positionen sind den 

im MLI vorgesehenen Modifizierungen vorbehalten. Die Modifizierung der MLI-Positionen kann die 

Wirkung des MLI auf das Abkommen verändern.  

Die authentischen Vertragstexte des Abkommens und des MLI sind vorrangig und als einzig maßgebliche 

Rechtsquellen anzuwenden. 

Die Bestimmungen des MLI, welche in Bezug auf die Bestimmungen des Abkommens anwendbar sind, 

werden in diesem Dokument durchgehend in Form von eingerahmten Feldern im Zusammenhang mit den 

entsprechenden Bestimmungen des Abkommens dargestellt. Die eingerahmten Felder, welche die 

Bestimmungen des MLI enthalten, wurden im Allgemeinen in Übereinstimmung mit der Reihenfolge der 

Bestimmungen des OECD-Musterabkommens auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom 

Vermögen in das Abkommen eingefügt. 

Der Text der Bestimmungen des MLI wurde zur Vereinheitlichung der im MLI verwendeten Begriffe mit 

jenen des Abkommens (zB „unter das Übereinkommen fallendes Steuerabkommen“ und „Abkommen“, 

„Vertragspartei dieses Übereinkommens“ und „Vertragsstaaten“) im Interesse des einfacheren 

Verständnisses der Bestimmungen des MLI verändert. Die Veränderungen der Begriffe dienen der 

leichteren Lesbarkeit des Dokuments und zielen nicht auf eine Änderung des Inhalts der Bestimmungen 

des MLI ab. In ähnlicher Weise wurden Teile der Bestimmungen des MLI verändert, die bestehende 

Bestimmungen des Abkommens umschreiben: umschreibende Wortfolgen wurden durch rechtliche 

Verweise auf die bestehenden Abkommensbestimmungen im Interesse der leichteren Lesbarkeit ersetzt. 

In allen Fällen sind Verweise auf die Bestimmungen des Abkommens oder auf das Abkommen in dem 

Sinne zu verstehen, dass sie sich auf das Abkommen in der durch das MLI geänderten Fassung beziehen, 

vorausgesetzt, die Bestimmungen des MLI wurden wirksam. 

Hinweise 

Die authentischen Texte des MLI und des Abkommens sind in Österreich über die Webseite des 

Bundesministeriums für Finanzen (https://english.bmf.gv.at/taxation/The-Austrian-Tax-Treaty-

Network.html) abrufbar. 

Die MLI-Positionen der Republik Österreich wurden am 22. September 2017 aus Anlass der 

Ratifikation und jene der Slowakischen Republik am 20. September 2018 aus Anlass der Ratifikation 

an den Depositar übermittelt und sind über die Webseite des Depositars des MLI (OECD) abrufbar 

(http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-signatories-and-parties.pdf).  

 

https://english.bmf.gv.at/taxation/The-Austrian-Tax-Treaty-Network.html
https://english.bmf.gv.at/taxation/The-Austrian-Tax-Treaty-Network.html


  

  

Haftungsausschließende Erklärung zum Wirksamkeitsbeginn der MLI - 

Bestimmungen 

Wirksamkeitsbeginn der Bestimmungen des MLI 

Die Bestimmungen des MLI, die auf das Abkommen anzuwenden sind, werden nicht im selben 

Zeitpunkt wie die ursprünglichen Bestimmungen des Abkommens wirksam. Jede Bestimmung des 

MLI kann zu unterschiedlichen Zeitpunkten wirksam werden, abhängig von den betroffenen 

Steuerarten (im Abzugsweg erhobene Steuern oder andere Steuern) und von den Wahlmöglichkeiten, 

welche die Republik Österreich und die Slowakische Republik in ihren MLI-Positionen ausgeübt 

haben. 

Zeitpunkt der Hinterlegung der Ratifizierungs-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde: 22. 

September 2017 für die Republik Österreich und 20. September 2018 für die Slowakische Republik. 

Zeitpunkt des Inkrafttretens des MLI: 1. Juli 2018 für die Republik Österreich und 1. Jänner 2019 für 

die Slowakische Republik. 

Dieses Dokument enthält durchgehend spezifische Informationen über den Zeitpunkt, an dem oder 

nach dem die Bestimmungen des MLI in Bezug auf das Abkommen Wirksamkeit erlangen. 

 

 

  



  

  

ABKOMMEN ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTERREICH UND DER SLOWAKISCHEN 

REPUBLIK ZUR VERMEIDUNG DER DOPPELBESTEUERUNG AUF DEM GEBIETE DER 

STEUERN VOM EINKOMMEN UND VOM VERMÖGEN 

Der Bundespräsident der Republik Österreich und der Präsident der Slowakischen Republik, 

 

[ERSETZT durch Artikel 6 Absatz 1 des MLI] [im Bewußtsein des Bedürfnisses, den Handel zu 
erleichtern und die wirtschaftliche Zusammenarbeit im Einklang mit der Schlußakte der Konferenz über 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa zu fördern,] 

 

Der folgende Absatz 1 des Artikels 6 des MLI wird in die Präambel dieses Abkommens eingefügt:1 

ARTIKEL 6 DES MLI - ZWECK EINES UNTER DAS ÜBEREINKOMMEN FALLENDEN 
STEUERABKOMMENS 

in der Absicht, in Bezug auf die unter dieses Abkommen fallenden Steuern eine Doppelbesteuerung 
zu beseitigen, ohne Möglichkeiten zur Nicht- oder Niedrigbesteuerung durch Steuerverkürzung oder -
umgehung (unter anderem durch missbräuchliche Gestaltungen mit dem Ziel des Erhalts von in diesem 
Abkommen vorgesehenen Erleichterungen zum mittelbaren Nutzen von in Drittstaaten oder -gebieten 
ansässigen Personen) zu schaffen, 

 

sind übereingekommen, ein Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete 
der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen zu schließen. 

Zu diesem Zweck haben zu ihren Bevollmächtigten ernannt: 

der Bundespräsident der Republik Österreich, Herrn Vizekanzler Dkfm. Dr. Hannes Androsch, 

Bundesminister für Finanzen der Republik Österreich, 

der Präsident der Slowakischen Republik, 

Herrn Dipl.-Ing. Leopold Lér, Minister der Finanzen der Slowakischen Republik, 

die nach Austausch ihrer in guter und gehöriger Form befundenen Vollmachten folgendes vereinbart 

haben: 

Artikel 1 

Persönlicher Geltungsbereich 

Dieses Abkommen gilt für Personen, die in einem Vertragsstaat oder in beiden Vertragsstaaten 
ansässig sind. 

                                                           
1 

Gemäß den Absätzen 1 und 3 des Artikels 35 des MLI ist Artikel 6 Absatz 1 des MLI in Bezug auf die Anwendung 

dieses Abkommens durch die Republik Österreich wirksam:  

a) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf Beträge, die nicht ansässigen Personen gezahlt oder 

gutgeschrieben werden, wenn das Ereignis, das zu diesen Steuern führt, am oder nach dem 1. Jänner 

2019 eintritt; und  

b) bei allen anderen durch die Republik Österreich erhobenen Steuern für Steuern, die für 

Veranlagungszeiträume erhoben werden, die am oder nach dem 1. Jänner 2020 beginnen; 

und, 

gemäß Artikel 35 Absatz 1 des MLI ist Artikel 6 Absatz 1 des MLI in Bezug auf die Anwendung dieses Abkommens 

durch die Slowakische Republik wirksam:  

a) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf Beträge, die nicht ansässigen Personen gezahlt oder 

gutgeschrieben werden, wenn das Ereignis, das zu diesen Steuern führt, am oder nach dem 1. Jänner 

2019 eintritt; und  

b) bei allen anderen durch die Slowakische Republik erhobenen Steuern für Steuern, die für 

Veranlagungszeiträume erhoben werden, die am oder nach dem 1. Juli 2019 beginnen. 

 
 



  

  

Artikel 2 

Unter das Abkommen fallende Steuern 

(1) Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht auf die Art der Erhebung, für Steuern vom Einkommen 
und vom Vermögen, die in einem der beiden Vertragsstaaten erhoben werden. 

(2) Als Steuern vom Einkommen und vom Vermögen gelten alle Steuern, die vom 
Gesamteinkommen, vom Gesamtvermögen oder von Teilen des Einkommens oder des Vermögens 
erhoben werden, einschließlich der Steuern vom Gewinn aus der Veräußerung beweglichen oder 
unbeweglichen Vermögens sowie der Steuern vom Vermögenszuwachs. 

(3) Die zurzeit bestehenden Steuern, für die dieses Abkommen gilt, sind: 

 a) in der Slowakischen Republik: 

 1. die Abgabe und die Steuer vom Gewinn, 

 2. die Lohnsteuer, 

 3. die Steuer von Einkünften aus literarischer und künstlerischer Tätigkeit, 

 4. die Landwirtschaftssteuer, 

 5. die Steuer vom Einkommen natürlicher Personen, 

 6. die Haussteuer, 

 7. die Abgabe vom Vermögen 

(im folgenden als „slowakische Steuer“ bezeichnet); 

 b) in der Republik Österreich: 

 1. die Einkommensteuer, 

 2. die Körperschaftsteuer, 

 3. die Aufsichtsratsabgabe, 

 4. die Vermögensteuer, 

 5. die Abgabe von Vermögen, die der Erbschaftssteuer entzogen sind, 

 6. die Gewerbesteuer einschließlich der Lohnsummensteuer, 

 7. die Grundsteuer, 

 8. die Abgabe von land- und forstwirtschaftlichen Betrieben, 

 9. die Beiträge von land- und forstwirtschaftlichen Betrieben zum Ausgleichsfonds für 
Familienbeihilfen, 

 10. die Abgabe vom Bodenwert bei unbebauten Grundstücken (im folgenden als „österreichische 
Steuer“ bezeichnet). 

(4) Dieses Abkommen gilt auch für alle Steuern gleicher oder ähnlicher Art, die nach der 
Unterzeichnung des Abkommens neben den zurzeit bestehenden Steuern oder an deren Stelle erhoben 
werden. Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten teilen einander die in ihren Steuergesetzen 
eingetretenen Änderungen, soweit erforderlich, mit. 

Artikel 3 

Allgemeine Definitionen 

(1) Im Sinne dieses Abkommens, wenn der Zusammenhang nichts anderes erfordert, 

 a) umfaßt der Ausdruck „Person“ natürliche Personen, Gesellschaften und alle anderen 
Personenvereinigungen; 

 b) bedeutet der Ausdruck „Gesellschaft“ juristische Personen oder Rechtsträger, die für die 
Besteuerung wie juristische Personen behandelt werden; 

 c) bedeuten die Ausdrücke „Unternehmen eines Vertragsstaates“ und „Unternehmen des anderen 
Vertragsstaates“, je nachdem, ein Unternehmen, das von einer in einem Vertragsstaat ansässigen 
Person betrieben wird, oder ein Unternehmen, das von einer in dem anderen Vertragsstaat 
ansässigen Person betrieben wird; 

 d) bedeutet der Ausdruck „Staatsangehörige“ 

 1. alle natürlichen Personen, die die Staatsangehörigkeit eines der beiden Vertragsstaaten 
besitzen; 

 2. alle juristischen Personen, Personengesellschaften und anderen Personenvereinigungen, die 
nach dem in einem der beiden Vertragsstaaten geltenden Recht errichtet worden sind; 



  

  

 e) bedeutet der Ausdruck „zuständige Behörde“ auf seiten der Slowakischen Republik den Minister 
der Finanzen der Slowakischen Republik oder seinen bevollmächtigten Vertreter und auf seiten 
der Republik Österreich den Bundesminister für Finanzen der Republik Österreich. 

(2) Bei Anwendung dieses Abkommens durch einen Vertragsstaat hat, wenn der Zusammenhang 
nichts anderes erfordert, jeder nicht anders definierte Ausdruck die Bedeutung, die ihm nach dem Recht 
dieses Staates über die Steuern zukommt, welche Gegenstand dieses Abkommens sind. 

Artikel 4 

Steuerlicher Wohnsitz 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck „eine in einem Vertragsstaat ansässige 
Person“ eine Person, die nach dem Recht dieses Staates dort auf Grund ihres Wohnsitzes, ihres ständigen 
Aufenthaltes, des Ortes ihrer Geschäftsleitung oder eines anderen ähnlichen Merkmals steuerpflichtig ist. 

(2) Ist nach Absatz 1 eine natürliche Person in beiden Vertragsstaaten ansässig, so gilt folgendes: 

 a) Die Person gilt als in dem Vertragsstaat ansässig, in dem sie über eine ständige Wohnstätte 
verfügt. Verfügt sie in beiden Vertragsstaaten über eine ständige Wohnstätte, so gilt sie als in 
dem Vertragsstaat ansässig, zu dem sie die engeren persönlichen und wirtschaftlichen 
Beziehungen hat (Mittelpunkt der Lebensinteressen). 

 b) Kann nicht bestimmt werden, zu welchem Vertragsstaat die Person die engeren persönlichen und 
wirtschaftlichen Beziehungen hat, oder verfügt sie in keinem der Vertragsstaaten über eine 
ständige Wohnstätte, so gilt sie als in dem Vertragsstaat ansässig, in dem sie ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt hat. 

 c) Hat die Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt in beiden Vertragsstaaten oder in keinem der 
Vertragsstaaten, so gilt sie als in dem Vertragsstaat ansässig, dessen Staatsangehörigkeit sie 
besitzt. 

 d) Besitzt die Person die Staatsangehörigkeit beider Vertragsstaaten oder keines Vertragsstaates, so 
werden sich die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten bemühen, die Frage in gegenseitigem 
Einvernehmen zu regeln. 

(3) Ist nach Absatz 1 eine andere als eine natürliche Person in beiden Vertragsstaaten ansässig, so 
gilt sie als in dem Vertragsstaat ansässig, in dem sich der Ort ihrer tatsächlichen Geschäftsleitung 
befindet. 

Artikel 5 

Betriebstätte 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck „Betriebstätte“ eine feste 
Geschäftseinrichtung, durch die die Tätigkeit eines Unternehmens ganz oder teilweise ausgeübt wird. 

(2) Der Ausdruck „Betriebstätte“ umfaßt insbesondere: 

 a) einen Ort der Leitung, 

 b) eine Zweigniederlassung, 

 c) eine Geschäftsstelle, 

 d) eine Fabrikationsstätte, 

 e) eine Werkstätte und 

 f) ein Bergwerk, ein Öl- oder Gasvorkommen, einen Steinbruch oder eine andere Stätte der 
Ausbeutung von Bodenschätzen. 

(3) Eine Bauausführung oder Montage ist nur dann eine Betriebstätte, wenn ihre Dauer zwölf 
Monate überschreitet. 

(4) [GEÄNDERT durch Artikel 13 Absatz 2 des MLI] [Ungeachtet der vorstehenden 
Bestimmungen dieses Artikels gelten nicht als Betriebstätten: 

 a) Einrichtungen, die ausschließlich zur Lagerung, Ausstellung oder Auslieferung von Gütern oder 
Waren des Unternehmens benutzt werden; 

 b) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die ausschließlich zur Lagerung, 
Ausstellung oder Auslieferung unterhalten werden; 

 c) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die ausschließlich zu dem Zweck 
unterhalten werden, durch ein anderes Unternehmen bearbeitet oder verarbeitet zu werden; 



  

  

 d) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten wird, für das 
Unternehmen Güter oder Waren einzukaufen oder Informationen zu beschaffen; 

 e) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten wird, für das 
Unternehmen andere Tätigkeiten auszuüben, die vorbereitender Art sind oder eine Hilfstätigkeit 
darstellen; 

 f) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten wird, mehrere der 
unter lit. a bis e genannten Tätigkeiten auszuüben, vorausgesetzt, daß die sich daraus ergebende 
Gesamttätigkeit der festen Geschäftseinrichtung vorbereitender Art ist oder eine Hilfstätigkeit 
darstellt.] 

 

Der folgende Absatz 2 des Artikels 13 des MLI ändert Artikel 5 Absatz 4 dieses Abkommens:2  

ARTIKEL 13 DES MLI - KÜNSTLICHE UMGEHUNG DES BETRIEBSSTÄTTENSTATUS DURCH 

DIE AUSNAHME BESTIMMTER TÄTIGKEITEN 

(Option A) 

 

Ungeachtet des Artikels 5 dieses Abkommens gelten folgende Fälle als nicht von dem Ausdruck 

„Betriebsstätte“ umfasst: 

a) die Tätigkeiten, die in diesem Abkommen ausdrücklich als nicht als Betriebsstätte geltende 

Tätigkeiten aufgeführt sind, unabhängig davon, ob diese Ausnahme vom 

Betriebsstättenstatus voraussetzt, dass die Tätigkeit vorbereitender Art ist oder eine 

Hilfstätigkeit darstellt, 

b) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten wird, für das 

Unternehmen eine nicht unter Buchstabe a beschriebene Tätigkeit auszuüben,  

c) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten wird, 

mehrere der unter den Buchstaben a und b genannten Tätigkeiten auszuüben, 

sofern diese Tätigkeit oder im Fall des Buchstabens c die Gesamttätigkeit der festen 
Geschäftseinrichtung vorbereitender Art ist oder eine Hilfstätigkeit darstellt. 

 

(5) Ist eine Person – mit Ausnahme eines unabhängigen Vertreters im Sinne des Absatzes 6 – für ein 
Unternehmen tätig und besitzt sie in einem Vertragsstaat die Vollmacht, im Namen des Unternehmens 
Verträge abzuschließen, und übt sie die Vollmacht dort gewöhnlich aus, so wird das Unternehmen 
ungeachtet der Absätze 1 und 2 so behandelt, als habe es in diesem Staat für alle von der Person für das 
Unternehmen ausgeübten Tätigkeiten eine Betriebstätte, es sei denn, diese Tätigkeiten beschränken sich 
auf die in Absatz 4 genannten Tätigkeiten, die, würden sie durch eine feste Geschäftseinrichtung 
ausgeübt, diese Einrichtung nach dem genannten Absatz nicht zu einer Betriebstätte machten. 

(6) Ein Unternehmen wird nicht schon deshalb so behandelt, als habe es eine Betriebstätte in einem 
Vertragsstaat, weil es dort seine Tätigkeit durch einen Makler, Kommissionär oder einen anderen 

                                                           
2 Gemäß den Absätzen 1 und 3 des Artikels 35 des MLI ist Artikel 13 Absatz 2 des MLI in Bezug auf die Anwendung 

dieses Abkommens durch die Republik Österreich wirksam:  

a) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf Beträge, die nicht ansässigen Personen gezahlt oder 

gutgeschrieben werden, wenn das Ereignis, das zu diesen Steuern führt, am oder nach dem 1. Jänner 

2019 eintritt; und  

b) bei allen anderen durch die Republik Österreich erhobenen Steuern für Steuern, die für 

Veranlagungszeiträume erhoben werden, die am oder nach dem 1. Jänner 2020 beginnen; 

und, 

gemäß Artikel 35 Absatz 1 des MLI ist Artikel 13 Absatz 2 des MLI in Bezug auf die Anwendung dieses 

Abkommens durch die Slowakische Republik wirksam:  

a) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf Beträge, die nicht ansässigen Personen gezahlt oder 

gutgeschrieben werden, wenn das Ereignis, das zu diesen Steuern führt, am oder nach dem 1. Jänner 

2019 eintritt; und  

b) bei allen anderen durch die Slowakische Republik erhobenen Steuern für Steuern, die für 

Veranlagungszeiträume erhoben werden, die am oder nach dem 1. Juli 2019 beginnen. 

 



  

  

unabhängigen Vertreter ausübt, sofern diese Personen im Rahmen ihrer ordentlichen Geschäftstätigkeit 
handeln. 

(7) Allein dadurch, daß eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft eine Gesellschaft 
beherrscht oder von einer Gesellschaft beherrscht wird, die im anderen Vertragsstaat ansässig ist oder dort 
(entweder durch eine Betriebstätte oder auf andere Weise) ihre Tätigkeit ausübt, wird keine der beides 
Gesellschaften zur Betriebstätte der anderen. 

Artikel 6 

Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen 

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus unbeweglichem Vermögen 
(einschließlich der Einkünfte aus land- und forstwirtschaftlichen Betrieben) bezieht, das im anderen 
Vertragsstaat liegt, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Der Ausdruck „unbewegliches Vermögen“ hat die Bedeutung, die ihm nach dem Recht des 
Vertragsstaates zukommt, in dem das Vermögen liegt. Der Ausdruck umfaßt in jedem Fall das Zubehör 
zum unbeweglichen Vermögen, das lebende und tote Inventar land- und forstwirtschaftlicher Betriebe, 
die Rechte, für die die Vorschriften des bürgerlichen Rechts über Grundstücke gelten, Nutzungsrechte an 
unbeweglichem Vermögen sowie Rechte auf veränderliche oder feste Vergütungen für die Ausbeutung 
oder das Recht auf Ausbeutung von Mineralvorkommen, Quellen und anderen Bodenschätzen; Schiffe 
und Luftfahrzeuge gelten nicht als unbewegliches Vermögen. 

(3) Absatz 1 gilt für Einkünfte aus der unmittelbaren Nutzung, der Vermietung oder Verpachtung 
sowie jeder anderen Art der Nutzung unbeweglichen Vermögens. 

(4) die Absätze 1 und 3 gelten auch für Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen eines 
Unternehmens und für Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen, das der Ausübung einer selbständigen 
Arbeit dient. 

Artikel 7 

Unternehmensgewinne 

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaates dürfen nur in diesem Staat besteuert werden, 
es sei denn, das Unternehmen übt seine Tätigkeit im anderen Vertragsstaat durch eine dort gelegene 
Betriebstätte aus. Übt das Unternehmen seine Tätigkeit auf diese Weise aus, so dürfen die Gewinne des 
Unternehmens im anderen Staat besteuert werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser Betriebstätte 
zugerechnet werden können. 

(2) Übt ein Unternehmen eines Vertragsstaates seine Tätigkeit im anderen Vertragsstaat durch eine 
dort gelegene Betriebstätte aus, so werden vorbehaltlich des Absatzes 3 in jedem Vertragsstaat dieser 
Betriebstätte die Gewinne zugerechnet, die sie hätte erzielen können, wenn sie eine gleiche oder ähnliche 
Tätigkeit unter gleichen oder ähnlichen Bedingungen als selbständiges Unternehmen ausgeübt hätte und 
im Verkehr mit dem Unternehmen, dessen Betriebstätte sie ist, völlig unabhängig gewesen wäre. 

(3) Bei der Ermittlung der Gewinne einer Betriebstätte werden die für diese Betriebstätte 
entstandenen Aufwendungen, einschließlich der Geschäftsführungs- und allgemeinen Verwaltungskosten, 
zum Abzug zugelassen, gleichgültig, ob sie in dem Staat, in dem die Betriebstätte liegt, oder anderswo 
entstanden sind. 

(4) Soweit es in einem Vertragsstaat üblich ist, die einer Betriebstätte zuzurechnenden Gewinne 
durch Aufteilung der Gesamtgewinne des Unternehmens auf seine einzelnen Teile zu ermitteln, schließt 
Absatz 2 nicht aus, daß dieser Vertragsstaat die zu besteuernden Gewinne nach der üblichen Aufteilung 
ermittelt; die gewählte Gewinnaufteilung muß jedoch derart sein, daß das Ergebnis mit den Grundsätzen 
dieses Artikels übereinstimmt. 

(5) Auf Grund des bloßen Einkaufs von Gütern oder Waren für das Unternehmen wird einer 
Betriebstätte kein Gewinn zugerechnet. 

(6) Bei der Anwendung der vorstehenden Absätze sind die der Betriebstätte zuzurechnenden 
Gewinne jedes Jahr auf dieselbe Art zu ermitteln, es sei denn, daß ausreichende Gründe dafür bestehen, 
anders zu verfahren. 

(7) Gehören zu den Gewinnen Einkünfte, die in anderen Artikeln dieses Abkommens behandelt 
werden, so werden die Bestimmungen jener Artikel durch die Bestimmungen dieses Artikels nicht 
berührt. 



  

  

(8) Die Bestimmungen dieses Artikels sind auch auf Einkünfte anzuwenden, die einem stillen 
Gesellschafter aus seiner Beteiligung an einer „stillen Gesellschaft“ des österreichischen Rechts 
zufließen. 

Artikel 8 

Schiff- und Luftfahrt 

(1) Eine in einem Vertragsstaat ansässige Person darf mit Gewinnen aus dem Betrieb von 
Seeschiffen, Binnenschiffen oder Luftfahrzeugen im internationalen Verkehr nur in diesem Vertragsstaat 
besteuert werden. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Beteiligungen eines Unternehmens der See- oder Binnenschiffahrt 
oder der Luftfahrt an einem Pool, einer Betriebsgemeinschaft oder einem anderen internationalen 
Betriebszusammenschluß. 

Artikel 9 

Verbundene Unternehmen 

Wenn 

 a) ein Unternehmen eines Vertragsstaats unmittelbar oder mittelbar an der Geschäftsleitung, der 
Kontrolle oder am Kapital eines Unternehmens des anderen Vertragsstaats beteiligt ist oder 

 b) dieselben Personen unmittelbar oder mittelbar an der Geschäftsleitung, der Kontrolle oder am 
Kapital eines Unternehmens eines Vertragsstaats und eines Unternehmens des anderen 
Vertragsstaats beteiligt sind, 

und in diesen Fällen zwischen den beiden Unternehmen hinsichtlich ihrer kaufmännischen oder 
finanziellen Beziehungen Bedingungen vereinbart oder auferlegt werden, die von denen abweichen, die 
unabhängige Unternehmen miteinander vereinbaren würden, so dürfen die Gewinne, die eines der 
Unternehmen ohne diese Bedingungen erzielt hätte, wegen dieser Bedingungen aber nicht erzielt hat, den 
Gewinnen dieses Unternehmens zugerechnet und entsprechend besteuert werden. 

 

Der folgende Absatz 1 des Artikels 17 des MLI ist anzuwenden und geht den Bestimmungen dieses 

Abkommens vor:3 

 

ARTIKEL 17 DES MLI – GEGENBERICHTIGUNG 

 

Rechnet ein Vertragsstaat den Gewinnen eines Unternehmens dieses Vertragsstaats Gewinne zu, mit 

denen ein Unternehmen des anderen Vertragsstaats in diesem anderen Vertragsstaat besteuert worden ist, 

und besteuert diese Gewinne entsprechend und handelt es sich bei den zugerechneten Gewinnen um 

solche, die das Unternehmen des erstgenannten Vertragsstaats erzielt hätte, wenn die zwischen den beiden 

Unternehmen vereinbarten Bedingungen die gleichen gewesen wären, die unabhängige Unternehmen 

miteinander vereinbart hätten, so nimmt dieser andere Vertragsstaat eine entsprechende Berichtigung der 

                                                           
3 Gemäß den Absätzen 1 und 3 des Artikels 35 des MLI ist Artikel 17 Absatz 1 des MLI in Bezug auf die Anwendung 

dieses Abkommens durch die Republik Österreich wirksam:  

a) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf Beträge, die nicht ansässigen Personen gezahlt oder 

gutgeschrieben werden, wenn das Ereignis, das zu diesen Steuern führt, am oder nach dem 1. Jänner 

2019 eintritt; und  

b) bei allen anderen durch die Republik Österreich erhobenen Steuern für Steuern, die für 

Veranlagungszeiträume erhoben werden, die am oder nach dem 1. Jänner 2020 beginnen; 

und, 

gemäß Artikel 35 Absatz 1 des MLI ist Artikel 17 Absatz 1 des MLI in Bezug auf die Anwendung dieses 

Abkommens durch die Slowakische Republik wirksam:  

a) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf Beträge, die nicht ansässigen Personen gezahlt oder 

gutgeschrieben werden, wenn das Ereignis, das zu diesen Steuern führt, am oder nach dem 1. Jänner 

2019 eintritt; und  

b) bei allen anderen durch die Slowakische Republik erhobenen Steuern für Steuern, die für 

Veranlagungszeiträume erhoben werden, die am oder nach dem 1. Juli 2019 beginnen. 

 
 



  

  

Höhe der dort von diesen Gewinnen erhobenen Steuer vor. Bei der Ermittlung dieser Berichtigung sind 

die übrigen Bestimmungen dieses Abkommens zu berücksichtigen und erforderlichenfalls konsultieren 

die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten einander. 

Artikel 10 

Dividenden 

(1) Dividenden, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft an eine in dem anderen 
Vertragsstaat ansässige Person zahlt, dürfen in dem anderen Staat besteuert werden. 

(2) Diese Dividenden dürfen jedoch in dem Vertragsstaat, in dem die die Dividenden zahlende 
Gesellschaft ansässig ist, nach dem Recht dieses Staates besteuert werden; die Steuer darf aber 10 vom 
Hundert des Bruttobetrages der Dividenden nicht übersteigen. 

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Dividenden“ bedeutet Einkünfte aus Aktien, 
Genußaktien oder Genußscheinen, Kuxen, Gründeranteilen oder anderen Rechten – ausgenommen 
Forderungen – mit Gewinnbeteiligung sowie aus sonstigen Gesellschaftsanteilen stammende Einkünfte, 
die nach dem Recht des Staates, in dem die ausschüttende Gesellschaft ansässig ist, den Einkünften aus 
Aktien steuerlich gleichgestellt sind. 

(4) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige 
Empfänger der Dividenden im anderen Vertragsstaat, in dem die die Dividenden zahlende Gesellschaft 
ansässig ist, eine gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gelegene Betriebstätte oder eine selbständige 
Arbeit durch eine dort gelegene feste Einrichtung ausübt und die Beteiligung, für die die Dividenden 
gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte oder festen Einrichtung gehört. In diesem Fall ist 
Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden. 

(5) Bezieht eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft Gewinne oder Einkünfte aus dem 
anderen Vertragsstaat, so darf dieser andere Staat weder die von der Gesellschaft gezahlten Dividenden 
besteuern, es sei denn, daß diese Dividenden an eine im anderen Staat ansässige Person gezahlt werden 
oder daß die Beteiligung, für die die Dividenden gezahlt werden, tatsächlich zu einer im anderen Staat 
gelegenen Betriebstätte oder festen Einrichtung gehört, noch Gewinne der Gesellschaft einer Steuer für 
nichtausgeschüttete Gewinne unterwerfen, selbst wenn die gezahlten Dividenden oder die 
nichtausgeschütteten Gewinne ganz oder teilweise aus im anderen Staat erzielten Gewinnen oder 
Einkünften bestehen. 

Artikel 11 

Zinsen 

(1) Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen und an eine in dem anderen Vertragsstaat ansässige 
Person gezahlt werden, dürfen nur in dem anderen Staat besteuert werden. 

(2) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Zinsen“ bedeutet Einkünfte aus Forderungen jeder 
Art, auch wenn die Forderungen durch Pfandrechte an Grundstücken gesichert oder mit einer Beteiligung 
am Gewinn des Schuldners ausgestattet sind, und insbesondere Einkünfte aus öffentlichen Anleihen und 
aus Obligationen, einschließlich der damit verbundenen Aufgelder und der Gewinne aus Losanleihen. 
Zuschläge für verspätete Zahlung gelten nicht als Zinsen im Sinne dieses Artikels. 

(3) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige Empfänger der Zinsen 
im anderen Vertragsstaat, aus dem die Zinsen stammen, eine gewerbliche Tätigkeit durch eine dort 
gelegene Betriebstätte oder eine selbständige Arbeit durch eine dort gelegene feste Einrichtung ausübt 
und die Forderung, für die die Zinsen gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte oder festen 
Einrichtung gehört. In diesem Fall ist Artikel 7 beziehungsweise 

Artikel 14 anzuwenden. 

(4) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Empfänger der Zinsen oder zwischen jedem von 
ihnen und einem Dritten besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die Zinsen, gemessen an der 
zugrundeliegenden Forderung, den Betrag, den Schuldner und Empfänger ohne diese Beziehungen 
vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur auf den letzteren Betrag angewendet. In diesem Fall kann der 
übersteigende Betrag nach dem Recht eines jeden Vertragsstaats und unter Berücksichtigung der anderen 
Bestimmungen dieses Abkommens besteuert werden. 



  

  

Artikel 12 

Lizenzgebühren 

(1) Lizenzgebühren, die aus einem Vertragsstaat stammen und von einer in dem anderen 
Vertragsstaat ansässigen Person bezogen werden, dürfen in dem anderen Staat besteuert werden. 

(2) Die im Absatz 3 lit. a angeführten Lizenzgebühren dürfen jedoch in dem Vertragsstaat, aus dem 
sie stammen, nach dem Recht dieses Staates besteuert werden; die Steuer darf aber 5 vom Hundert des 
Bruttobetrages der Lizenzgebühren nicht übersteigen. 

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Lizenzgebühren“ bedeutet Vergütungen jeder Art, 
die für die Benutzung oder für das Recht auf Benutzung 

 a) von Patenten, Warenzeichen, Mustern oder Modellen, Plänen, geheimen Formeln oder Verfahren 
oder für die Benutzung oder das Recht auf Benutzung gewerblicher, kaufmännischer oder 
wissenschaftlicher Ausrüstungen oder für die Mitteilung gewerblicher, kaufmännischer oder 
wissenschaftlicher Erfahrungen, 

 b) von Urheberrechten an literarischen, künstlerischen oder wissenschaftlichen Werken, 
einschließlich kinematographischer Filme, gezahlt werden. 

(4) Lizenzgebühren gelten dann als aus einem Vertragsstaat stammend, wenn der Schuldner dieser 
Staat selbst, eine seiner Gebietskörperschaften oder eine in diesem Staat ansässige Person ist. Hat aber der 
Schuldner der Lizenzgebühren, ohne Rücksicht darauf, ob er in einem Vertragsstaat ansässig ist oder 
nicht, in einem Vertragsstaat eine Betriebstätte oder eine feste Einrichtung und ist die Verpflichtung, für 
die die Lizenzgebühren gezahlt werden, für Zwecke der Betriebstätte oder der festen Einrichtung 
eingegangen worden und trägt die Betriebstätte oder die feste Einrichtung die Lizenzgebühren, so gelten 
die Lizenzgebühren als aus dem Staat stammend, in dem die Betriebstätte oder die feste Einrichtung liegt. 

(5) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige 
Empfänger der Lizenzgebühren im anderen Vertragsstaat, aus dem die Lizenzgebühren stammen, eine 
gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gelegene Betriebstätte oder eine selbständige Arbeit durch eine dort 
gelegene feste Einrichtung ausübt und die Rechte oder Vermögenswerte, für die die Lizenzgebühren 
gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte oder festen Einrichtung gehören. In diesem Fall ist 
Artikel 7 beziehungsweise 

Artikel 14 anzuwenden. 

(6) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Empfänger der Lizenzgebühren oder zwischen 
jedem von ihnen und einem Dritten besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die Lizenzgebühren, 
gemessen an der zugrundeliegenden Leistung, den Betrag, den Schuldner und Empfänger ohne diese 
Beziehungen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur auf den letzteren Betrag angewendet. In diesem 
Fall kann der übersteigende Betrag nach dem Recht eines jeden Vertragsstaates und unter 
Berücksichtigung der anderen Bestimmungen dieses Abkommens besteuert werden. 

Artikel 13 

Gewinne aus der Veräußerung von Vermögen 

(1) Gewinne, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus der Veräußerung unbeweglichen 
Vermögens im Sinne des Artikels 6 bezieht, das im anderen Vertragsstaat liegt, dürfen im anderen Staat 
besteuert werden. 

(2) Gewinne aus der Veräußerung beweglichen Vermögens, das Betriebsvermögen einer 
Betriebstätte ist, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat, oder das zu einer 
festen Einrichtung gehört, die einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person für die Ausübung einer 
selbständigen Arbeit im anderen Vertragsstaat zur Verfügung steht, einschließlich derartiger Gewinne, die 
bei der Veräußerung einer solchen Betriebstätte (allein oder mit dem übrigen Unternehmen) oder einer 
solchen festen Einrichtung erzielt werden, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 

(3) Ungeachtet des Absatzes 2 dürfen Gewinne, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus 
der Veräußerung von See- oder Binnenschiffen oder Luftfahrzeugen im internationalen Verkehr und von 
beweglichem Vermögen, das dem Betrieb dieser See- oder Binnenschiffe und Luftfahrzeuge dient, erzielt, 
nur in diesem Vertragsstaat besteuert werden. 

(4) Gewinne aus der Veräußerung des in den Absätzen 1, 2 und 3 nicht genannten Vermögens dürfen 
nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der Veräußerer ansässig ist. 



  

  

Artikel 14 

Selbständige Arbeit 

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus einem freien Beruf oder aus 
sonstiger selbständiger Tätigkeit bezieht, dürfen nur in diesem Staat besteuert werden, es sei denn, daß 
der Person im anderen Vertragsstaat für die Ausübung ihrer Tätigkeit gewöhnlich eine feste Einrichtung 
zur Verfügung steht. Steht ihr eine solche feste Einrichtung zur Verfügung, so dürfen die Einkünfte im 
anderen Staat besteuert werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser festen Einrichtung zugerechnet werden 
können. 

(2) Der Ausdruck „freier Beruf“ umfaßt insbesondere die selbständig ausgeübte wissenschaftliche, 
literarische, künstlerische, erzieherische oder unterrichtende Tätigkeit sowie die selbständige Tätigkeit 
der Ärzte, Rechtsanwälte, Ingenieure, Architekten und Steuerberater. 

Artikel 15 

Unselbständige Arbeit 

(1) Vorbehaltlich der Artikel 16, 18 und 19 dürfen Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen, die 
eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus unselbständiger Arbeit bezieht, nur in diesem Staat 
besteuert werden, es sei denn, die Arbeit wird im anderen Vertragsstaat ausgeübt. Wird die Arbeit dort 
ausgeübt, so dürfen die dafür bezogenen Vergütungen im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 dürfen Vergütungen, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person 
für eine im anderen Vertragsstaat ausgeübte unselbständige Arbeit bezieht, nur im erstgenannten Staat 
besteuert werden, wenn 

 a) der Empfänger sich im anderen Staat insgesamt nicht länger als 183 Tage während des 
betreffenden Kalenderjahres aufhält und 

 b) die Vergütungen von einem Arbeitgeber oder für einen Arbeitgeber gezahlt werden, der nicht im 
anderen Staat ansässig ist, und 

 c) die Vergütungen nicht von einer Betriebstätte oder einer festen Einrichtung getragen werden, die 
der Arbeitgeber im anderen Staat hat. 

(3) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels dürfen Vergütungen für 
unselbständige Arbeit, die an Bord eines See- oder Binnenschiffes oder Luftfahrzeuges im internationalen 
Verkehr ausgeübt wird, nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem die Person ansässig ist, die die 
Gewinne aus dem Betrieb des See- oder Binnenschiffes oder Luftfahrzeuges erzielt. 

Artikel 16 

Aufsichtsrats- und Verwaltungsratsvergütungen 

Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergütungen und ähnliche Zahlungen, die eine in einem 
Vertragsstaat ansässige Person in ihrer Eigenschaft als Mitglied des Aufsichts- oder Verwaltungsrates 
einer Gesellschaft bezieht, die in dem anderen Vertragsstaat ansässig ist, dürfen in dem anderen Staat 
besteuert werden. 

Artikel 17 

Künstler und Sportler 

(1) Ungeachtet der Artikel 14 und 15 dürfen Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige 
Person als Künstler, wie Bühnen-, Film-, Rundfunk- und Fernsehkünstler sowie Musiker oder als Sportler 
aus ihrer im anderen Vertragsstaat persönlich ausgeübten Tätigkeit bezieht, im anderen Staat besteuert 
werden. 

(2) Fließen Einkünfte aus einer von einem Künstler oder Sportler in dieser Eigenschaft persönlich 
ausgeübten Tätigkeit nicht dem Künstler oder Sportler selbst, sondern einer anderen Person zu, so dürfen 
diese Einkünfte ungeachtet der Artikel 7, 14 und 15 in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der 
Künstler oder Sportler seine Tätigkeit ausübt. 



  

  

Artikel 18 

Ruhegehälter 

Vorbehaltlich des Artikels 19 Absatz 1 dürfen Ruhegehälter und ähnliche Vergütungen, die einer in 
einem Vertragsstaat ansässigen Person für frühere unselbständige Arbeit gezahlt werden, nur in diesem 
Staat besteuert werden. 

Artikel 19 

Ausübung öffentlicher Funktionen 

(1) Vergütungen, einschließlich der Ruhegehälter, die von einem Vertragsstaat oder einer seiner 
Gebietskörperschaften unmittelbar oder aus einem von diesem Staat oder der Gebietskörperschaft 
errichteten Sondervermögen an eine natürliche Person für die diesem Staat oder der Gebietskörperschaft 
in Ausübung öffentlicher Funktionen erbrachten Dienste gewährt werden, dürfen in diesem Staat 
besteuert werden. Dies gilt jedoch nicht für Vergütungen, die an Personen gezahlt werden, die 
Staatsangehörige des anderen Staates sind. 

(2) Auf Vergütungen oder Ruhegehälter für Dienstleistungen, die im Zusammenhang mit einer 
kaufmännischen oder gewerblichen Tätigkeit eines der Vertragsstaaten oder einer seiner 
Gebietskörperschaften erbracht werden, finden die Artikel 15, 16 und 18 Anwendung. 

Artikel 20 

Studenten 

Zahlungen, die ein Student, Praktikant oder Lehrling, der sich in einem Vertragsstaat ausschließlich 
zum Studium oder zur Ausbildung aufhält und der im anderen Vertragsstaat ansässig ist oder dort 
unmittelbar vor der Einreise in den erstgenannten Staat ansässig war, für seinen Unterhalt, sein Studium 
oder seine Ausbildung erhält, dürfen im erstgenannten Staat nicht besteuert werden, sofern diese 
Zahlungen aus Quellen außerhalb dieses Staates stammen. 

Artikel 21 

Andere Einkünfte 

(1) Einkünfte einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person, die in den vorstehenden Artikeln nicht 
behandelt wurden, dürfen ohne Rücksicht auf ihre Herkunft nur in diesem Staat besteuert werden. 

(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige Empfänger im anderen 
Vertragsstaat eine gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gelegene Betriebstätte oder eine selbständige 
Arbeit durch eine dort gelegene feste Einrichtung ausübt und die Rechte oder Vermögenswerte, für die 
die Einkünfte gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebsstätte oder festen Einrichtung gehören. In 
diesem Fall ist Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden. Dies gilt nicht für Einkünfte aus 
unbeweglichem Vermögen im Sinne des Artikels 6 Absatz 2. 

Artikel 22 

Vermögen 

(1) Unbewegliches Vermögen im Sinne des Artikels 6, das einer in einem Vertragsstaat ansässigen 
Person gehört und im anderen Vertragstaat liegt, darf im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Bewegliches Vermögen, das Betriebsvermögen einer Betriebstätte ist, die ein Unternehmen eines 
Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat, oder das zu einer festen Einrichtung gehört, die einer in 
einem Vertragsstaat ansässigen Person für die Ausübung einer selbständigen Arbeit im anderen 
Vertragsstaat zur Verfügung steht, darf im anderen Staat besteuert werden. 

(3) See- oder Binnenschiffe und Luftfahrzeuge im internationalen Verkehr sowie bewegliches 
Vermögen, das dem Betrieb dieser See- oder Binnenschiffe und Luftfahrzeuge dient, dürfen nur in dem 
Vertragsstaat besteuert werden, in dem die Person ansässig ist, die die Gewinne aus dem Betrieb des See- 
oder Binnenschiffes oder Luftfahrzeuges erzielt. 

(4) Alle anderen Vermögensteile einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person dürfen nur in 
diesem Staat besteuert werden. 



  

  

Artikel 23 

Vermeidung der Doppelbesteuerung 

(1) Bei einer in der Slowakischen Republik ansässigen Person wird die Steuer wie folgt festgesetzt: 

[ERSETZT durch Artikel 5 Absatz 6 des MLI] 

 [ a) Die aus der Republik Österreich stammenden Einkünfte – mit Ausnahme der unter lit. b 
fallenden Einkünfte – und die in der Republik Österreich gelegenen Vermögenswerte, die nach 
diesem Abkommen in der Republik Österreich besteuert werden dürfen, sind in der Slowakischen 
Republik von der Besteuerung ausgenommen. Die Slowakische Republik darf aber bei der 
Festsetzung der Steuer für das übrige Einkommen oder das übrige Vermögen dieser Person den 
Steuersatz anwenden, der anzuwenden wäre, wenn die betreffenden Einkünfte oder das betreffende 
Vermögen nicht von der Besteuerung ausgenommen wären. 

 b) Bei der Festsetzung der slowakischen Steuern werden die aus der Republik Österreich 
stammenden Einkünfte, die nach den Artikeln 10, 12, 16 oder 17 in der Republik Österreich 
besteuert werden dürfen, in die Bemessungsgrundlage einbezogen. Die in der Republik Österreich 
nach den Artikeln 10, 12, 16 und 17 gezahlte Steuer wird auf die von diesen Einkünften in der 
Slowakischen Republik erhobene Steuer angerechnet. Der anzurechnende Betrag darf aber den Teil 
der vor der Anrechnung ermittelten Steuer nicht übersteigen, der auf diese in der Republik 
Österreich steuerpflichtigen Einkünfte entfällt.] 

 

 Der folgende Absatz 6 des Artikels 5 des MLI ersetzt Artikel 23 Absatz 1 lit. a und b dieses 
Abkommens in Bezug auf in der Slowakischen Republik  ansässige Personen:4  

ARTIKEL 5 DES MLI - ANWENDUNG VON METHODEN ZUR BESEITIGUNG DER 
DOPPELBESTEUERUNG (Option C) 

Bezieht eine in der Slowakischen Republik ansässige Person Einkünfte oder hat sie Vermögen, die 

beziehungsweise das nach diesem Abkommen in Österreich besteuert werden können 

beziehungsweise kann (es sei denn, dass nach diesem Abkommen Österreich die Einkünfte nur 

besteuern darf, weil es sich auch um Einkünfte einer in Österreich ansässigen Person handelt), so 

gewährt die Slowakische Republik: 

i) einen Abzug von der Steuer vom Einkommen dieser ansässigen Person in Höhe der in 

Österreich entrichteten Steuer vom Einkommen;  

ii) einen Abzug von der Steuer vom Vermögen dieser ansässigen Person in Höhe der in 

Österreich entrichteten Steuer vom Vermögen.  

Dieser Abzug darf jedoch den Teil der vor Gewährung des Abzugs berechneten Steuer vom 

Einkommen oder Steuer vom Vermögen nicht übersteigen, der den Einkünften oder dem Vermögen 

zugerechnet werden kann, die beziehungsweise das in Österreich besteuert werden können 

beziehungsweise kann.  

Sind nach diesem Abkommen Einkünfte oder Vermögen einer in der Slowakischen Republik 
ansässigen Person in der Slowakischen Republik von der Steuer befreit, so darf die Slowakische 
Republik die steuerbefreiten Einkünfte beziehungsweise das steuerbefreite Vermögen gleichwohl bei 

                                                           
4 Gemäß den Absätzen 1 und 3 des Artikels 35 des MLI ist Artikel 5 Absatz 6 des MLI in Bezug auf die Anwendung 

dieses Abkommens durch die Republik Österreich wirksam:  

a) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf Beträge, die nicht ansässigen Personen gezahlt oder 

gutgeschrieben werden, wenn das Ereignis, das zu diesen Steuern führt, am oder nach dem 1. Jänner 

2019 eintritt; und  

b) bei allen anderen durch die Republik Österreich erhobenen Steuern für Steuern, die für 

Veranlagungszeiträume erhoben werden, die nach dem 1. Jänner 2020 beginnen;  

und, 

gemäß Artikel 35 Absatz 1 des MLI ist Artikel 5 Absatz 6 des MLI in Bezug auf die Anwendung dieses Abkommens 

durch die Slowakische Republik wirksam:  

a) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf Beträge, die nicht ansässigen Personen gezahlt oder 

gutgeschrieben werden, wenn das Ereignis, das zu diesen Steuern führt, am oder nach dem 1. Jänner 

2019 eintritt; und  

b) bei allen anderen durch die Slowakische Republik erhobenen Steuern für Steuern, die für 

Veranlagungszeiträume erhoben werden, die nach dem 1. Juli 2019 beginnen. 

 



  

  

der Berechnung der Höhe der Steuer vom übrigen Einkommen oder Vermögen dieser ansässigen 
Person berücksichtigen. 

 

(2)  Bei einer in der Republik Österreich ansässigen Person wird die Steuer wie folgt festgesetzt: 

[GEÄNDERT durch Artikel 5 Absatz 2 des MLI] 

 [a) Bezieht eine in der Republik Österreich ansässige Person Einkünfte oder hat sie Vermögen und 
dürfen diese Einkünfte oder dieses Vermögen nach diesem Abkommen in der Slowakischen 
Republik besteuert werden, so nimmt die Republik Österreich, vorbehaltlich der lit. b diese 
Einkünfte oder dieses Vermögen von der Besteuerung aus; die Republik Österreich darf aber bei 
der Festsetzung der Steuer für das übrige Einkommen oder das übrige Vermögen dieser Person 
den Steuersatz anwenden, der anzuwenden wäre, wenn die betreffenden Einkünfte oder das 
betreffende Vermögen nicht von der Besteuerung ausgenommen wären.] 

Der folgende Absatz 2 des Artikels 5 des MLI ist auf Artikel 23 Absatz 2 lit. a dieses Abkommens 
in Bezug auf in Österreich ansässige Personen anzuwenden:5 

ARTIKEL 5 DES MLI - ANWENDUNG VON METHODEN ZUR BESEITIGUNG DER 
DOPPELBESTEUERUNG  

(Option A) 

Artikel 23 Absatz 2 lit a dieses Abkommens gilt nicht, wenn die Slowakische Republik die 
Bestimmungen dieses Abkommens so anwendet, dass diese Einkünfte oder dieses Vermögen von 
der Steuer befreit sind beziehungsweise ist oder der Satz, mit dem diese Einkünfte oder dieses 
Vermögen besteuert werden können, begrenzt ist. In letzterem Fall gewährt Österreich von der 
Steuer vom Einkommen oder Vermögen dieser ansässigen Person einen Abzug in Höhe der in der 
Slowakischen Republik entrichteten Steuer. Dieser Abzug darf jedoch den Teil der vor 
Gewährung des Abzugs berechneten Steuer nicht übersteigen, der den Einkünften oder 
Vermögenswerten zugerechnet werden kann, die in der Slowakischen Republik besteuert werden 
dürfen. 

 

 

 b) Bezieht eine in der Republik Österreich ansässige Person Einkünfte, die nach den Artikeln 10 
oder 12 in der Slowakischen Republik besteuert werden dürfen, so rechnet die Republik 
Österreich auf die vom Einkommen dieser Person zu erhebende Steuer den Betrag an, der der in 
der Slowakischen Republik gezahlten Steuer entspricht. Der anzurechnende Betrag darf jedoch 
den Teil der vor der Anrechnung ermittelten Steuer nicht übersteigen, der auf die Einkünfte 
entfällt, die aus der Slowakischen Republik bezogen werden. 

                                                           
5 Gemäß den Absätzen 1 und 3 des Artikels 35 des MLI ist Artikel 5 Absatz 2 des MLI in Bezug auf die Anwendung 

dieses Abkommens durch die Republik Österreich wirksam:  

a) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf Beträge, die nicht ansässigen Personen gezahlt oder 

gutgeschrieben werden, wenn das Ereignis, das zu diesen Steuern führt, am oder nach dem 1. Jänner 

2019 eintritt; und  

b) bei allen anderen durch die Republik Österreich erhobenen Steuern für Steuern, die für 

Veranlagungszeiträume erhoben werden, die am oder nach dem 1. Jänner 2020 beginnen; 

und, 

gemäß Artikel 35 Absatz 1 des MLI ist Artikel 5 Absatz 2 des MLI in Bezug auf die Anwendung dieses Abkommens 

durch die Slowakische Republik wirksam:  

a) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf Beträge, die nicht ansässigen Personen gezahlt oder 

gutgeschrieben werden, wenn das Ereignis, das zu diesen Steuern führt, am oder nach dem 1. Jänner 

2019 eintritt; und 

b) bei allen anderen durch die Slowakische Republik erhobenen Steuern für Steuern, die für 

Veranlagungszeiträume erhoben werden, die am oder nach dem 1. Juli 2019 beginnen. 

 

 



  

  

Artikel 24 

Gleichbehandlung 

(1) Staatsangehörige eines Vertragsstaats dürfen im anderen Vertragsstaat keiner Besteuerung oder 
damit zusammenhängenden Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder belastender ist als die 
Besteuerung und die damit zusammenhängenden Verpflichtungen, denen Staatsangehörige des anderen 
Staates unter gleichen Verhältnissen unterworfen sind oder unterworfen werden können. Diese 
Bestimmung gilt ungeachtet des Artikels 1 auch für Personen, die in keinem Vertragsstaat ansässig sind. 

(2) Die Besteuerung einer Betriebstätte, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats am anderen 
Vertragsstaat hat, darf im anderen Staat nicht ungünstiger sein als die Besteuerung von Unternehmen des 
anderen Staates, die die gleiche Tätigkeit ausüben. Diese Bestimmung ist nicht so auszulegen, als 
verpflichte sie einen Vertragsstaat, den im anderen Vertragsstaat ansässigen Personen 
Steuerfreibeträge, -vergünstigungen und -ermäßigungen auf Grund des Personenstandes oder der 
Familienlasten zu gewähren, die er seinen ansässigen Personen gewährt. 

(3) Unternehmen eines Vertragsstaats, deren Kapital ganz oder teilweise unmittelbar oder mittelbar 
einer im anderen Vertragsstaat ansässigen Person oder mehreren solchen Personen gehört oder ihrer 
Kontrolle unterliegt, dürfen im erstgenannten Staat keiner Besteuerung oder damit zusammenhängenden 
Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder belastender ist als die Besteuerung und die damit 
zusammenhängenden Verpflichtungen, denen andere ähnliche Unternehmen des erstgenannten Staates 
unterworfen sind oder unterworfen werden können. 

(4) Dieser Artikel gilt ungeachtet des Artikels 2 für Steuern jeder Art und Bezeichnung. 

Artikel 25 

Verständigungsverfahren 

(1) Ist eine Person der Auffassung, daß Maßnahmen eines Vertragsstaats oder beider Vertragsstaaten 
für sie zu einer Besteuerung führen oder führen werden, die diesem Abkommen nicht entspricht, so kann 
sie unbeschadet der nach dem innerstaatlichen Recht dieser Staaten vorgesehenen Rechtsmittel ihren Fall 
der zuständigen Behörde des Vertragsstaats, in dem sie ansässig ist, oder, sofern ihr Fall von Artikel 24 
Absatz 1 erfaßt wird, der zuständigen Behörde des Vertragsstaats unterbreiten, dessen Staatsangehöriger 
sie ist. Der Fall muß innerhalb von drei Jahren nach der ersten Mitteilung der Maßnahmen unterbreitet 
werden, die zu einer dem Abkommen nicht entsprechenden Besteuerung führt. 

(2) Hält die zuständige Behörde die Einwendung für begründet und ist sie selbst nicht in der Lage, 
eine befriedigende Lösung herbeizuführen, so wird sie sich bemühen, den Fall durch Verständigung mit 
der zuständigen Behörde des anderen Vertragsstaats so zu regeln, daß eine dem Abkommen nicht 
entsprechende Besteuerung vermieden wird. Die Verständigungsregelung ist ungeachtet der Fristen des 
innerstaatlichen Rechts der Vertragsstaaten durchzuführen. 

(3) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten werden sich bemühen, Schwierigkeiten oder 
Zweifel, die bei der Auslegung oder Anwendung des Abkommens entstehen, in gegenseitigem 
Einvernehmen zu beseitigen. Sie können auch gemeinsam darüber beraten, wie eine Doppelbesteuerung 
in Fällen vermieden werden kann, die im Abkommen nicht behandelt sind. 

(4) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten können zur Herbeiführung einer Einigung im 
Sinne der vorstehenden Absätze unmittelbar miteinander verkehren. Erscheint ein mündlicher 
Meinungsaustausch für die Herbeiführung der Einigung zweckmäßig, so kann ein solcher 
Meinungsaustausch in einer Kommission durchgeführt werden, die aus Vertretern der zuständigen 
Behörden der Vertragsstaaten besteht. 

Artikel 26 

Austausch von Informationen 

(1) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten werden gegenseitig die zur Durchführung dieses 
Abkommens erforderlichen Informationen austauschen. Alle so ausgetauschten Informationen sind 
geheim zu halten und dürfen nur solchen Personen oder Behörden mitgeteilt werden, die mit der 
Veranlagung und Erhebung der unter dieses Abkommen fallenden Steuern befaßt sind. 

(2) Absatz 1 ist auf keinen Fall so auszulegen, als verpflichte er einen der Vertragsstaaten 

 a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die von den Gesetzen oder der Verwaltungspraxis 
dieses oder des anderen Vertragsstaats abweichen, 



  

  

 b) Angaben zu übermitteln, die nach den geltenden Gesetzen oder im üblichen 
Verwaltungsverfahren dieses oder des anderen Vertragsstaats nicht beschafft werden können, 

 c) Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Geschäfts- oder Berufsgeheimnis oder ein 
Geschäftsverfahren preisgeben würden oder deren Erteilung der öffentlichen Ordnung 
widerspräche. 

Artikel 27 

Diplomatische und konsularische Beamte 

Dieses Abkommen berührt nicht die steuerlichen Vorrechte, die den diplomatischen und 
konsularischen Beamten nach den allgemeinen Regeln des Völkerrechts oder auf Grund besonderer 
Vereinbarungen zustehen. 

 

Die folgenden Absätze 1 bis 3 des Artikels 10 des MLI sind anzuwenden und gehen den Bestimmungen 
dieses Abkommens vor.6  

ARTIKEL 10 DES MLI - VORSCHRIFT ZUR MISSBRAUCHSBEKÄMPFUNG FÜR IN 
DRITTSTAATEN ODER -GEBIETEN GELEGENE BETRIEBSSTÄTTEN 

 (1) Wenn 

a) ein Unternehmen eines Vertragsstaats Einkünfte aus dem anderen Vertragsstaat 

bezieht und der erstgenannte Vertragsstaat diese Einkünfte als Einkünfte betrachtet, die 

einer in einem Drittstaat oder -gebiet gelegenen Betriebsstätte des Unternehmens 

zugerechnet werden können, sowie 

b) die Gewinne, die dieser Betriebsstätte zugerechnet werden können, im 

erstgenannten Vertragsstaat von der Steuer befreit sind, 

gelten die Vergünstigungen nach diesem Abkommen nicht für Einkünfte, auf die im Drittstaat 

oder -gebiet weniger als 60 Prozent der Steuer erhoben wird, die im erstgenannten Vertragsstaat von 

diesen Einkünften erhoben würde, wenn diese Betriebsstätte im erstgenannten Vertragsstaat gelegen 

wäre. In diesem Fall können Einkünfte, für die dieser Absatz gilt, ungeachtet der sonstigen 

Bestimmungen dieses Abkommens weiterhin nach dem innerstaatlichen Recht des anderen Vertragsstaats 

besteuert werden. 

(2) Artikel 10 Absatz 1 des MLI gilt nicht, wenn die in Artikel 10 Absatz 1 des MLI beschriebenen 

Einkünfte aus dem anderen Vertragsstaat im Zusammenhang mit einer durch die Betriebsstätte aktiv 

ausgeübten Geschäftstätigkeit bezogen werden oder mit einer solchen Geschäftstätigkeit verbunden sind 

(mit Ausnahme der Vornahme, der Verwaltung oder des bloßen Besitzes von Kapitalanlagen für eigene 

Rechnung des Unternehmens, es sei denn, es handelt sich dabei um Bank-, Versicherungs- oder 

Wertpapiergeschäfte einer Bank, eines Versicherungsunternehmens beziehungsweise eines zugelassenen 

Wertpapierhändlers). 

                                                           
6 Gemäß den Absätzen 1 und 3 des Artikels 35 des MLI sind die Absätze 1 bis 3 des Artikels 10 des MLI in Bezug 

auf die Anwendung dieses Abkommens durch die Republik Österreich wirksam:  

a) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf Beträge, die nicht ansässigen Personen gezahlt oder 

gutgeschrieben werden, wenn das Ereignis, das zu diesen Steuern führt, am oder nach dem 1. Jänner 

2019 eintritt; und  

b) bei allen anderen durch die Republik Österreich erhobenen Steuern für Steuern, die für 

Veranlagungszeiträume erhoben werden, die am oder nach dem 1. Jänner 2020 beginnen; 

und, 

gemäß Artikel 35 Absatz 1 des MLI sind die Absätze 1 bis 3 des Artikels 10 des MLI in Bezug auf die Anwendung 

dieses Abkommens durch die Slowakische Republik wirksam:  

a) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf Beträge, die nicht ansässigen Personen gezahlt oder 

gutgeschrieben werden, wenn das Ereignis, das zu diesen Steuern führt, am oder nach dem 1. Jänner 

2019 eintritt; und  

b) bei allen anderen durch die Slowakische Republik erhobenen Steuern für Steuern, die für 

Veranlagungszeiträume erhoben werden, die am oder nach dem 1. Juli 2019 beginnen. 

 



  

  

(3) Werden Vergünstigungen nach diesem Abkommen in Bezug auf bestimmte Einkünfte einer in 

einem Vertragsstaat ansässigen Person aufgrund des Artikels 10 Absatz 1 des MLI versagt, so kann die 

zuständige Behörde des anderen Vertragsstaats diese Vergünstigungen gleichwohl für diese Einkünfte 

gewähren, wenn diese zuständige Behörde auf einen Antrag dieser ansässigen Person hin feststellt, dass 

die Gewährung dieser Vergünstigungen angesichts der Gründe, aus denen diese ansässige Person die 

Voraussetzungen der Absätze 1 und 2 des Artikels 10 des MLI nicht erfüllt hat, gerechtfertigt ist. Die 

zuständige Behörde des Vertragsstaats, bei der eine im anderen Vertragsstaat ansässige Person nach 

Satz 1 einen Antrag gestellt hat, konsultiert die zuständige Behörde des anderen Vertragsstaats, bevor sie 

dem Antrag stattgibt oder ihn ablehnt. 

Der folgende Absatz 1 des Artikels 7 des MLI ist anzuwenden und geht den Bestimmungen dieses 
Abkommens vor:7 

 
ARTIKEL 7 DES MLI – VERHINDERUNG VON ABKOMMENSMISSBRAUCH 

(Principal Purposes Test) 

Ungeachtet der Bestimmungen dieses Abkommens wird eine Vergünstigung nach diesem 
Abkommen nicht für bestimmte Einkünfte oder Vermögenswerte gewährt, wenn unter Berücksichtigung 
aller maßgeblichen Tatsachen und Umstände die Feststellung gerechtfertigt ist, dass der Erhalt dieser 
Vergünstigung einer der Hauptzwecke einer Gestaltung oder Transaktion war, die unmittelbar oder 
mittelbar zu dieser Vergünstigung geführt hat, es sei denn, es wird nachgewiesen, dass die Gewährung 
dieser Vergünstigung unter diesen Umständen mit dem Ziel und Zweck der einschlägigen Bestimmungen 
dieses Abkommens im Einklang steht. 

 

 

Artikel 28 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation. Die Ratifikationsurkunden werden so bald wie 
möglich in Prag ausgetauscht. 

(2) Das Abkommen tritt am sechzigsten Tage nach Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft. 

(3) Die Bestimmungen dieses Abkommens finden erstmals auf Steuern Anwendung, die für das 
Kalenderjahr erhoben werden, das dem Jahr folgt, in dem der Austausch der Ratifikationsurkunden 
stattgefunden hat. 

Artikel 29 

Außerkrafttreten 

Dieses Abkommen bleibt in Kraft, solange es nicht von einem der beiden Vertragsstaaten gekündigt 
worden ist. Jeder Vertragsstaat kann das Abkommen schriftlich auf diplomatischem Wege unter 
Einhaltung einer Frist von mindestens sechs Monaten zum Ende eines Kalenderjahres kündigen. In 

                                                           
7 Gemäß den Absätzen 1 und 3 des Artikels 35 des MLI ist Artikel 7 Absatz 1 des MLI in Bezug auf die Anwendung 

dieses Abkommens durch die Republik Österreich wirksam:  

a) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf Beträge, die nicht ansässigen Personen gezahlt oder 

gutgeschrieben werden, wenn das Ereignis, das zu diesen Steuern führt, am oder nach dem 1. Jänner 

2019 eintritt; und  

b) bei allen anderen durch die Republik Österreich erhobenen Steuern für Steuern, die für 

Veranlagungszeiträume erhoben werden, die am oder nach dem 1. Jänner 2020 beginnen; 

und, 

gemäß Artikel 35 Absatz 1 des MLI ist Artikel 7 Absatz 1 des MLI in Bezug auf die Anwendung dieses Abkommens 

durch die Slowakische Republik wirksam:  

a) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf Beträge, die nicht ansässigen Personen gezahlt oder 

gutgeschrieben werden, wenn das Ereignis, das zu diesen Steuern führt, am oder nach dem 1. Jänner 

2019 eintritt; und  

b) bei allen anderen durch die Slowakische Republik erhobenen Steuern für Steuern, die für 

Veranlagungszeiträume erhoben werden, die am oder nach dem 1. Juli 2019 beginnen. 

 



  

  

diesem Fall ist das Abkommen letztmals auf die Steuern anzuwenden, die für das Kalenderjahr erhoben 
werden, zu dessen Ende die Kündigung erfolgt ist. 
 

ZU URKUND DESSEN haben die genannten Bevollmächtigten dieses Abkommen unterzeichnet 
und mit Siegeln versehen. 

GESCHEHEN in WIEN, am 7. März 1978 in zwei Urschriften, jede in deutscher und in 
tschechischer Sprache, wobei beide Texte gleichermaßen authentisch sind. 

 
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH:   FÜR DIE SLOWAKISCHE REPUBLIK: 

Androsch       L.Lér 

 



7347

Jahrgang 1994 Ausgegeben am 28. Dezember 1994 318. Stück

1046. Notenwechsel zwischen der Republik Österreich und der Slowakischen Republik betreffend die
Weiteranwendung bestimmter österreichisch-tschechoslowakischer Staatsverträge
(NR: GP XVIII RV 1504 AB 1725 S. 168. BR: AB 4828 S. 588.)

1047. Notenwechsel zwischen der österreichischen Bundesregierung und der Regierung der
Slowakischen Republik betreffend die Weiteranwendung bestimmter österrei-
chisch-tschechoslowakischer Staatsverträge

1046.

Der Nationalrat hat beschlossen.

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages, dessen Z 5 des zweiten, die radizierten Verträge
betreffenden Abschnitts verfassungsändernd ist, wird genehmigt.

Notenwechsel zwischen der Republik Österreich und der Slowakischen Republik betreffend die
Weiteranwendung bestimmter österreichisch-tschechoslowakischer Staatsverträge

DER BUNDESMINISTER
FÜR AUSWÄRTIGE ANGELEGENHEITEN

Z1. 1175.09/111-I.A-GL/93

Wien, am 22. Dezember 1993

Exzellenz,

In Anbetracht dessen, daß die Slowakische
Republik nunmehr ein unabhängiger und souverä-
ner Staat ist, beehre ich mich vorzuschlagen, die
nachstehend angeführten völkerrechtlichen Verträ-
ge im Verhältnis zwischen der Republik Österreich
und der Slowakischen Republik in Kraft zu setzen,
wobei die Bezeichnungen „Slowakische Republik"
bzw „slowakisch" an die Stelle der Bezeichnungen
„Tschechoslowakische Republik", „Tschechoslo-
wakische Sozialistische Republik", „ČSSR",
„Tschechische und Slowakische Föderative Repu-
blik" oder „CSFR" bzw „tschechoslowakisch"
treten und die im folgenden einzeln angeführten
weiteren Anpassungen vorgenommen werden:

1. Vertrag zwischen der Republik Österreich
und der Tschechoslowakischen Sozialistischen
Republik über wechselseitigen rechtlichen Verkehr
in bürgerlichen Rechtssachen, über Urkundenwe-
sen und über Erteilung von Rechtsauskünften samt
Schlußprotokoll 1)vom 10. November 1961;

') Kundgemacht in BGBl. Nr. 309/1962

10

2. Vertrag zwischen der Republik Österreich
und der Tschechoslowakischen Sozialistischen
Republik zur Regelung bestimmter finanzieller
und vermögensrechtlicher Fragen -samt Anlagen
mit Briefwechsel 2) vom 19. Dezember 1974;

3. Abkommen zwischen der Republik Österreich
und der Tschechoslowakischen Sozialistischen
Republik zur Vermeidung der Doppelbesteuerung
auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und
vom Vermögen 3) vom 7 März 1978;

4. Abkommen zwischen der Republik Österreich
und der Tschechoslowakischen Sozialistischen
Republik über konsularische Beziehungen 4) vom
14. März 1979;

5. Abkommen zwischen der Republik Österreich
und der Tschechoslowakischen Sozialistischen
Republik über die Zusammenarbeit auf dem
Gebiet des" Veterinärwesens 5) vom 14. März 1979;

6. Abkommen zwischen der Regierung der
Republik Österreich und der Regierung der
Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik
über die Zusammenarbeit und gegenseitige Hilfe-
leistung auf dem Gebiete des Zollwesens 6) vom

2) Kundgemacht in BGBl. Nr. 451/1975
3) Kundgemacht in BGBl. Nr. 34/1979
4) Kundgemacht in BGBl. Nr. 526/1980
5) Kundgemacht in BGBl. Nr. 510/1981
6) Kundgemacht in BGBl. Nr. 410/1984

539
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18. November 1982, mit der Maßgabe, daß Art. l
lit. b des Abkommens lautet:

„Zollverwaltungen" die zentralen Zollbehörden,
das sind in der Republik Österreich das Bundes-
ministerium für Finanzen und in der Slowakischen
Republik das Ministerium für Finanzen — Zentral-
zollverwaltung, und die diesen nachgeordneten
Zollbehörden;

7 Abkommen zwischen der Republik Österreich
und der Tschechoslowakischen Sozialistischen
Republik über die Zusammenarbeit auf dem
Gebiet des Gesundheitswesens 7) vom
18. November 1982;

8. Abkommen zwischen der Regierung der
Republik Österreich und der Regierung der
Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik
über die Zusammenarbeit bei der Vorbeugung
und Aufklärung gerichtlich strafbarer Handlungen
sowie bei der Gewährleistung der Sicherheit im
Straßenverkehr 8) vom 21. Juni 1988, mit der
Maßgabe, daß

a) Art. 5 des Abkommens lautet:
„Bei der Durchführung dieses Abkommens
erfolgt jeder dienstliche Verkehr unmittelbar
zwischen dem Bundesministerium für Inneres
der Republik Österreich und dem Innen-
ministerium der Slowakischen Republik."

b) Art. 14 des Abkommens lautet:
„Dieses Abkommen berührt nicht Verpflich-
tungen, die in anderen zweiseitigen Verträ-
gen sowie in mehrseitigen Verträgen enthal-
ten sind."

9. Vertrag zwischen der Republik Österreich
und der Tschechischen und Slowakischen Födera-
tiven Republik über die wechselseitige Vollziehung
gerichtlicher Entscheidungen in Strafsachen 9) vom
20. Mai 1990, mit der Maßgabe, daß in Art. 3 des
Vertrags die Worte „dem Justizminister der
Tschechischen Republik oder" entfallen;

10. Abkommen zwischen der Republik Öster-
reich und der Tschechischen und Slowakischen
Föderativen Republik über die Förderung und den
Schutz von Investitionen 10) vom 15. Oktober
1990;

11. Abkommen zwischen der Regierung der
Republik Österreich und der Regierung der
Tschechischen und Slowakischen Föderativen
Republik über die Übernahme von Personen an
der gemeinsamen Grenze11) vom 26. August 1991,
mit der Maßgabe, daß

a) in Art. 3 Abs. 2 des Abkommens die Worte
„die Sicherheitsdirektionen für Niederöster-
reich und das Burgenland" an die Stelle der
Worte „die Sicherheitsdirektionen für Nie-
derösterreich oder Oberösterreich" treten;

b) Art. 4 Abs. 3 erster Satz des Abkommens
lautet:
„Das Ersuchen um polizeiliche Durchbeför-
derung wird auf direktem Weg zwischen
dem österreichischen Bundesministerium für
Inneres und dem Innenministerium der
Slowakischen Republik gestellt und erledigt."

12 . Bilaterales Abkommen in Form eines B r i e f w e c h s e l s zwischen der Republik Österreich und

der Tschechischen und Slowakischen Föderativen
Republik über bestimmte Vereinbarungen für
landwirtschaftliche Erzeugnisse und landwirtschaft-
liche Verarbeitungsprodukte samt Anhängen sowie
Briefwechsel, mit dem das österreichische Zoll-
zugeständnis für Froschschenkel 12) zurückgenom-
men wird, vom 12. Juni 1992.

Ich beehre mich ferner festzustellen, daß die
nachstehend angeführten radizierten völkerrechtli-
chen Verträge nunmehr im Verhältnis zwischen
der Republik Österreich und der Slowakischen
Republik in Kraft stehen, wobei die Bezeichnungen
„Slowakische Republik" bzw „slowakisch" an die
Stelle der Bezeichnungen „Tschechoslowakische
Republik", „Tschechoslowakische Sozialistische
Republik", „ČSSR", „Tschechische und Slowaki-
sche Föderative Republik" oder „CSFR" bzw
„tschechoslowakisch" treten und die im folgenden
einzeln angeführten weiteren Anpassungen vorge-
nommen werden:

1. Übereinkommen zwischen der Republik
Österreich und der Tscheche-slowakischen Repu-
blik betreffend die Führung der österreichisch-
tschecho-slowakischen Grenze und verschiedene,
damit zusammenhängende Fragen 13) vom
10. März 1921 in der Fassung des Vertrags über
die gemeinsame Staatsgrenze 13) vom
21. Dezember 1973, soweit dieses Übereinkom-
men die österreichisch-slowakische Staatsgrenze
betrifft;

2. Vertrag zwischen der Republik Österreich
und der Tschechoslowakischen Republik zur
Regelung der Rechtsverhältnisse an der im
Artikel 27, Punkt 6 des Staatsvertrages von
St. Germain en Laye zwischen den alliierten und
assoziierten Mächten und Österreich vom
10. September 1919 beschriebenen Staatsgrenze
(Grenzstatut) 14) vom 12. Dezember 1928 in der
Fassung des Vertrags über die gemeinsame Staats-
grenze 14) vom 21. Dezember 1973, soweit dieser

7) Kundgemacht in BGBl. Nr.
8) Kundgemacht in BGBl. Nr.
9) Kundgemacht in BGBl. Nr.

10) Kundgemacht in BGBl. Nr.
11) Kundgemacht in BGBl. Nr.

277/1983
212/1990
54/1992
513/1991
667/1992

12) Kundgemacht in BGBl. Nr. 730/1992
13) Kundgemacht in BGBl. Nr. 396/1922 idF BGBl.

Nr. 344/1975
14) Kundgemacht in BGBl. Nr. 303/1930 idF BGBl.

Nr. 344/1975
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Vertrag die österreichisch-slowakische Staatsgrenze
betrifft;

3. Abkommen zwischen der Republik Österreich
und der Tschechoslowakischen Sozialistischen
Republik über die Regelung des Grenzüberganges
der Eisenbahnen 15) vom 22. September 1962 in
der Fassung des Abkommens vom 3. Jänner
1967 15), mit der Maßgabe, daß in Art. 3 Abs. l
bis 3 des Abkommens jeweils die lit. a bis d
entfallen und die bisherige lit. e als lit. a bezeichnet
wird;

4. Vertrag zwischen der Republik Österreich
und der Tschechoslowakischen Sozialistischen
Republik über die Regelung von wasserwirtschaft-
lichen Fragen an den Grenzgewässern samt
Schlußprotokoll 16) vom 7 Dezember 1967;

5. Vertrag zwischen der Republik Österreich
und der Tschechoslowakischen Sozialistischen
Republik über die gemeinsame Staatsgrenze samt
Schlußprotokoll 17) vom 21. Dezember 1973,
soweit dieser Vertrag die österreichisch-slowaki-
sche Staatsgrenze betrifft;

6. Abkommen zwischen der Regierung der
Republik Österreich und der Regierung der
Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik
zur Regelung von Fragen gemeinsamen Interesses
im Zusammenhang mit der nuklearen Sicherheit

und dem Strahlenschutz 18) vom 25. Oktober 1989,
mit der Maßgabe, daß Art. 8 Abs. l lit. b lautet:

„für die slowakische Seite die Atomkontroll-
behörde der Slowakischen Republik";

7 Abkommen, zwischen der Republik Österreich
und der Tschechischen und Slowakischen Födera-
tiven Republik über Erleichterungen der Grenz-
abfertigung im Eisenbahn-, Straßen- und Schiffs-
verkehr 19) vom 17 Juni 1991.

Falls die Slowakische Republik mit Vorstehen-
dem einverstanden ist, werden diese Note und Ihre
bestätigende Antwortnote ein Abkommen zwischen
der Republik Österreich und der Slowakischen
Republik bilden, das am ersten Tag des zweiten
Monats in Kraft tritt, der auf den Monat folgt, in
dem die Vertragsstaaten einander mitteilen, daß die
jeweiligen hiefür erforderlichen Voraussetzungen
erfüllt sind.

Genehmigen Sie, Exzellenz, den Ausdruck
meiner ausgezeichneten Hochachtung

Alois Mock m. p.

S.E.
Herrn Jozef M o r a v c i k
Minister für auswärtige Angelegenheiten
der Slowakischen Republik
B r a t i s l a v a

15) Kundgemacht in BGBl. Nr. 41/1964 idF BGBl.
Nr. 348/1967

16) Kundgemacht in BGBl. Nr. 106/1970
17) Kundgemacht in BGBl. Nr. 344/1975

18) Kundgemacht in BGBl. Nr. 565/1990
19) Kundgemacht in BGBl. Nr. 561/1992

MINISTER ZAHRANIČNYCH VECI

SLOVENSKE] REPUBLIKY
Cislo:200 085/94 — KM

(Übersetzung)

DER MINISTER FÜR AUSWÄRTIGE ANGELEGEN-
HEITEN
DER SLOWAKISCHEN REPUBLIK
Zahl 200.085/94-KM

Bratislava dna 14. januara 1994

Excelencia,

v nadväznosti na Vaš list č.: Zl. 1175.09/111-
I.A-GL/93 zo dna 22. decembra 1993 si Väm na
zaklade poverenia vlady Slovenskoj republiky
dovofujem vyjadric sühlas s tym, aby nasledüjüce
uvedenć zmluvy medzi Slovenskou republikou a
Raküskou republikou nadobudli platnosć, pričom
na miesto označenia „Československd republika",
„Ceskoslovenskä socialistickä republika", „ČSSR",
„Češka a Slovenska Federativnou Republika" alebo
„CSFR" vstupuje označenie „Slovenska republika"
a „Slovensky" a zdroven budü uskutočnenć
nasledovnć jednotlivo uvedeni üpravy:

Preßburg, am 14. Jänner 1994

Exzellenz,

mit Bezug auf Ihre Note ZI. 1175.09/111-I.A-
GL/93 vom 22. Dezember 1993 erlaube ich mir,
Ihnen im Auftrag der Regierung der Slowakischen
Republik das Einverständnis damit zum Ausdruck
zu bringen, daß die nachstehend angeführten
Verträge zwischen der Slowakischen Republik
und der Republik Österreich in Kraft treten,
wobei an die Stelle der Bezeichnungen „Tsche-
choslowakische Republik", „Tschechoslowakische
Sozialistische Republik", „ČSSR", „Tschechische
und Slowakische Föderative Republik" oder
„CSFR" bzw „tschechoslowakisch" die Bezeich-
nungen „Slowakische Republik" und „slowakisch"
treten und gleichzeitig die im folgenden einzeln
angeführten Anpassungen vorgenommen werden:



7350 318. Stück — Ausgegeben am 28. Dezember 1994 — Nr. 1046

1. Zmluva medzi Československou socialistickou
republikou a Raküskou republikou o vzäjmnom
pravnom styku vo veciach občiansko prdvnych, o
listindch a o pravnych informdcidch so Zdverecnym
protokolom z 10. novembra 1961.

2. Zmluva medzi Československou socialistickou
republikou a Raküskou republikou o vysporiadani
urcitych financnych a majetkoprdvnych otäzok
spolu s vymenou listov z 19 decembra 1974.

3. Dohoda medzi Československou socialistickou
republikou a Raküskou republikou o zabrdnenf
dvojitćho zdanenia v oblasti dane z prijmu a
majetku zo 7 marca 1978.

4. Dohoda medzi Československou socialistickou
republikou a Raküskou republikou o konzularnych
stykoch zo 14. marca 1979

5. Dohoda medzi Československou socialistickou
republikou a Raküskou republikou o spoluprdci v
oblasti veterinarstva zo 14. marca 1979

6. Dohoda medzi vlädou Československej
socialistickej republiky a vlddou Raküskej
republiky o spoluprdci a poskytovani vzajomnej
pomoći v oblasti colnictva z 18. novembra 1982, s
üpravou, že Cl. l pfsm. b) dohody znie:

„Colnd sprdva" üstredn^ch colnych üradov, je v
Raküskej republike Spolkovć ministerstvo financii a
v Slovenskej republike Ministerstvo financii-
Ustredna colnd sprava, a prislušne colne ürady

7 Dohoda medzi Československou socialistickou
republikou a Raküskom o spoluprdci v
zdravotm'ctva z 18. novembra 1982.

8. Dohoda medzi vladou Československej
socialistickej republiky a vladou Raküskej
republiky o spoluprdci pri predchddzani a
odhafovani trestnych činov a zabezpečovani
bezpečnosti cestnej premavky z 21. juna 1988, s
üpravou že:

a) cl. 5 Dohody znie:
Pri vykondvam tejto Dohody sa uskutočnuje
bezprostredny styk medzi Ministerstvom
vnütra Slovenskej republiky a Ministerstvom
vnütra Raküskej republiky

1. Vertrag zwischen der Tschechoslowakischen
Sozialistischen Republik und der Republik Öster-
reich über wechselseitigen rechtlichen Verkehr in
bürgerlichen Rechtssachen, über Urkundenwesen
und über Erteilung von Rechtsauskünften samt
Schlußprotokoll vom 10. November 1961;

2. Vertrag zwischen der Tschechoslowakischen
Sozialistischen Republik und der Republik Öster-
reich zur Regelung bestimmter finanzieller und
vermögensrechtlicher Fragen samt Anlagen mit
Briefwechsel vom 19 Dezember 1974;

3. Abkommen zwischen der Tschechoslowaki-
schen Sozialistischen Republik und der Republik
Österreich zur Vermeidung der Doppelbesteuerung
auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und
vom Vermögen vom 7 März 1978;

4. Abkommen zwischen der Tschechoslowaki-
schen Sozialistischen Republik und der Republik
Österreich über konsularische Beziehungen vom
14. März 1979;

5. Abkommen zwischen der Tschechoslowaki-
schen Sozialistischen Republik und der Republik
Österreich über die Zusammenarbeit auf dem
Gebiet des Veterinärwesens vom 14. März 1979;

6. Abkommen zwischen der Regierung der
Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik
und der Republik Österreich über die Zusammen-
arbeit und gegenseitige Hilfeleistung auf dem
Gebiete des Zollwesens vom 18. November 1982,
mit der Maßgabe, daß Art. l lit. b des Abkommens
lautet:

„Zollverwaltungen" die zentralen Zollbehörden,
das sind in der Slowakischen Republik das
Ministerium für Finanzen und in der Republik
Österreich das Bundesministerium für Finanzen —
Zentralzollverwaltung, und die diesen nachgeord-
neten Zollbehörden;

7 Abkommen zwischen der Tschechoslowaki-
schen Sozialistischen Republik und der Republik
Österreich über die Zusammenarbeit auf dem
Gebiet des Gesundheitswesens vom 18. November
1982;

8. Abkommen zwischen der Regierung der
Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik
und der Republik Österreich über die Zusammen-
arbeit bei der Vorbeugung und Aufklärung
gerichtlich strafbarer Handlungen sowie bei der
Gewährleistung der Sicherheit im Straßenverkehr
vom 21. Juni 1988, mit der Maßgabe, daß

a) Art. 5 des Abkommens lautet:
„Bei der Durchführung dieses Abkommens
erfolgt jeder dienstliche Verkehr unmittelbar
zwischen dem Innenministerium der Slowa-
kischen Republik und dem Bundesministe-
rium für Inneres der Republik Österreich."
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b)
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b) Cl. 14 Dohody znie:
Tdto Dohoda sä nedotyka zdväzkov
obsiahnutych v ostatnych dvojstrannych,
ako aj mnohostrannych zmluvdch.

9. Zmluva medzi Českou a Slvenskou
Federativnou Republikou a Raküskou republikou
o vzajomnom vykone südnych rozhodnuti vo
veciach trestnych z 20. mäja s üpravou, že v Cl. 3
Zmluvy odpadaju slovä: „ministrovi spravodlivosti
Ceskej republiky alebo"

10. Dohoda medzi Českou a Slovenskou
Federativnou Republikou a Raküskou republikou
o podpore a vzäjomnej ochrane investicii z
15. oktobra 1990.

11. Dohoda medzi vlddou Českej a Slovenskej
federativne] republiky a vlddou Raküskej republiky
o preberani osöb na spoločnej hranici z 26. augusta
1991 s üpravou, že:

a) v Cl. 3. odseku 2 Dohody budü
slovä „bezpečnostnostnć riaditeFstvo
Dolnoraküska" namiesto slov „bezpečnostnć
riaditefstvd Dolnoraküska a Hornoraküska"

b) v Cl. 4. odsek 3 prvd veta Dohoda znie:

„Ziadost! o poticajnu dopravu bude vybavend
priamo medzi Ministerstvom vnütra Raküska
a Ministerstvom vnütra Slovenskej
republiky"

12. Bilateralna dohoda vo forme vymeny listov
medzi Českou a Slovenskou Federativnou
Republikou a Raküskou republikou o urcitych
dohoddch pre poFnohospoddrske vyrobky a
pofnohospoddrske spracovatefskc produkty spolu s
dodatkom, ktorym je stiahnutć raküske colnć
povolenie na žabacie stehienka z 12. jüna 1992.

Dovolujem si d"alej konštatovat!, že nasledujüce
uvedenć medzindrodnć zmluvy medzi Slovenskou
republikou a Raküskou republikou sü platne1,
pričom na mieste označenia „Československd
republika", „Československd socialistickd
republika", „ČSSR" „Českd a Slovenskd
Federativna Republika" alebo „CSFR", prfpadne
„ceskoslovensky" vstupuje označenie „Slovenskd
republika" a „slovensky", a zdroven budu
uskutočnenć nasledovnć jednotlivo uvedenć
üpravy

Art. 14 des Abkommens lautet:
„Dieses Abkommen berührt nicht Verpflich-
tungen, die in anderen zweiseitigen Verträ-
gen sowie in mehrseitigen Verträgen enthal-
ten sind."

9. Vertrag zwischen der Tschechischen und
Slowakischen Föderativen Republik und der
Republik Österreich über die wechselseitige Voll-
ziehung gerichtlicher Entscheidungen in Straf-
sachen vom 20. Mai 1990, mit der Maßgabe, daß
in Art. 3 des Vertrags die Worte „dem Justiz-
minister der Tschechischen Republik oder" entfal-
len;

10. Abkommen zwischen der Tschechischen und
Slowakischen Föderativen Republik und der
Republik Österreich über die Förderung und den
Schutz von Investitionen vom 15. Oktober 1990;

11. Abkommen zwischen der Regierung der
Tschechischen und Slowakischen Föderativen
Republik und der Regierung der Republik Öster-
reich über die Übernahme von Personen an der
gemeinsamen Grenze vom 26. August 1991, mit
der Maßgabe, daß

a) in Art. 3 Abs. 2 des Abkommens die Worte
„die Sicherheitsdirektionen für Niederöster-
reich und das Burgenland" an die Stelle der
Worte „die Sicherheitsdirektionen für Nie-
derösterreich oder Oberösterreich" treten;

b) Art. 4 Abs. 3 erster Satz des Abkommens
lautet:
„Das Ersuchen um polizeiliche Durchbeför-
derung wird auf direktem Weg zwischen
dem österreichischen Bundesministerium für
Inneres und dem Innenministerium der
Slowakischen Republik gestellt und erledigt."

12. Bilaterales Abkommen in Form eines Brief-
wechsels zwischen der Tschechischen und Slowaki-
schen Föderativen Republik und der Republik
Österreich über bestimmte Vereinbarungen für
landwirtschaftliche Erzeugnisse und landwirtschaft-
liche Verarbeitungsprodukte samt Anhängen sowie
Briefwechsel, mit dem das österreichische Zoll-
zugeständnis für Froschschenkel zurückgenommen
wird, vom 12. Juni 1992.

Ich erlaube mir ferner festzustellen, daß die
nachstehend angeführten zwischenstaatlichen Ver-
träge zwischen der Slowakischen Republik und der
Republik Österreich in Kraft stehen, wobei an die
Stelle der Bezeichnungen „Tschechoslowakische
Republik", „Tschechoslowakische Sozialistische
Republik", „ČSSR", „Tschechische und Slowaki-
sche Föderative Republik" oder „CSFR" bzw
„tschechoslowakisch" die Bezeichnungen „Slowa-
kische Republik" und „slowakisch" treten und
gleichzeitig die im folgenden einzeln angeführten
Anpassungen vorgenommen werden:

540
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1. Dohoda medzi Československou Republikou
a Rakiiskou republikou, tykajüca sä vedenia
raküsko-cesko-slovenskej hranice a rözne spolu
süvisiace otäzky z 10. marca 1921 v zneni zmluvy
o spolocnych stätnych hraniciach z 21. decembra
1973, pokiaF sa tdto Dohoda tyka raküsko-
slovenskej hranice.

2. Zmluva medzi Československou repyblikou a
Raküskou republikou o üprave prdvnych pomerov
na štdtnej hranici opi'sanej v cl 27 bod 6 Mierovej
zmluvy medzi mocnosfami spojenymi s Raküskom,
podpisanej v Saint Germain in Laye dna
10. septembra 1919 /Hranicny statut/ v zneni
Zmluvy o spolocnych stdtnych hraniciach z
21. decembra 1973, pokiaF sa täto Dohoda tyka
raküsko-slovenskej hranice.

3. Dohoda medzi Československou socialistickou
republikou a Raküskou republikou o uprave
hranicnych prechodov železnfc z 22. septembera
1962 v zneni Dohody z 3. janudra 1967 s üpravou,
že v cl. 3 ods. 1.3 Dohody odpadajü pismena a)—d)
a doterajšie pismeno ,,e)" bude označene ako ,,a)"

4. Zmluva medzi Československej socialistickej
republikou a Raküskou republikou o uprave
vodohospoddrskych otdzok na hranicnych voddch
spolu so zdverecnym protokolom zo 7. decembra
1967.

5. Zmluva medzi Československou socialistickou
republikou a Raküskou republikou o spoločnej
Itdtnej hranici spolu so zdverecnym protokolom z
21. decembra 1973, pokiaf sa täto Zmluva tyka
raküsko-slovenskej štdtnej hranice.

6. Dohoda medzi vlddou Československej
socialistickej republiky a vlddou Raküskej
republiky o uprave otdzok spoločnćho zdujmu v
süvislosti s jadrovou bezpečnosfou a ochranou pred
žiarenim z 25. oktobra 1989 s üpravou, že cl. 8
ods. 1. pism. b) znie: „za slovensku stranu Urad
jadroveho dozoru Slovenskej republiky"

/ . uuiiuua. inćuni v^csivou a oiovcnsiuju
Federativnou Republikou a Raküskou republikou
o ufahčeni pohraničnćho odbavovania v
železničnej, cestnej a vodnej doprave zo 17. juna
1991.

Tento list spolu s listom ministra zahranicnych
veći Raküskej republiky tvori dohodu, ktord
nadobudne platnosć prvy den druhćho mesiaca,
ktorjf nasleduje po mesiaci, v ktorom si zmluvnć

1. Übereinkommen zwischen der Tschecho-
slowakischen Republik und der Republik Öster-
reich betreffend die Führung der österreichisch-
tschecho-slowakischen Grenze und verschiedene,
damit zusammenhängende Fragen vom 10. Marz
1921 in der Fassung des Vertrags über die
gemeinsame Staatsgrenze vom 21. Dezember
1973, soweit dieses Übereinkommen die öster-
reichisch-slowakische Staatsgrenze betrifft;

2. Vertrag zwischen der Tschechoslowakischen
Republik und der Republik Österreich zur Re-
gelung der Rechtsverhältnisse an der im Artikel 27,
Punkt 6 des Staatsvertrages von St. Germain en
Laye zwischen den alliierten und assoziierten
Mächten und Österreich vom 10. September 1919
beschriebenen Staatsgrenze (Grenzstatüt) vom
12. Dezember 1928 in der Fassung des Vertrags
über die gemeinsame Staatsgrenze vom 21. De-
zember 1973, soweit dieser Vertrag die öster-
reichisch-slowakische Staatsgrenze betrifft;

3. Abkommen zwischen der Tschechoslowaki-
schen Sozialistischen Republik und der Republik
Österreich über die Regelung des Grenzüberganges
der Eisenbahnen vom 22. September 1962 in der
Fassung des Abkommens vom 3. Jänner 1967, mit
der Maßgabe, daß in Art. 3 Abs. l bis 3 des
Abkommens jeweils die lit. a bis d entfallen und die
bisherige lit. e als lit. a bezeichnet wird;

4. Vertrag zwischen der Tschechoslowakischen
Sozialistischen Republik und der Republik Öster-
reich über die Regelung von wasserwirtschaftlichen
Fragen an den Grenzgewässern samt Schlußproto-
koll vom 7. Dezember 1967;

5. Vertrag zwischen der Tschechoslowakischen
Sozialistischen Republik und der Republik Öster-
reich über die gemeinsame Staatsgrenze samt
Schlußprotokoll vom 21. Dezember 1973, soweit
dieser Vertrag die österreichisch-slowakische
Staatsgrenze betrifft;

6. Abkommen zwischen der Regierung der
Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik
und der Republik Österreich zur Regelung von
Fragen gemeinsamen Interesses im Zusammenhang
mit der nuklearen Sicherheit und dem Strahlen-
schutz vom 25. Oktober 1989, mit der Maßgabe,
daß Art. 8 Abs. l lit. b lautet: „für die slowakische
Seite die Atomkontrollbehörde der Slowakischen
Republik";

7. Abkommen zwischen der Tschechischen und
Slowakischen Föderativen Republik und der
Republik Österreich über Erleichterungen der
Grenzabfertigung im Eisenbahn-, Straßen- und
Schiffsverkehr vom 17. Juni 1991.

Diese Note bildet zusammen mit der Note des
Außenministers der Republik Österreich ein
Abkommen, das am ersten Tag des zweiten
Monats in Kraft tritt, der auf den Monat folgt,
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strany vzdjomne oznämili, že boli splnenć in dem die Vertragsparteien einander mitgeteilt
podmienky pre nadobudnutie platnosti tejto haben, daß die Voraussetzungen für das Inkraft-
dohody treten dieses Abkommens erfüllt sind.

S prejavom hlbokej ücty
i. V Lisuch

Mit dem Ausdruck vorzüglicher Hochachtung
i. V Lisuch

J.E.
Alois M o c k
minister zahranicnych vecf
Raküskej republiky
V i e d c n

S.E.
Herrn Alois M o c k
Minister für auswärtige Angelegenheiten
der Republik Österreich
W i e n

Die im Notenwechsel vorgesehenen Mitteilungen über die Erfüllung der für das Inkrafttreten
erforderlichen Voraussetzungen wurden am 4. August bzw 25. November 1994 abgegeben; der
Notenwechsel tritt mit 1. Jänner 1995 in Kraft.

Vranitzky

1047 Notenwechsel zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der
Slowakischen Republik betreffend die Weiteranwendung bestimmter österreichisch-tschechoslo-

wakischer Staatsverträge

DER BUNDESMINISTER FÜR
AUSWÄRTIGE ANGELEGENHEITEN
Z1. 1175.09/111-I.A-GL/93

Wien, am 22. Dezember 1993

Exzellenz,

In Anbetracht dessen, daß die Slowakische
Republik nunmehr ein unabhängiger und souverä-
ner Staat ist, beehre ich mich vorzuschlagen, die
nachstehend angefühlten völkerrechtlichen Verträ-
ge im Verhältnis zwischen der österreichischen
Bundesregierung und der Regierung der Slowaki-
schen Republik in Kraft zu setzen, wobei die
Bezeichnungen „Slowakische Republik" bzw
„slowakisch" an die Stelle der Bezeichnungen
„Tschechoslowakische Republik", „Tschechoslo-
wakische Sozialistische Republik", „ČSSR",
„Tschechische und Slowakische Föderative Repu-
blik" oder „CSFR" bzw „tschechoslowakisch"
treten und die im folgenden einzeln angeführten
weiteren Anpassungen vorgenommen werden.

1. Notenwechsel zwischen der Bundesregierung
der Republik Österreich und der Regierung der
Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik
über die gegenseitige Übermittlung von Schul-
und anderen ähnlichen Dokumenten 1) vom
13. Februar 1962;

2. Verwaltungsübereinkommen zwischen dem
Bundesministerium für Verkehr und Elektrizitäts-
wirtschaft der Republik Österreich und dem

Verkehrsministerium der Tschechoslowakischen
Sozialistischen Republik über die Beförderung
von Personen im Kraftfahrlinienverkehr vom
21. Oktober 1964;

3. Übereinkommen zwischen dem Bundesmini-
sterium für Finanzen der Republik Österreich und
dem Finanzministerium der Tschechoslowakischen
Sozialistischen Republik über die steuerliche
Behandlung des grenzüberschreitenden Güterver-
kehrs auf der Straße 2) vom 30. Juni 1967 in der
Fassung des Protokolls vom 16. Dezember 1970 2);

4. Vereinbarung zwischen dem Bundesministe-
rium für Handel, Gewerbe und Industrie der
Republik Österreich und dem Ministerium für
Verkehrswesen der Tschechoslowakischen Sozia-
listischen Republik über die Durchführung des
grenzüberschreitenden nichtlinienmäßigen Perso-
nenverkehrs mit Omnibussen und den grenzüber-
schreitenden Straßengüterverkehr3) vom
19 Oktober 1967;

5. Abkommen zwischen der österreichischen
Bundesregierung und der Regierung der Tsche-
choslowakischen Sozialistischen Republik über die
Außerkraftsetzung des Zahlungsabkommens vom
29 Oktober 1948 und den Übergang zum
Zahlungsverkehr in frei konvertierbarer Wäh-
rung 4) vom 22. Oktober 1971;

') Kundgemacht in BGBl. Nr. 192/1962

2) Kundgemacht in BGBl. Nr. 299/1967 idF BGBl.
Nr. 84/1971

3) Kundgemacht in BGBl. Nr. 24/1968
4) Kundgemacht in BGBl. Nr. 496/.1971
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6. Übereinkommen zwischen der Republik
Österreich und der Tschechoslowakischen Sozia-
listischen Republik betreffend den Post- und
Fernmeldedienst5) vom 19.Juli 1982;

7 Abkommen zwischen der österreichischen
Bundesregierung und der Regierung der Tsche-
choslowakischen Sozialistischen Republik über die
Aufhebung der Sichtvermerkspflicht6) vom
18. Jänner 1990.

Ich beehre mich ferner festzustellen, daß die
nachstehend angeführten radizierten völkerrechtli-
chen Verträge nunmehr im Verhältnis zwischen
der österreichischen Bundesregierung und der
Regierung der Slowakischen Republik in Kraft
stehen, wobei die Bezeichnungen „Slowakische
Republik" bzw „slowakisch" an die Stelle der
Bezeichnungen „Tschechoslowakische Republik",
„Tschechoslowakische Sozialistische Republik"
„ČSSR", „Tschechische und Slowakische Födera-
tive Republik" oder „CSFR" bzw „tschechoslo-
wakisch" treten und die im folgenden einzeln
angeführten weiteren Anpassungen vorgenommen
werden.

1. Abkommen zwischen der österreichischen
Bundesregierung und der Regierung der Tsche-
choslowakischen Republik über die Regelung der
Donauschiffahrt 7) vom 27 Jänner 1955;

2. Abkommen zwischen der österreichischen
Bundesregierung und der Regierung der Tsche-
choslowakischen Republik über die Ausbeutung
der gemeinsamen Erdgas- und Erdöllagerstätten8)
vom 23. Jänner 1960;

3. Abkommen zwischen der österreichischen
Bundesregierung und der Regierung der Tsche-
choslowakischen Republik über die Grundsätze der
geologischen Zusammenarbeit zwischen der Repu-
blik Österreich und der Tschechoslowakischen
Republik9) samt Briefwechsel vom 2 3. Jänner
1960 mit der Maßgabe, daß

a) in Art. 2 des Abkommens das Wort „Preß-
burg" an die Stelle des Wortes „Prag" tritt;

b) Art. 10 des Abkommens lautet:

„Die Durchführung dieses Abkommens obliegt
auf österreichischer Seite der Geologischen Bun-
desanstalt in Wien im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegen-
heiten—Oberste Bergbehörde und auf slowaki-
scher Seite dem Ministerium für Umwelt der
Slowakischen Republik in Preßburg;

4. Vereinbarung zwischen den österreichischen
Bundesbahnen und der tschechoslowakischen
Eisenbahnverwaltung über den grenzüberschreiten-
den Eisenbahnverkehr vom 22. März 1963;

5. Abkommen zwischen der österreichischen
Bundesregierung und der Regierung der Tsche-
choslowakischen Sozialistischen Republik über das
Betreten der durch Regulierung von Grenzgewäs-
sern betroffenen Gebietsteile10) vom l I.Mai 1978;

6. Vereinbarung gemäß Artikel 2 Absatz 4 des
Abkommens vom 17 Juni 1991 zwischen der
Republik Österreich und der Tschechischen und
Slowakischen Föderativen Republik über Erleichte-
rungen der Grenzabfertigung im Eisenbahn-,
Straßen- und Schiffsverkehr zur Errichtung vorge-
schobener Grenzabfertigungsstellen in den Bahn-
höfen Wien-Südbahnhof, Marchegg und Brati-
slava-Hauptbahnhof sowie über die Grenzabferti-
gung während der Fahrt auf der Strecke zwischen
den Bahnhöfen Wien-Südbahnhof und Bratislava-
Hauptbahnhof 11) vom 27.Mai 1992.

Falls die Regierung der Slowakischen Republik
mit Vorstehendem einverstanden ist, werden diese
Note und Ihre bestätigende Antwortnote ein
Abkommen zwischen der österreichischen Bundes-
regierung und der Regierung der Slowakischen
Republik bilden, das am ersten Tag des zweiten
Monats in Kraft tritt, der auf den Monat folgt, in
dem die Vertragsparteien einander mitteilen, daß
die jeweiligen hiefür erforderlichen Voraussetzun-
gen erfüllt sind.

Genehmigen Sie, Exzellenz, den Ausdruck
meiner ausgezeichneten Hochachtung.

•Mock m. p.

S. E. Herrn Jozef Moravcik
Minister für auswärtige Angelegenheiten
der Slowakischen Republik
B r a t i s l a v a

5) Kundgemacht in PuTVBl. 32/1982, Nr. 299
6) Kundgemacht in BGBl. Nr. 47/1990
7) Kundgemacht in BGBl. Nr. 74/1956
8) Kundgemacht in BGBl. Nr. 53/1985
9) Kundgemacht in BGBl. Nr. 52/1985

10) Kundgemacht in BGBl. Nr. 309/1978
") Kundgemacht in BGBl. Nr. 563/1992

MINISTER OF FOREIGN AFFAIRS
OF THE SLOVAK REPUBLIC
Cislo: 200085/94 - KM

Bratislava, dna 14. januara 1994

Excelencia,
v nadväznosti na Vaš list č.: ZI. 1175.09/111-

I.A-GL/93 zo dša 22. decembra 1993 si Vam na
zaklade poverenia vlddy Slovenskej republiky
dovol'ujem vyslovit' sühlas s tym, aby nasledujtice
uvedene zmluvy medzi vlädou Slovenskej republiky
a Spolkovou vlädou Raküska nadobudli platnosć,
pričom na miesto označenia „Ceskoslovenskä
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republika", „Československd socialistickd republi-
ka" „ČSSR", „Češka a Slovenska Federativna
Republika", alebo „CSFR", pripadne
„ceskoslovensky" vstupuje označenie „Slovenska
republika" a „slovensky" a zdroven budu usku-
točnene" nasledovnć jednotlivo uvedene" üpravy:

1. Vymena n6t medzi vlddou Československej
socialistickej republiky a Spolkovou vlddou RakuS-
ka o zasielani skolskych a podobnych dokumentov
z 13. februdra 1962.

2. Dohoda medzi Ministerstvom dopravy
Československej socialistickej republiky a Spolko-
vym ministerstvom dopravy a energetiky Raküskej
republiky o doprave osob z 21. oktobra 1964.

3. Dohoda medzi Ministerstvom financii
Československej socialistickej republiky a Spolko-
vym ministerstvom financii Raküskej republiky o
zdaneni medzindrodnej nakladnej cestnej dopravy
z 30. juna 1967 v znenf protokolu zo 16. decembra
1970.

4. Dohoda medzi Ministerstvom dopravy
Československej socialistickej republiky a Spolko-
vym ministerstvom obchodu, živnosti a priemyslu
Raküskej republiky o prevadzkovani medzindrod-
nej nepravidelnej autobusovej dopravy a mezinar-
odnej ndkladnej dopravy z 19 oktobra 1967

5. Dohoda medzi vlddou Československej
socialistickej republiky a Spolkovou vlddou Raküs-
ka o zrušeni Platobnej dohody z 29. oktobra 1948
a prechod na platobny styk vo vol'ne zamenitel'nej
mene z 22. oktobra 1971.

6. Dohoda medzi vlddou Československej
socialistickej republiky a Spolkovou vlddou Raküs-
ka o postovych a telekomunikacnych službach z
19 jula 1982.

7 Dohoda medzi vlddou Československej
socialistickej republiky a Spolkovou vlddou Raküs-
ka o zrušeni vi'zovej povinnosti z 18. janudra 1990.

Dovol'ujem si d'alej konštatovat', že nasledujüce
uvedene" medzindrodne zmluvy medzi Slovenskou
republikou republikou a Raküskou republikou sü
platne1, pričom na miesto .označenia
„Československd republika", „Československd
socialistickd republika", „ČSSR", „Českd a Slo-
venska Federativna Republika" alebo „CSFR",
pripadne „ceskoslovensky", vstupuje označenie
„Slovenskd republika" a „slovensky" a zdroven
budu uskutočnene nasledovne jednotlivo uvedene
üpravy

1. Dohoda medzi vlddou Československej
republiky a Spolkovou vlddou Raküska o uprave
plavby na Dunaji z 27 januara 1955.

2. Dohoda medzi vlddou Československej
republiky a Spolkovou vlddou Raküska o ćažbe
spolocnych ložisk zemnćho plynu a nafty z
23. janudra 1960.

3. Dohoda medzi vlddou Československej
republiky a Spolkovou vlddou Raküska o zasa-
dach geologickej spoluprdce medzi Raküskou
republikou a Československou republikou spolu s
vymenou listov z 23. janudra 1960 s üpravou, že:

a) v članku 2 Dohody nastupi slovo „Bratislava"
namiesto slova „Praha";

b) cl. 10 Dohody znie:

„Uskutočnovanie tejto Dohody za raküsku
stranu prindleži Geologickćmu spolkovćmu üradu
vo Viedni a Spolkovćmu ministerstvu pre hospo-
ddrske zdležitosti a za slovensku stranu Mini-
sterstvu životnćho prostredia SR v Bratislave."

4. Dohoda medzi Ceskoslovenskymi drahami a
Spolkovymi drahami Raküska o pohraničnej
železriičnej doprave z 22. marca 1963.

5. Dohoda medzi vlddou Československej
socialistickej republiky a Spolkovou vlddou Raküs-
ka o vstupe na časti üzemia dotknutymi üpravami
hranicnych vod z l i . maja 1978.

6. Dohoda podl'a cl. 2 odseku 4 Dohody zo
17 juna 1991 medzi Českou a Slovenskou
Federativnou Republikou a Raküskou republikou
o ul'ahčeni hranicncho odbavenia v železničnej,
cestnej a vodnej doprave a o zriadeni predsunutych
odbavovacich hranicnych stanovfšt' v staniciach
Vieden-Südbahnhof, Marchegg a Bratislava-hlavnd
stanica, ako aj o hraničnom odbaveni počas jazdy
na trase medzi stanicami Vieden-Südbahnhof a
Bratislava-Hlavna stanica z 27 maja 1992.

Tento list spolu s listom ministra zahranicnych
veći Raküskej republiky tvori Dohodu, ktord
nadobudne platnost' prvy den druhćho mesiaca,
ktory nasleduje po mesiaci, v ktorom si zmluvnć
strany vzdjomne ozndmili, že boli splnene
podmienky pre nadobudnutie platnosti tejto
Dohody

S prejavom hlbokej ücty

i. V Lisuch

J. E. Alois Mock
minister zahranicnych veći
Raküskej republiky
V i e d e i

(Übersetzung)

DER MINISTER FÜR AUSWÄRTIGE ANGELEGEN-
HEITEN
DER SLOWAKISCHEN REPUBLIK
Zahl 200.085/94-KM

Preßburg, am 14. Jänner 1994
Exzellenz,

mit Bezug auf Ihre Note ZI. 1175.09/111 -I.A-
GL/93 vom 22. Dezember 1993 erlaube ich mir,
Ihnen im Auftrag der Regierung der Slowakischen
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Republik das Einverständnis damit zum Ausdruck
zu bringen, daß die nachstehend angeführten
Verträge zwischen der Regierung der Slowaki-
schen Republik und der österreichischen Bundes-
regierung in Kraft treten, wobei an die Stelle der
Bezeichnungen „Tschechoslowakische Republik",
„Tschechoslowakische Sozialistische Republik",
„CSSR", „Tschechische und Slowakische Födera-
tive Republik" oder „CSFR" bzw „tschechoslo-
wakisch" die Bezeichnungen „Slowakische Repu-
blik" und „slowakisch" treten und gleichzeitig die
im folgenden einzeln angeführten Anpassungen
vorgenommen werden:

1. Notenwechsel (es folgt der weitere
Text der Eröffnungsnote in deutscher Sprache)

27 Mai 1992.

Diese Note bildet zusammen mit der Note des
Außenministers der Republik Österreich ein
Abkommen, das am ersten Tag des zweiten
Monats in Kraft tritt, der auf den Monat folgt,
in dem die Vertragsparteien einander mitgeteilt
haben, daß die Voraussetzungen für das Inkraft-
treten dieses Abkommens erfüllt sind.

Mit dem Ausdruck vorzüglicher Hochachtung

i. V Lisuch

S.E. Herrn Alois Mock
Bundesminister für auswärtige Angelegenheiten
der Republik Österreich
Wien

Die im Notenwechsel vorgesehenen Mitteilungen über die Erfüllung der für das Inkrafttreten
erforderlichen Voraussetzungen wurden am 25. August bzw 30. November 1994 abgegeben; der
Notenwechsel tritt mit 1. Jänner 1995 in Kraft.

Vranitzky

Druck der österreichischen Staatsdruckerei
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3 3 . Kundmachung: Endgültiges Inkrafttreten und Geltungsbereich des Internationalen Kakao-
Übereinkommens 1975

34 . Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Tschechoslowakischen Sozialistischen
Republik zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der
Steuern vom Einkommen und vom Vermögen
(NR: GP XIV RV 848 AB 974 S. 98. BR: AB 1866 S. 378.)

3 5 . Abkommen zwischen dem Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie und dem
Bundesminister für Finanzen der Republik Österreich einerseits und dem
Handelsminister der Demokratischen Sozialistischen Republik von Sri Lanka
andererseits über die Anerkennung von Zeugnissen über den Ursprung und
die handwerkliche Herstellung von Waren zum Zwecke der zollfreien oder
zollermäßigten Einfuhr nach Österreich

3 3 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
23. Jänner 1979 betreffend das endgültige
Inkrafttreten und den Geltungsbereich des
Internationalen Kakao-Übereinkommens

1975
Nach Mitteilung des Generalsekretärs der Ver-

einten Nationen ist das Internationale Kakao-
Übereinkommen 1975, kundgemacht in BGBL
Nr. 311/1977, gemäß seinem Art. 69 Abs. 1
am 7. November 1978 für folgende Staaten
endgültig in Kraft getreten:

Australien, Belgien, Brasilien, Bulgarien, Däne-
mark, Bundesrepublik Deutschland, Deutsche

Demokratische Republik, Ecuador, Elfenbein-
küste, Finnland, Frankreich, Gabon, Ghana,
Grenada, Irland, Italien, Jamaika, Japan, Jugo-
slawien, Kanada, Luxemburg, Mexiko, Neusee-
land, Niederlande, Nigeria, Norwegen, Öster-
reich, Papua-Neu Guinea, Philippinen, Samoa,
Schweden, Schweiz, Sowjetunion, Spanien, Trini-
dad und Tobago, Tschechoslowakei, Ungarn,
Vereinigtes Königreich Großbritannien und
Nordirland, Zaire.

Kreisky

3 4 .
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

A B K O M M E N

ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH
UND

DER TSCHECHOSLOWAKISCHEN
SOZIALISTISCHEN REPUBLIK ZUR

VERMEIDUNG DER DOPPEL-
BESTEUERUNG AUF DEM GEBIETE
DER STEUERN VOM EINKOMMEN

UND VOM VERMÖGEN

Der Bundespräsident der Republik Österreich
und der Präsident der Tschechoslowakischen So-
zialistischen Republik,

22 24
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416 10. Stück — Ausgegeben am 30. Jänner 1979 — Nr. 34

im Bewußtsein des Bedürfnisses, den Handel
zu erleichtern und die wirtschaftliche Zusammen-
arbeit im Einklang mit der Schlußakte der Kon-
ferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in
Europa zu fördern,

sind übereingekommen, ein Abkommen zur
Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Ge-
biete der Steuern vom Einkommen und vom
Vermögen zu schließen.

Zu diesem Zweck haben zu ihren Bevollmäch-
tigten ernannt:

der Bundespräsident der Republik Österreich,
Herrn Vizekanzler Dkfm. Dr. Hannes Androsch,
Bundesminister für Finanzen der Republik Öster-
reich,

der Präsident der Tschechoslowakischen Sozia-
listischen Republik,

Herrn Dipl.-Ing. Leopold Lér, Minister der Fi-
nanzen der Tschechoslowakischen Sozialistischen
Republik,

die nach Austausch ihrer in guter und gehöri-
ger Form befundenen Vollmachten folgendes ver-
einbart haben:

Artikel 1

Persönlicher Geltungsbereich

Dieses Abkommen gilt für Personen, die in
einem Vertragsstaat oder in beiden Vertrags-
staaten ansässig sind.

Artikel 2

Unter das Abkommen fallende Steuern

(1) Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht auf
die Art der Erhebung, für Steuern vom Ein-
kommen und vom Vermögen, die in einem der
beiden Vertragsstaaten erhoben werden.

(2) Als Steuern vom Einkommen und vom
Vermögen gelten alle Steuern, die vom Gesamt-
einkommen, vom Gesamtvermögen oder von
Teilen des Einkommens oder des Vermögens er-
hoben werden, einschließlich der Steuern vom
Gewinn aus der Veräußerung beweglichen oder
unbeweglichen Vermögens sowie der Steuern
vom Vermögenszuwachs.

(3) Die zurzeit bestehenden Steuern, für die
dieses Abkommen gilt, sind:

a) in der Tschechoslowakischen Sozialistischen
Republik:

1. die Abgabe und die Steuer vom Gewinn,

2. die Lohnsteuer,
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10. Stück — Ausgegeben am 30. Jänner 1979 — Nr. 34 417

3. die Steuer von Einkünften aus litera-
rischer und künstlerischer Tätigkeit,

4. die Landwirtschaftssteuer,

5. die Steuer vom Einkommen natürlicher
Personen,

6. die Haussteuer,

7. die Abgabe vom Vermögen
(im folgenden als „tschechoslowakische
Steuer" bezeichnet);

b) in der Republik Österreich:

1. die Einkommensteuer,

2. die Körperschaftsteuer,

3. die Aufsichtsratsabgabe,

4. die Vermögensteuer,

5. die Abgabe von Vermögen, die der Erb-
schaftssteuer entzogen sind,

6. die Gewerbesteuer einschließlich der
Lohnsummensteuer,

7. die Grundsteuer,

8. die Abgabe von land- und forstwirt-
schaftlichen Betrieben,

9. die Beiträge von land- und forstwirt-
schaftlichen Betrieben zum Ausgleichs-
fonds für Familienbeihilfen,

10. die Abgabe vom Bodenwert bei unbe-
bauten Grundstücken

(im folgenden als „österreichische Steuer"
bezeichnet).

(4) Dieses Abkommen gilt auch für alle Steuern
gleicher oder ähnlicher Art, die nach der Unter-
zeichnung des Abkommens neben den zurzeit
bestehenden Steuern oder an deren Stelle erho-
ben werden. Die zuständigen Behörden der Ver-
tragsstaaten teilen einander die in ihren Steuer-
gesetzen eingetretenen Änderungen, soweit er-
forderlich, mit.

Artikel 3

Allgemeine Definitionen
(1) Im Sinne dieses Abkommens, wenn der Zu-

sammenhang nichts anderes erfordert,

a) umfaßt der Ausdruck „Person" natürliche
Personen, Gesellschaften und alle anderen
Personenvereinigungen;

b) bedeutet der Ausdruck „Gesellschaft" juri-
stische Personen oder Rechtsträger, die für
die Besteuerung wie juristische Personen
behandelt werden;
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418 10. Stück — Ausgegeben am 30. Jänner 1979 — Nr. 34

c) bedeuten die Ausdrücke „Unternehmen
eines Vertragsstaates" und „Unternehmen
des anderen Vertragsstaates", je nachdem,
ein Unternehmen, das von einer in einem
Vertragsstaat ansässigen Person betrieben
wird, oder ein Unternehmen, das von einer
in dem anderen Vertragsstaat ansässigen
Person betrieben wird:

d) bedeutet der Ausdruck „Staatsangehörige"

1. alle natürlichen Personen, die die Staats-
angehörigkeit eines der beiden Vertrags-
staaten besitzen;

2. alle juristischen Personen, Personenge-
sellschaften und anderen Personenver-
einigungen, die nach dem in einem der
beiden Vertragsstaaten geltenden Recht
errichtet worden sind;

e) bedeutet der Ausdruck „zuständige Behör-
de" auf seiten der Tschechoslowakischen
Sozialistischen Republik den Minister der
Finanzen der Tschechoslowakischen Sozia-
listischen Republik oder seinen bevollmäch-
tigten Vertreter und auf seiten der Repu-
blik Österreich den Bundesminister für Fi-
nanzen der Republik Österreich.

(2) Bei Anwendung dieses Abkommens durch
einen Vertragsstaat hat, wenn der Zusammen-
hang nichts anderes erfordert, jeder nicht anders
definierte Ausdruck die Bedeutung, die ihm nach
dem Recht dieses Staates über die Steuern zu-
kommt, welche Gegenstand dieses Abkommens
sind.

Artikel 4

Steuerlicher Wohnsitz

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der
Ausdruck „eine in einem Vertragsstaat ansässige
Person" eine Person, die nach dem Recht dieses
Staates dort auf Grund ihres Wohnsitzes, ihres
ständigen Aufenthaltes, des Ortes ihrer Geschäfts-
leitung oder eines anderen ähnlichen Merkmals
steuerpflichtig ist.

(2) Ist nach Absatz 1 eine natürliche Person in
beiden Vertragsstaaten ansässig, so gilt folgendes:

a) Die Person gilt als in dem Vertragsstaat
ansässig, in dem sie über eine ständige
Wohnstätte verfügt. Verfügt sie in beiden
Vertragsstaaten über eine ständige Wohn-
stätte, so gilt sie als in dem Vertragsstaat
ansässig, zu dem sie die engeren persönli-
chen und wirtschaftlichen Beziehungen hat
(Mittelpunkt der Lebensinteressen).
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10. Stück — Ausgegeben am 30. Jänner 1979 — Nr. 34 419

b) Kann nicht bestimmt werden, zu welchem
Vertragsstaat die Person die engeren per-
sönlichen und wirtschaftlichen Beziehungen
hat, oder verfügt sie in keinem der Ver-
tragsstaaten über eine ständige Wohnstätte,
so gilt sie als in dem Vertragsstaat ansässig,
in dem sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt
hat.

c) Hat die Person ihren gewöhnlichen Auf-
enthalt in beiden Vertragsstaaten oder in
keinem der Vertragsstaaten, so gilt sie als
in dem Vertragsstaat ansässig, dessen Staats-
angehörigkeit sie besitzt.

d) Besitzt die Person die Staatsangehörigkeit
beider Vertragsstaaten oder keines Ver-
tragsstaates, so werden sich die zuständigen
Behörden der Vertragsstaaten bemühen, die
Frage in gegenseitigem Einvernehmen zu
regeln.

(3) Ist nach Absatz 1 eine andere als eine na-
türliche Person in beiden Vertragsstaaten ansässig,
so gilt sie als in dem Vertragsstaat ansässig, in
dem sich der Ort ihrer tatsächlichen Geschäfts-
leitung befindet.

Artikel 5

Betriebstätte

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der
Ausdruck „Betriebstätte" eine feste Geschäfts-
einrichtung, durch die die Tätigkeit eines Unter-
nehmens ganz oder teilweise ausgeübt wird.

(2) Der Ausdruck „Betriebstätte" umfaßt ins-
besondere:

a) einen Ort der Leitung,

b) eine Zweigniederlassung,

c) eine Geschäftsstelle,

d) eine Fabrikationsstätte,

e) eine Werkstätte und

f) ein Bergwerk, ein Öl- oder Gasvorkommen,
einen Steinbruch oder eine andere Stätte
der Ausbeutung von Bodenschätzen.

(3) Eine Bauausführung oder Montage ist nur
dann eine Betriebstätte, wenn ihre Dauer zwölf
Monate überschreitet.

(4) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmun-
gen dieses Artikels gelten nicht als Betriebstät-
ten:

a) Einrichtungen, die ausschließlich zur Lage-
rung, Ausstellung oder Auslieferung von
Gütern oder Waren des Unternehmens be-
nutzt werden;
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420 10. Stück — Ausgegeben am 30. Jänner 1979 — Nr. 34

b) Bestände von Gütern, oder Waren des Un-
ternehmens, die ausschließlich zur Lagerung,
Ausstellung oder Auslieferung unterhalten
werden;

c) Bestände von Gütern oder Waren des Un-
ternehmens, die ausschließlich 2u dem
Zweck unterhalten werden, durch ein an-
deres Unternehmen bearbeitet oder verar-
beitet zu werden;

d) eine feste Geschäftseinrichtung, die aus-
schließlich zu dem Zweck unterhalten wird,
für das Unternehmen Güter oder Waren
einzukaufen oder Informationen zu beschaf-
fen;

e) eine feste Geschäftseinrichtung, die aus-
schließlich zu dem Zweck unterhalten wird,
für das Unternehmen andere Tätigkeiten
auszuüben, die vorbereitender Art sind
oder eine Hilfstätigkeit darstellen;

f) eine feste Geschäftseinrichtung, die aus-
schließlich zu dem Zweck unterhalten wird,
mehrere der unter lit. a bis e genannten
Tätigkeiten auszuüben, vorausgesetzt, daß
die sich daraus ergebende Gesamttätigkeit
der festen Geschäftseinrichtung vorbereiten-
der Art ist oder eine Hilfstätigkeit dar-
stellt.

(5) Ist eine Person — mit Ausnahme eines
unabhängigen Vertreters im Sinne des Absatzes 6
— für ein Unternehmen tätig und besitzt sie in
einem Vertragsstaat die Vollmacht, im Namen
des Unternehmens Verträge abzuschließen, und
übt sie die Vollmacht dort gewöhnlich aus, so
wird das Unternehmen ungeachtet der Absätze 1
und 2 so behandelt, als habe es in diesem Staat
für alle von der Person für das Unternehmen
ausgeübten Tätigkeiten eine Betriebstätte, es sei
denn, diese Tätigkeiten beschränken sich auf die
in Absatz 4 genannten Tätigkeiten, die, würden
sie durch eine feste Geschäftseinrichtung ausge-
übt, diese Einrichtung nach dem genannten Ab-
satz nicht zu einer Betriebstätte machten.

(6) Ein Unternehmen wird nicht schon deshalb
so behandelt, als habe es eine Betriebstätte in
einem Vertragsstaat, weil es dort seine Tätigkeit
durch einen Makler, Kommissionär oder einen
anderen unabhängigen Vertreter ausübt, sofern
diese Personen im Rahmen ihrer ordentlichen
Geschäftstätigkeit handeln.

(7) Allein dadurch, daß eine in einem Vertrags-
staat ansässige Gesellschaft eine Gesellschaft be-
herrscht oder von einer Gesellschaft beherrscht
wird, die im anderen Vertragsstaat ansässig ist
oder dort (entweder durch eine Betriebstätte
oder auf andere Weise) ihre Tätigkeit ausübt,
wird keine der beiden Gesellschaften zur Be-
triebstätte der anderen.
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10. Stück — Ausgegeben am 30. Jänner 1979 — Nr. 34 421

Artikel 6

Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat
ansässige Person aus unbeweglichem Vermögen
(einschließlich der Einkünfte aus land- und forst-
wirtschaftlichen Betrieben) bezieht, das im ande-
ren Vertragsstaat liegt, dürfen im anderen Staat
besteuert werden.

(2) Der Ausdruck „unbewegliches Vermögen"
hat die Bedeutung, die ihm nach dem Recht des
Vertragsstaates zukommt, in dem das Vermögen
liegt. Der Ausdruck umfaßt in jedem Fall das Zu-
behör zum unbeweglichen Vermögen, das lebende
und tote Inventar land- und forstwirtschaftlicher
Betriebe, die Rechte, für die die Vorschriften des
bürgerlichen Rechts über Grundstücke gelten,
Nutzungsrechte an unbeweglichem Vermögen
sowie Rechte auf veränderliche oder feste Vergü-
tungen für die Ausbeutung oder das Recht auf
Ausbeutung von Mineralvorkommen, Quellen
und anderen Bodenschätzen; Schiffe und Luft-
fahrzeuge gelten nicht als unbewegliches Ver-
mögen.

(3) Absatz 1 gilt für Einkünfte aus der unmit-
telbaren Nutzung, der Vermietung oder Verpach-
tung sowie jeder anderen Art der Nutzung un-
beweglichen Vermögens.

(4) Die Absätze 1 und 3 gelten auch für Ein-
künfte aus unbeweglichem Vermögen eines Un-
ternehmens und für Einkünfte aus unbewegli-
chem Vermögen, das der Ausübung einer selb-
ständigen Arbeit dient.

Artikel 7

Unternehmensgewinne

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Ver-
tragsstaats dürfen nur in diesem Staat besteuert
werden, es sei denn, das Unternehmen übt seine
Tätigkeit im anderen Vertragsstaat durch eine
dort gelegene Betriebstätte aus. Übt das Unter-
nehmen seine Tätigkeit auf diese Weise aus, so
dürfen die Gewinne des Unternehmens im ande-
ren Staat besteuert werden, jedoch nur insoweit,
als sie dieser Betriebstätte zugerechnet werden
können.

(2) Übt ein Unternehmen eines Vertragsstaats
seine Tätigkeit im anderen Vertragsstaat durch
eine dort gelegene Betriebstätte aus, so werden
vorbehaltlich des Absatzes 3 in jedem Vertrags-
staat dieser Betriebstätte die Gewinne zugerech-
net, die sie hätte erzielen können, wenn sie eine
gleiche oder ähnliche Tätigkeit unter gleichen
oder ähnlichen Bedingungen als selbständiges
Unternehmen ausgeübt hätte und im Verkehr
mit dem Unternehmen, dessen Betriebstätte sie
ist, völlig unabhängig gewesen wäre.
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422 10. Stück — Ausgegeben am 30. Jänner 1979 — Nr. 34

(3) Bei der Ermittlung der Gewinne einer Be-
triebstätte werden die für diese Betriebstätte ent-
standenen Aufwendungen, einschließlich der Ge-
schäftsführungs- und allgemeinen Verwaltungs-
kosten, zum Abzug zugelassen, gleichgültig, ob
sie in dem Staat, in dem die Betriebstätte liegt,
oder anderswo entstanden sind.

(4) Soweit es in einem Vertragsstaat üblich ist,
die einer Betriebstätte zuzurechnenden Gewinne
durch Aufteilung der Gesamtgewinne des Unter-
nehmens auf seine einzelnen Teile zu ermitteln,
schließt Absatz 2 nicht aus, daß dieser Vertrags-
staat die zu besteuernden Gewinne nach der üb-
lichen Aufteilung ermittelt; die gewählte Ge-
winnaufteilung muß jedoch derart sein, daß das
Ergebnis mit den Grundsätzen dieses Artikels
übereinstimmt.

(5) Auf Grund des bloßen Einkaufs von Gü-
tern oder Waren für das Unternehmen wird
einer Betriebstätte kein Gewinn zugerechnet.

(6) Bei der Anwendung der vorstehenden Ab-
sätze sind die der Betriebstätte zuzurechnenden
Gewinne jedes Jahr auf dieselbe Art zu ermitteln,
es sei denn, daß ausreichende Gründe dafür be-
stehen, anders zu verfahren.

(7) Gehören zu den Gewinnen Einkünfte, die
in anderen Artikeln dieses Abkommens behan-
delt werden, so werden die Bestimmungen jener
Artikel durch die Bestimmungen dieses Artikels
nicht berührt.

(8) Die Bestimmungen dieses Artikels sind auch
auf Einkünfte anzuwenden, die einem stillen Ge-
sellschafter aus seiner Beteiligung an einer „stillen
Gesellschaft" des österreichischen Rechts zuflie-
ßen.

Artikel 8

Schiff- und Luftfahrt

(1) Eine in einem Vertragsstaat ansässige Per-
son darf mit Gewinnen aus dem Betrieb von See-
schiffen, Binnenschiffen oder Luftfahrzeugen im
internationalen Verkehr nur in diesem Vertrags-
staat besteuert werden.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Beteiligun-
gen eines Unternehmens der See- oder Binnen-
schiffahrt oder der Luftfahrt an einem Pool, einer
Betriebsgemeinschaft oder einem anderen inter-
nationalen Betriebszusammenschluß.

Artikel 9

Verbundene Unternehmen

Wenn
a) ein Unternehmen eines Vertragsstaats un-

mittelbar oder mittelbar an der Geschäfts-
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10. Stück — Ausgegeben am 30. Jänner 1979 — Nr. 34 423

leitung, der Kontrolle oder am Kapital
eines Unternehmens des anderen Vertrags-
staats beteiligt ist oder

b) dieselben Personen unmittelbar oder mit-
telbar an der Geschäftsleitung, der Kon-
trolle oder am Kapital eines Unternehmens
eines Vertragsstaats und eines Unterneh-
mens des anderen Vertragsstaats beteiligt
sind,

und in diesen Fällen zwischen den beiden Unter-
nehmen hinsichtlich ihrer kaufmännischen oder
finanziellen Beziehungen Bedingungen verein-
bart oder auferlegt werden, die von denen ab-
weichen, die unabhängige Unternehmen mitein-
ander vereinbaren würden, so dürfen die Ge-
winne, die eines der Unternehmen ohne diese Be-
dingungen erzielt hätte, wegen dieser Bedingun-
gen aber nicht erzielt hat, den Gewinnen dieses
Unternehmens zugerechnet und entsprechend be-
steuert werden.

Artikel 10

Dividenden

(1) Dividenden, die eine in einem Vertrags-
staat ansässige Gesellschaft an eine in dem ande-
ren Vertragsstaat ansässige Person zahlt, dürfen
in dem anderen Staat besteuert werden.

(2) Diese Dividenden dürfen jedoch in dem
Vertragsstaat, in dem die die Dividenden zah-
lende Gesellschaft ansässig ist, nach dem Recht
dieses Staates besteuert werden; die Steuer darf
aber 10 vom Hundert des Bruttobetrages der
Dividenden nicht übersteigen.

(3) Der in diesem Artikel verwendete Aus-
druck „Dividenden" bedeutet Einkünfte aus Ak-
tien, Genußaktien oder Genußscheinen, Kuxen,
Gründeranteilen oder anderen Rechten — aus-
genommen Forderungen — mit Gewinnbeteili-
gung sowie aus sonstigen Gesellschaftsanteilen
stammende Einkünfte, die nach dem Recht des
Staates, in dem die ausschüttende Gesellschaft an-
sässig ist, den Einkünften aus Aktien steuerlich
gleichgestellt sind.

(4) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwen-
den, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige
Empfänger der Dividenden im anderen Vertrags-
staat, in dem die die Dividenden zahlende Ge-
sellschaft ansässig ist, eine gewerbliche Tätigkeit
durch eine dort gelegene Betriebstätte oder eine
selbständige Arbeit durch eine dort gelegene feste
Einrichtung ausübt und die Beteiligung, für die
die Dividenden gezahlt weden, tatsächlich zu
dieser Betriebstätte oder festen Einrichtung ge-
hört. In diesem Fall ist Artikel 7 beziehungsweise
Artikel 14 anzuwenden.

25
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424 10. Stück — Ausgegeben am 30. Jänner 1979 — Nr. 34

(5) Bezieht eine in einem Vertragsstaat ansäs-
sige Gesellschaft Gewinne oder Einkünfte aus
dem anderen Vertragsstaat, so darf dieser andere
Staat weder die von der Gesellschaft gezahlten
Dividenden besteuern, es sei denn, daß diese Di-
videnden an eine im anderen Staat ansässige Per-
son gezahlt werden oder daß die Beteiligung, für
die die Dividenden gezahlt werden, tatsächlich
zu einer im anderen Staat gelegenen Betriebstätte
oder festen Einrichtung gehört, noch Gewinne
der Gesellschaft einer Steuer für nichtausgeschüt-
tete Gewinne unterwerfen, selbst wenn die ge-
zahlten Dividenden oder die nichtausgeschütteten
Gewinne ganz oder teilweise aus im anderen
Staat erzielten Gewinnen oder Einkünften be-
stehen.

Artikel 11

Zinsen

(1) Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stam-
men und an eine in dem anderen Vertragsstaat
ansässige Person gezahlt werden, dürfen nur in
dem anderen Staat besteuert werden.

(2) Der in diesem Artikel verwendete Aus-
druck „Zinsen" bedeutet Einkünfte aus Forde-
rungen jeder Art, auch wenn die Forderungen
durch Pfandrechte an Grundstücken gesichert
oder mit einer Beteiligung am Gewinn des
Schuldners ausgestattet sind, und insbesondere
Einkünfte aus öffentlichen Anleihen und aus Ob-
ligationen, einschließlich der damit verbundenen
Aufgelder und der Gewinne aus Losanleihen. Zu-
schläge für verspätete Zahlung gelten nicht als
Zinsen im Sinne dieses Artikels.

(3) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der
in einem Vertragsstaat ansässige Empfänger der
Zinsen im anderen Vertragsstaat, aus dem die
Zinsen stammen, eine gewerbliche Tätigkeit
durch eine dort gelegene Betriebstätte oder eine
selbständige Arbeit durch eine dort gelegene feste
Einrichtung ausübt und die Forderung, für die
die Zinsen gezahlt werden, tatsächlich zu dieser
Betriebstätte oder festen Einrichtung gehört. In
diesem Fall ist Artikel 7 beziehungsweise
Artikel 14 anzuwenden.

(4) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem
Empfänger der Zinsen oder zwischen jedem von
ihnen und einem Dritten besondere Beziehungen
und übersteigen deshalb die Zinsen, gemessen an
der zugrundeliegenden Forderung, den Betrag,
den Schuldner und Empfänger ohne diese Bezie-
hungen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel
nur auf den letzteren Betrag angewendet. In
diesem Fall kann der übersteigende Betrag nach
dem Recht eines jeden Vertragsstaats und unter
Berücksichtigung der anderen Bestimmungen die-
ses Abkommens besteuert werden.
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Artikel 12

Lizenzgebühren

(1) Lizenzgebühren, die aus einem Vertrags-
staat stammen und von einer in dem anderen
Vertragsstaat ansässigen Person bezogen werden,
dürfen in dem anderen Staat besteuert werden.

(2) Die im Absatz 3 lit. a angeführten Lizenz-
gebühren dürfen jedoch in dem Vertragsstaat, aus
dem sie stammen, nach dem Recht dieses Staates
besteuert werden; die Steuer darf aber 5 vom
Hundert des Bruttobetrages der Lizenzgebühren
nicht übersteigen.

(3) Der in diesem Artikel verwendete Aus-
druck „Lizenzgebühren" bedeutet Vergütungen
jeder Art, die für die Benutzung oder für das
Recht auf Benutzung

a) von Patenten, Warenzeichen, Mustern oder
Modellen, Plänen, geheimen Formeln oder
Verfahren oder für die Benutzung oder das
Recht auf Benutzung gewerblicher, kauf-
männischer oder wissenschaftlicher Ausrü-
stungen oder für die Mitteilung gewerbli-
cher, kaufmännischer oder wissenschaftli-
cher Erfahrungen,

b) von Urheberrechten an literarischen, künst-
lerischen oder wissenschaftlichen Werken,
einschließlich kinematographischer Filme,

gezahlt werden.

(4) Lizenzgebühren gelten dann als aus einem
Vertragsstaat stammend, wenn der Schuldner
dieser Staat selbst, eine seiner Gebietskörperschaf-
ten oder eine in diesem Staat ansässige Person ist.
Hat aber der Schuldner der Lizenzgebühren,
ohne Rücksicht darauf, ob er in einem Vertrags-
staat ansässig ist oder nicht, in einem Vertrags-
staat eine Betriebstätte oder eine feste Einrich-
tung und ist die Verpflichtung, für die die Li-
zenzgebühren gezahlt werden, für Zwecke der
Betriebstätte oder der festen Einrichtung einge-
gangen worden und trägt die Betriebstätte oder
die feste Einrichtung die Lizenzgebühren, so gel-
ten die Lizenzgebühren als aus dem Staat stam-
mend, in dem die Betriebstätte oder die feste
Einrichtung liegt.

(5) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwen-
den, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige
Empfänger der Lizenzgebühren im anderen Ver-
tragsstaat, aus dem die Lizenzgebühren stammen,
eine gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gele-
gene Betriebstätte oder eine selbständige Arbeit
durch eine dort gelegene feste Einrichtung aus-
übt und die Rechte oder Vermögenswerte, für
die die Lizenzgebühren gezahlt werden, tatsäch-
lich zu dieser Betriebstätte oder festen Einrich-
tung gehören. In diesem Fall ist Artikel 7 bezie-
hungsweise Artikel 14 anzuwenden.

26
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426 10. Stück — Ausgegeben am 30. Jänner 1979 — Nr. 34

(6) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem
Empfänger der Lizenzgebühren oder zwischen
jedem von ihnen und einem Dritten besondere
Beziehungen und übersteigen deshalb die Lizenz-
gebühren, gemessen an der zugrundeliegenden
Leistung, den Betrag, den Schuldner und Emp-
fänger ohne diese Beziehungen vereinbart hät-
ten, so wird dieser Artikel nur auf den letzteren
Betrag angewendet. In diesem Fall kann der
übersteigende Betrag nach dem Recht eines jeden
Vertragsstaates und unter Berücksichtigung der
anderen Bestimmungen dieses Abkommens be-
steuert werden.

Artikel 13

Gewinne aus der Veräußerung von Vermögen

(1) Gewinne, die eine in einem Vertragsstaat
ansässige Person aus der Veräußerung unbeweg-
lichen Vermögens im Sinne des Artikels 6 be-
zieht, das im anderen Vertragsstaat liegt, dürfen
im anderen Staat besteuert werden.

(2) Gewinne aus der Veräußerung beweglichen
Vermögens, das Betriebsvermögen einer Betrieb-
stätte ist, die ein Unternehmen eines Vertrags-
staats im anderen Vertragsstaat hat, oder das zu
einer festen Einrichtung gehört, die einer in
einem Vertragsstaat ansässigen Person für die
Ausübung einer selbständigen Arbeit im anderen
Vertragsstat zur Verfügung steht, einschließlich
derartiger Gewinne, die bei der Veräußerung
einer solchen Betriebstätte (allein oder mit dem
übrigen Unternehmen) oder einer solchen festen
Einrichtung erzielt werden, dürfen im anderen
Staat besteuert werden.

(3) Ungeachtet des Absatzes 2 dürfen Gewinne,
die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person
aus der Veräußerung von See- oder Binnenschif-
fen oder Luftfahrzeugen im internationalen Ver-
kehr und von beweglichem Vermögen, das dem
Betrieb dieser See- oder Binnenschiffe und Luft-
fahrzeuge dient, erzielt, nur in diesem Vertrags-
staat besteuert werden.

(4) Gewinne aus der Veräußerung des in den
Absätzen 1, 2 und 3 nicht genannten Vermögens
dürfen nur in dem Vertragsstaat besteuert wer-
den, in dem der Veräußerer ansässig ist.

Artikel 14

Selbständige Arbeit

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat
ansässige Person aus einem freien Beruf oder aus
sonstiger selbständiger Tätigkeit bezieht, dürfen
nur in diesem Staat besteuert werden, es sei denn,
daß der Person im anderen Vertragsstaat für die
Ausübung ihrer Tätigkeit gewöhnlich eine feste
Einrichtung zur Verfügung steht. Steht ihr eine
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solche feste Einrichtung zur Verfügung, so dürfen
die Einkünfte im anderen Staat besteuert werden,
jedoch nur insoweit, als sie dieser festen Einrich-
tung zugerechnet werden können.

(2) Der Ausdruck „freier Beruf" umfaßt ins-
besondere die selbständig ausgeübte wissenschaft-
liche, literarische, künstlerische, erzieherische
oder unterrichtende Tätigkeit sowie die selbstän-
dige Tätigkeit der Ärzte, Rechtsanwälte, Inge-
nieure, Architekten und Steuerberater.

Artikel 15

Unselbständige Arbeit

(1) Vorbehaltlich der Artikel 16, 18 und 19
dürfen Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütun-
gen, die eine in einem Vertragsstaat ansässige
Person aus unselbständiger Arbeit bezieht, nur
in diesem Staat besteuert werden, es sei denn, die
Arbeit wird im anderen Vertragsstaat ausgeübt.
Wird die Arbeit dort ausgeübt, so dürfen die
dafür bezogenen Vergütungen im anderen Staat
besteuert werden.

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 dürfen Vergü-
tungen, die eine in einem Vertragsstaat ansässige
Person für eine im anderen Vertragsstaat ausge-
übte unselbständige Arbeit bezieht, nur im erst-
genannten Staat besteuert werden, wenn

a) der Empfänger sich im anderen Staat ins-
gesamt nicht länger als 183 Tage während
des betreffenden Kalenderjahres aufhält
und

b) die Vergütungen von einem Arbeitgeber
oder für einen Arbeitgeber gezahlt werden,
der nicht im anderen Staat ansässig ist, und

c) die Vergütungen nicht von einer Betrieb-
stätte oder einer festen Einrichtung getra-
gen werden, die der Arbeitgeber im ande-
ren Staat hat.

(3) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmun-
gen dieses Artikels dürfen Vergütungen für un-
selbständige Arbeit, die an Bord eines See- oder
Binnenschiffes oder Luftfahrzeuges im interna-
tionalen Verkehr ausgeübt wird, nur in dem Ver-
tragsstaat besteuert werden, in dem die Person
ansässig ist, die die Gewinne aus dem Betrieb des
See- oder Binnenschiffes oder Luftfahrzeuges er-
zielt.

Artikel 16

Aufsichtsrats- und Verwaltungsratsvergütungen

Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergütun-
gen und ähnliche Zahlungen, die eine in einem
Vertragsstaat ansässige Person in ihrer Eigen-
schaft als Mitglied des Aufsichts- oder Verwal-
tungsrates einer Gesellschaft bezieht, die in dem
anderen Vertragsstaat ansässig ist, dürfen in dem
anderen Staat besteuert werden.
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428 10. Stück — Ausgegeben am 30. Jänner 1979 — Nr. 34

Artikel 17

Künstler und Sportler

(1) Ungeachtet der Artikel 14 und 15 dürfen
Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat an-
sässige Person als Künstler, wie Bühnen-, Film-,
Rundfunk- und Fernsehkünstler sowie Musiker,
oder als Sportler aus ihrer im anderen Vertrags-
staat persönlich ausgeübten Tätigkeit bezieht, im
anderen Staat besteuert werden.

(2) Fließen Einkünfte aus einer von einem
Künstler oder Sportler in dieser Eigenschaft per-
sönlich ausgeübten Tätigkeit nicht dem Künstler
oder Sportler selbst, sondern einer anderen Per-
son zu, so dürfen diese Einkünfte ungeachtet der
Artikel 7, 14 und 15 in dem Vertragsstaat be-
steuert werden, in dem der Künstler oder Sport-
ler seine Tätigkeit ausübt.

Artikel 18

Ruhegehälter

Vorbehaltlich des Artikels 19 Absatz 1 dürfen
Ruhegehälter und ähnliche Vergütungen, die
einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person
für frühere unselbständige Arbeit gezahlt wer-
den, nur in diesem Staat besteuert werden.

Artikel 19

Ausübung öffentlicher Funktionen

(1) Vergütungen, einschließlich der Ruhege-
hälter, die von einem Vertragsstaat oder einer
seiner Gebietskörperschaften unmittelbar oder
aus einem von diesem Staat oder der Gebiets-
körperschaft errichteten Sondervermögen an
eine natürliche Person für die diesem Staat oder
der Gebietskörperschaft in Ausübung öffentli-
cher Funktionen erbrachten Dienste gewährt
werden, dürfen in diesem Staat besteuert wer-
den. Dies gilt jedoch nicht für Vergütungen,
die an Personen gezahlt werden, die Staatsange-
hörige des anderen Staates sind.

(2) Auf Vergütungen oder Ruhegehälter für
Dienstleistungen, die im Zusammenhang mit
einer kaufmännischen oder gewerblichen Tätig-
keit eines der Vertragsstaaten oder einer seiner
Gebietskörperschaften erbracht werden, finden
die Artikel 15, 16 und 18 Anwendung.

Artikel 20

Studenten

Zahlungen, die ein Student, Praktikant oder
Lehrling, der sich in einem Vertragsstaat aus-
schließlich zum Studium oder zur Ausbildung
aufhält und der im anderen Vertragsstaat an-
sässig ist oder dort unmittelbar vor der Einreise
in den erstgenannten Staat ansässig war, für
seinen Unterhalt, sein Studium oder seine Aus-
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10. Stück — Ausgegeben am 30. Jänner 1979 — Nr. 34 429

bildung erhält, dürfen im erstgenannten Staat
nicht besteuert werden, sofern diese Zahlungen
aus Quellen außerhalb dieses Staates stammen.

Artikel 21

Andere Einkünfte

(1) Einkünfte einer in einem Vertragsstaat an-
sässigen Person, die in den vorstehenden Arti-
keln nicht behandelt wurden, dürfen ohne Rück-
sicht auf ihre Herkunft nur in diesem Staat
besteuert werden.

{2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der
in einem Vertragsstaat ansässige Empfänger im
anderen Vertragsstaat eine gewerbliche Tätigkeit
durch eine dort gelegene Betriebstätte oder eine
selbständige Arbeit durch eine dort gelegene
feste Einrichtung ausübt und die Rechte oder
Vermögenswerte, für die die Einkünfte gezahlt
werden, tatsächlich zu dieser Betriebsstätte oder
festen Einrichtung gehören. In diesem Fall ist
Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14 anzuwen-
den. Dies gilt nicht für Einkünfte aus unbe-
weglichem Vermögen im Sinne des Artikels 6
Absatz 2.

Artikel 22
Vermögen

(1) Unbewegliches Vermögen im Sinne des
Artikels 6, das einer in einem Vertragsstaat an-
sässigen Person gehört und im anderen Vertrags-
staat liegt, darf im anderen Staat besteuert
werden.

(2) Bewegliches Vermögen, das Betriebsver-
mögen einer Betriebstätte ist, die ein Unter-
nehmen eines Vertragsstaats im anderen Ver-
tragsstaat hat, oder das zu einer festen Einrich-
tung gehört, die einer in einem Vertragsstaat
ansässigen Person für die Ausübung einer selb-
ständigen Arbeit im anderen Vertragsstaat zur
Verfügung steht, darf im anderen Staat be-
steuert werden.

(3) See- oder Binnenschiffe und Luftfahrzeuge
im internationalen Verkehr sowie bewegliches
Vermögen, das dem Betrieb dieser See- oder
Binnenschiffe und Luftfahrzeuge dient, dürfen
nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in
dem die Person ansässig ist, die die Gewinne
aus dem Betrieb des See- oder Binnenschiffes
oder Luftfahrzeuges erzielt.

(4) Alle anderen Vermögensteile einer in einem
Vertragsstaat ansässigen Person dürfen nur in
diesem Staat besteuert werden.

Artikel 23
Vermeidung der Doppelbesteuerung

(1) Bei einer in der Tschechoslowakischen
Sozialistischen Republik ansässigen Person wird
die Steuer wie folgt festgesetzt:
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a) Die aus der Republik Österreich stammen-
den Einkünfte — mit Ausnahme der unter
lit. b fallenden Einkünfte — und die in der
Republik Österreich gelegenen Vermögens-
werte, die nach diesem Abkommen in der
Republik Österreich besteuert werden
dürfen, sind in der Tschechoslowakischen
Sozialistischen Republik von der Besteue-
rung ausgenommen. Die Tschechoslowa-
kische Sozialistische Republik darf aber bei
der Festsetzung der Steuer für das übrige
Einkommen oder das übrige Vermögen
dieser Person den Steuersatz anwenden, der
anzuwenden wäre, wenn die betreffenden
Einkünfte oder das betreffende Vermögen
nicht von der Besteuerung ausgenommen
wären.

b) Bei der Festsetzung der tschechoslowa-
kischen Steuern werden die aus der Repu-
blik Österreich stammenden Einkünfte, die
nach den Artikeln 10, 12, 16 oder 17 in der
Republik Österreich besteuert werden
dürfen, in die Bemessungsgrundlage ein-
bezogen. Die in der Republik Österreich
nach den Artikeln 10, 12, 16 und 17 ge-
zahlte Steuer wird auf die von diesen Ein-
künften in der Tschechoslowakischen So-
zialistischen Republik erhobene Steuer an-
gerechnet. Der anzurechnende Betrag darf
aber den Teil der vor der Anrechnung
ermittelten Steuer nicht übersteigen, der
auf diese in der Republik Österreich steuer-
pflichtigen Einkünfte entfällt.

(2) Bei einer in der Republik Österreich an-
sässigen Person wird die Steuer wie folgt fest-
gesetzt:

a) Bezieht eine in der Republik Österreich
ansässige Person Einkünfte oder hat sie
Vermögen und dürfen diese Einkünfte oder
dieses Vermögen nach diesem Abkommen
in der Tschechoslowakischen Sozialistischen
Republik besteuert werden, so nimmt die
Republik Österreich, vorbehaltlich der
lit. b diese Einkünfte oder dieses Vermögen
von der Besteuerung aus; die Republik
Österreich darf aber bei der Festsetzung
der Steuer für das übrige Einkommen oder
das übrige Vermögen dieser Person den
Steuersatz anwenden, der anzuwenden
wäre, wenn die betreffenden Einkünfte oder
das betreffende Vermögen nicht von der
Besteuerung ausgenommen wären.

b) Bezieht eine in der Republik Österreich
ansässige Person Einkünfte, die nach den
Artikeln 10 oder 12 in der Tschechoslo-
wakischen Sozialistischen Republik be-
steuert werden dürfen, so rechnet die Re-
publik Österreich auf die vom Einkommen
dieser Person zu erhebende Steuer den Be-
trag an, der der in der Tschechoslowa-
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kischen Sozialistischen Republik gezahlten
Steuer entspricht. Der anzurechnende Be-
trag darf jedoch den Teil der vor der An-
rechnung ermittelten Steuer nicht über-
steigen, der auf die Einkünfte entfällt, die
aus der Tschechoslowakischen Sozialisti-
schen Republik bezogen werden.

Artikel 24

Gleichbehandlung

(1) Staatsangehörige eines Vertragsstaats
dürfen im anderen Vertragsstaat keiner Besteue-
rung oder damit zusammenhängenden Verpflich-
tung unterworfen werden, die anders oder be-
lastender ist als die Besteuerung und die damit
zusammenhängenden Verpflichtungen, denen
Staatsangehörige des anderen Staates unter
gleichen Verhältnissen unterworfen sind oder
unterworfen werden können. Diese Bestimmung
gilt ungeachtet des Artikels 1 auch für Personen,
die in keinem Vertragsstaat ansässig sind.

(2) Die Besteuerung einer Betriebstätte, die
ein Unternehmen eines Vertragsstaats am anderen
Vertragsstaat hat, darf im anderen Staat nicht
ungünstiger sein als die Besteuerung von Unter-
nehmen des anderen Staates, die die gleiche Tätig-
keit ausüben. Diese Bestimmung ist nicht so aus-
zulegen, als verpflichte sie einen Vertragsstaat,
den im anderen Vertragsstaat ansässigen Personen
Steuerfreibeträge, -vergünstigungen und -ermäßi-
gungen auf Grund des Personenstandes oder der
Familienlasten zu gewähren, die er seinen an-
sässigen Personen gewährt.

(3) Unternehmen eines Vertragsstaats, deren
Kapital ganz oder teilweise unmittelbar oder
mittelbar einer im anderen Vertragsstaat an-
sässigen Person oder mehreren solchen Personen
gehört oder ihrer Kontrolle unterliegt, dürfen
im erstgenannten Staat keiner Besteuerung oder
damit zusammenhängenden Verpflichtung
unterworfen werden, die anders oder belastender
ist als die Besteuerung und die damit zusam-
menhängenden Verpflichtungen, denen andere
ähnliche Unternehmen des erstgenannten Staates
unterworfen sind oder unterworfen werden
können.

(4) Dieser Artikel gilt ungeachtet des Arti-
kels 2 für Steuern jeder Art und Bezeichnung.

Artikel 25

Verständigungsverfahren

(1) Ist eine Person der Auffassung, daß Maß-
nahmen eines Vertragsstaats oder beider Ver-
tragsstaaten für sie zu einer Besteuerung führen
oder führen werden, die diesem Abkommen
nicht entspricht, so kann sie unbeschadet der
nach dem innerstaatlichen Recht dieser Staaten
vorgesehenen Rechtsmittel ihren Fall der zu-
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ständigen Behörde des Vertragsstaats, in dem
sie ansässig ist, oder, sofern ihr Fall von Arti-
kel 24 Absatz 1 erfaßt wird, der zuständigen
Behörde des Vertragsstaats unterbreiten, dessen
Staatsangehöriger sie ist. Der Fall muß inner-
halb von drei Jahren nach der ersten Mitteilung
der Maßnahmen unterbreitet werden, die zu
einer dem Abkommen nicht entsprechenden
Besteuerung führt.

(2) Hält die zuständige Behörde die Einwen-
dung für begründet und ist sie selbst nicht in
der Lage, eine befriedigende Lösung herbeizu-
führen, so wird sie sich bemühen, den Fall
durch Verständigung mit der zuständigen
Behörde des anderen Vertragsstaats so zu regeln,
daß eine dem Abkommen nicht entsprechende
Besteuerung vermieden wird. Die Verständi-
gungsregelung ist ungeachtet der Fristen des
innerstaatlichen Rechts der Vertragsstaaten
durchzuführen.

(3) Die zuständigen Behörden der Vertrags-
staaten werden sich bemühen, Schwierigkeiten
oder Zweifel, die bei der Auslegung oder An-
wendung des Abkommens entstehen, in gegen-
seitigem Einvernehmen zu beseitigen. Sie können
auch gemeinsam darüber beraten, wie eine
Doppelbesteuerung in Fällen vermieden werden
kann, die im Abkommen nicht behandelt sind.

(4) Die zuständigen Behörden der Vertrags-
staaten können zur Herbeiführung einer Eini-
gung im Sinne der vorstehenden Absätze un-
mittelbar miteinander verkehren. Erscheint ein
mündlicher Meinungsaustausch für die Herbei-
führung der Einigung zweckmäßig, so kann ein
solcher Meinungsaustausch in einer Kommission
durchgeführt werden, die aus Vertretern der zu-
ständigen Behörden der Vertragsstaaten besteht.

Artikel 26

Austausch von Informationen

(1) Die zuständigen Behörden der Vertrags-
staaten werden gegenseitig die zur Durchführung
dieses Abkommens erforderlichen Informationen
austauschen. Alle so ausgetauschten Informatio-
nen sind geheim zu halten und dürfen nur sol-
chen Personen oder Behörden mitgeteilt werden,
die mit der Veranlagung und Erhebung der unter
dieses Abkommen fallenden Steuern befaßt sind.

(2) Absatz 1 ist auf keinen Fall so auszulegen,
als verpflichte er einen der Vertragsstaaten

a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen,
die von den Gesetzen oder der Verwal-
tungspraxis dieses oder des anderen Ver-
tragsstaats abweichen,
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b) Angaben zu übermitteln, die nach den gel-
tenden Gesetzen oder im üblichen Ver-
waltungsverfahren dieses oder des anderen
Vertragsstaats nicht beschafft werden kön-
nen,

c) Informationen zu erteilen, die ein Han-
dels-, Geschäfts- oder Berufsgeheimnis oder
ein Geschäftsverfahren preisgeben würden
oder deren Erteilung der öffentlichen Ord-
nung widerspräche.

Artikel 27

Diplomatische und konsularische Beamte

Dieses Abkommen berührt nicht die steuer-
lichen Vorrechte, die den diplomatischen und
konsularischen Beamten nach den allgemeinen
Regeln des Völkerrechts oder auf Grund beson-
derer Vereinbarungen zustehen.

Artikel 28

Inkrafttreten

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation.
Die Ratifikationsurkunden werden so bald wie
möglich in Prag ausgetauscht.

(2) Das Abkommen tritt am sechzigsten Tage
nach Austausch der Ratifikationsurkunden in
Kraft.

(3) Die Bestimmungen dieses Abkommens fin-
den erstmals auf Steuern Anwendung, die für
das Kalenderjahr erhoben werden, das dem Jahr
folgt, in dem der Austausch der Ratifikations-
urkunden stattgefunden hat.

Artikel 29

Außerkrafttreten

Dieses Abkommen bleibt in Kraft, solange es
nicht von einem der beiden Vertragsstaaten ge-
kündigt worden ist. Jeder Vertragsstaat kann das
Abkommen schriftlich auf diplomatischem Wege
unter Einhaltung einer Frist von mindestens
sechs Monaten zum Ende eines Kalenderjahres
kündigen. In diesem Fall ist das Abkommen
letztmals auf die Steuern anzuwenden, die für
das Kalenderjahr erhoben werden, zu dessen
Ende die Kündigung erfolgt ist.

ZU URKUND DESSEN haben die genannten
Bevollmächtigten dieses Abkommen unterzeich-
net und mit Siegeln versehen.

GESCHEHEN in WIEN, am 7. März 1978
in zwei Urschriften, jede in deutscher und in
tschechischer Sprache, wobei beide Texte gleicher-
maßen authentisch sind.
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FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH:

Androsch

FÜR DIE TSCHECHOSLOWAKISCHE
SOZIALISTISCHE REPUBLIK:

L.Lér

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifika-
tionsurkunde wurde am 14. Dezember 1978 ausgetauscht; das Abkommen tritt gemäß seinem Art. 28
Abs. 2 am 12. Feber 1979 in Kraft.

Kreisky

35 .
(Übersetzung)

A b k o m m e n
zwischen dem Bundesminister für Handel,
Gewerbe und Industrie und dem Bundes-
minister für Finanzen der Republik Öster-

reich einerseits
und dem Handelsminister der Demokrati-
schen Sozialistischen Republik von Sri Lanka

andererseits
über die Anerkennung von Zeugnissen über
den Ursprung und die handwerkliche Her-
stellung von Waren zum Zwecke der zoll-
freien oder zollermäßigten Einfuhr nach

Österreich

Artikel 1

Der Handelsminister der Demokratischen
Sozialistischen Republik von Sri Lanka bestätigt,
daß zur Ausstellung von Zeugnissen über den
Ursprung und die handwerkliche Herstellung
von Waren zum Zwecke der zollfreien oder
zollermäßigten Einfuhr nach Österreich der
„Director of Small Industries" der Demokrati-
schen Sozialistischen Republik von Sri Lanka
ermächtigt ist.

Artikel 2

(1) Die Zeugnisse über den Ursprung und die
handwerkliche Herstellung entsprechen — vor-
behaltlich der Bestimmungen des Absatzes 2 —
nach Inhalt und Form dem für Zwecke des
Allgemeinen Präferenzsystems verwendeten
Formblatt A.

(2) Die Zeugnisse enthalten folgende zusätz-
liche Feststellungen:

a) Zusätzliche Erklärung des Ausführers
(in Spalte 7 des genannten Formblattes):
„Alle oben genannten Waren sind hand-
werklich hergestellte Waren."
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